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Amts - 


Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 29. 


Marienwerder, den 20. Juli 


1892. 


r 


Berordnungen und Bekanntmachungen 
der Ceutral⸗Behörden. 


1) Bekanntmachung. 


in Stein zum Standesbeamten für den Standesamts⸗ 
bezirk Stein, Kreiſes Roſenberg Wpr., an Stelle des aus 
dem Bezirke verzogenen Lehrers Maſur aus Stein zur 


Det der heute in Gegenwart eines Notars öffent⸗ öffentlichen Kenntniß. 


lich bewirkten 15. Verlooſung von Kurmarkiſchen Schuld⸗ 


verſchreibungen ſind die in der Anlage verzeichneten T 


Nummern gezogen worden. 

Dieſelben werden den Beſitzern zum 1. November 
1892 mit der Aufforderung gekündigt, die in den aus⸗ 
gelooſten Nummern verſchriebenen Kapitalbeträge vom 
1. November 1892 ab gegen Quittung und Rückgabe 
der Schuldverſchreibungen und der ſpäter zahlbar werden⸗ 


den Zinsſcheine Reihe XIV Nr. 3 bis 8 bei der Staats- 1) 


Danzig, den 4. Juli 1892. 

Der Oberpräſident. 
Dem Fräulein Agnes Wilhelm in Rothhof, Kreis 
Marienwerder, ift die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen 
Bezirk als Erzieherin zu fungiren. 
Marienwerder, den 11. Juli 1892. 

Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
Nachſtehende Bekanntmachung des Finanz⸗Mini⸗ 


ſchulden⸗Tilgungskaſſe, Taubenſtraße 29, hierſelbſt zu ſteriums: 


erheben. Die Zahlung erfolgt von 9 Uhr Vormittags 
bis 1 Uhr Nachmittags, mit Ausſchluß der Sonn⸗ und 
Feſttage und der letzten 
Die Einlöſung geſchieht auch bei den Regierungs⸗Haupt⸗ 
kaſſen und in Frankfurt a. M. bei der Kreiskaſſe. Zu 


Bekanntmachung. 
Auf Grund der 88 2, 28 und 57 No. 2 des 


drei Geſchäftstage jeden Monats. Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 (Geſetz⸗Samml. 


S. 205) beſtimme ich Folgendes: 
1) Juriſtiſche Perſonen, Actiengeſellſchaften, Com⸗ 


dieſem Zweck können die Effekten einer dieſer Kaſſen ſchon manditgeſellſchaften auf Actien, eingetragene Genoſſen⸗ 
vom 1. Oktober 1892 ab eingereicht werden, welche ſie ſchaften und alle zur öffentlichen Rechnungslegung ver⸗ 
der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe zur Prüfung vorzulegen pflichteten gewerblichen Unternehmungen haben in der Zeit 


hat und nach erfolgter Feſtſtellung die Auszahlung vom 
1. November 1892 ab bewirkt. 

Der Betrag der etwa fehlenden Zinsſcheine wird 
vom Kapitale zurückbehalten. 

Mit dem 1. November 1892 hört die Ver⸗ 
zinſung der verlooſten Kurmärkiſchen Schuld: 
verſchreibungen auf. 

Zugleich werden die bereits früher ausgelooſten, 
auf der Anlage verzeichneten, noch rückſtändigen Kur⸗ 
märkiſchen Schuldverſchrelbungen wiederholt und mit dem 
Bemerken aufgerufen, daß die Verzinſung derſelben mit 
den Kündigungsterminen aufgehört hat. 

Die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe kann fid in einen 
Schriftwechſel mit den Inhabern der Schuldverſchrei⸗ 
bungen über die Zahlungsleiſtung nicht einlaſſen. 

Formulare zu den Quittungen werden von ſämmt⸗ 
lichen oben gedachten Kaſſen unentgeltlich verabfolgt. 

Berlin, den 1. Juli 1892. 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
v. Hoffmann. 
Gerord nungen und Berauntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Landwirths und Gutsvorſtehers⸗Stellvertreters A. Kulow 


Ausgegeben in Marienwerder am 21. Juli 


2) 


vom 15. bis 30. September b. Js. 

— und fernerhin alljährlich — ihre Geſchäftsberichte 
und Jahresabſchlüſſe des letzten Geſchäftsjahres, ſowie 
darauf bezügliche Beſchlüſſe der Generalverſammlung der⸗ 
jenigen Königlichen Regierung einzureichen, in deren 
Bezirk das Gewerbe betrieben wird, oder wenn der Be⸗ 
trieb in mehreren Regierungsbezirken ſtattfindet, in deren 
Bezirk ſie ihren Sitz haben, beziehungsweiſe der Sitz der 
Geſchäftsleitung oder der Wohnſitz des von einer außer⸗ 
halb Preußens domicilirten Unternehmung beſtellten Ver: 
treter3 (vergl. No. 2) fid) befindet. 

2) Gewerbliche Unternehmungen, welche außerhalb 
Preußens ihren Sitz haben, aber in Preußen durch Er⸗ 
richtung einer Zweigniederlaſſung, Fabrikations⸗, Ein⸗ 
oder Verkaufsſtätte oder in ſonſtiger Weiſe einen oder 
mehrere ſtehende Betriebe unterhalten, haben in der zu 1 
angegebenen Friſt bei der daſelbſt bezeichneten Regierung 
einen in Preußen wohnhaften Vertreter zu beſtellen, 
welcher für die Erfüllung aller nach dem Gewerbeſteuer⸗ 
geſetz dem Inhaber des Unternehmens obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen ſolidariſch haftet. 

Zum Nachweis der Uebertragung und der An⸗ 
nahme der Vertretung ijt eine entipredjende ſchriftliche 
Erklärung des Inhabers des Unternehmens und des Ver⸗ 


treters einzureichen, in welcher die Unterſchriften derſelben 
1892. 
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von einer Behörde oder einem zur Führung eines Siegels Es ſind zu berechnen für: 
berechtigten Beamten (Amts⸗ oder Gemeindevorſteher, a. 50 Kilogramm Hafer 8 Mark 40 Pf., 
Notar, Konſul, Geſandten u. ſ. w.) beglaubigt ſind. ba. 4 5 Du L- 10, 
3) Alle Gewerbetreibenden (einſchließlich der juriſti⸗ Qs * E; S, 30 „ 
ſchen Perſonen, Actiengeſellſchaften u. ſ. w), welche in Danzig, den 9. Juli 1892. 
mehreren Orten des preußiſchen Staats einen ſtehenden Der Regierungs⸗Präſident. 
Vetrieb (Zweigniederlaſſung, Ein: oder Verkaufsſtätte, 7) Bekanntmachung. 
ſteuerpflichtige Agentur u. ſ. w.) unterhalten, haben Die mit einem etatsmäßigen Einkommen von 
im Monat September d. Is. jährlich 900 Mark dotirte Kreisthierarztſtelle des Kreiſes 
eine ſchriftliche Erklärung über den Ort und die Art Niederung wird vom 20. September b. Js. ab vacant. 
der einzelnen Betriebe und über den Sitz der Geſchäfts⸗ Qualificirte Bewerber werden aufgefordert, ſich 
leitung einzureichen, und zwar unter Vorlegung ihrer Zeugniſſe und eines kurzen Lebens⸗ 
a. wenn einer oder mehrere der angezeigten Betriebe laufs bis zum 1. September d. Js. bei mir zu melden. 
für das Jahr 1892/93 in der Gewerbeſteuer⸗ Gumbinnen, den 13. Juli 1892. 
Klaſſe A. I. veranlagt ſind, bei der Bezirksregierung, Der Regierungs⸗Präſident. 
in deren Bezirk der Sitz der Geſchäf sleilung be⸗ 8) Nachweiſung 
ziehungsweiſe der Wohnſitz des zu beſtellenden Ber: der bis Ende Juni 1892 eingetretenen Verände⸗ 
treters (vergl. No. 2) ſich befindet. rungen in den Landbeſtellbezirken des Ober⸗Poſtdirektions⸗ 
b. anderenfalls bei dem Vorſitzenden des Steueraus⸗ Bezirks Bromberg. 
ſchuſſes der Klaſſe III des Veranlagungs⸗Bezirks, — — ee 
in welchem die Geſchäftsleitung ihren Sitz, be: Poſtanſtalt, zu deren Beſtell⸗ 
ziehungsweiſe der beſtellte Vertreter ſeinen Wohnſitz Namen bezirk die Ortſchaft 
hat, ober, ſofern beides nicht in Frage fleht, einer der Ortſchaften. bisher fortan 
der angezeigten Betriebe ſich befindet. gehört hat. gehört. 
In der Folgezeit eintretende Aenderungen des | 
in der Erklärung angegebenen Zuſtandes find dem Jagolitz Abb. 
Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes, von welchem Gidfter Fo. | Eichfier ( 
die Steuer veranlagt wird, ſchriftlich anzuzeigen. Schloppe. Dt. K ke 
4) In Berlin tritt in den Fällen zu 1 bis 2| Eiochſier Abb. | aei tone.) 
an die Stelle der Regierung die Königliche Direction Eichfier D. 1 
für bie Verwaltung der directen Steuern daſelbſt. Greſonſe Fo. Zakrzewo. Radawnitz. 
Berlin, den 1. Juli 1892. Bromberg, den 7. Juli 1892. 
Der Finanz⸗Miniſter. Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdircktor. 
gez. Miquel. 9) Bekanntmachung. 
wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Am 16. Juli tritt in Schinkenberg eine Poſt⸗ 
Marienwerder, den 4. Juli 1892. agentur in Wirkſamkeit, welche ihre Verbindung mit 
Königliche Regierung, dem Poſtamte in Marienwerder (Vpr) mit den Poſt⸗ 
Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forſten. agenturen in Sedlinen, Großnebrau und den Schaffner⸗ 
5) Bekanntmachung. bahnpoſten Marienburg⸗Graudenz und Graudenz⸗Marien⸗ 
Der Amtsſecretär Schiffner und der Reſervejäger burg erhält. 
Friedrich Reyher aus Oſche, welche laut unferer Amts: Dem Landbeſtellbezirke der neuen Poſtagentur wer: 


blattsbekanntmachungen vom 17. April 1890 bezw. vom den folgende Ortſchaften zugetheilt werden: 
8. Januar 1892 als Kaſſengehülfen für die Königliche Ellerwalde [I D., Keilhof G., D., Selma 


Forſtkaſſe zu Dice angenommen worden find, find aus hütte Glh. 
dieſen Funktionen in Folge anderwelter Beſetzung der Danzig, den 8. Juli 1892. 
genannten Kaſſe ausgeſchieden und nicht mehr berechtigt Der Kalſerliche Ober⸗Poſtdirector. 
in Holzverkaufs⸗ und anderen Terminen den Forſtkaſſen⸗ LO) Bekanntmachung. 
Ste danten zu vertreten und dabei Quittungen über Zah: Folgende Poſtſendungen lagern bei der hieſigen 
lungen an die Forſtkaſſe auszuſtellen. Ober⸗Poſtdirection als unbeſtellbar: 
Marienwerder, den 6. Juli 1892. Brief mit 5 Mk. 40 Pf. an Frau A. Heinrich 
Königliche Regierung, in Graudenz, aufgegeben am 12. März 1892 in Graudenz. 
Abtheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. Brief an Roſalie Mazurowski in Pelplin mit einem 
6 Bekanntmachung. Inhalte von 15 Stück Freimarken zu 10 Pf., aufge⸗ 
Nachſtehend bringe ich die in dem Normalmarkt⸗geben am 13./4. 92 in Graudenz. 
orte Elbing im Monat Juni 1892 für Fourage Die Abſender der genannten Sendungen werden 


gezahlten Preiſe nach dem Durchſchnitt der höchſten hlerdurch aufgefordert, fid) innerhalb 4 Wochen, vom 
Tagespreiſe mit einem Aufſchlage von fünf vom Hundert Tage des Erſcheinens dieſer Bekanntmachung ab zur 
zur öffentlichen Kenntniß. Empfangnahme der Sendungen zu melden, widrigenfalls 
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nach Ablauf der gedachten Friſt, über die bezeichneten kann ſtatt des vorstehend bezeichneten beſonderen Negifters 
Sendungen bz. Geldbeträge zum Beſten der Poſt⸗Unter⸗ das Begleitſchein⸗Ausfertigungs⸗Regiſter benutzt werden. 


ſtützungskaſſe verfügt werden wird. 3. Der Beauftragte der Eiſenbahnverwaltung über: 
Danzig, den 14. Juli 1892. nimmt durch die Unterzeichnung der Verzeichniſſe in 

Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirector. Vollmacht ſeiner Verwaltung die Verpflichtung, vorbe⸗ 

11) Bekanntmachung. haltlich des in Ziffer 5 erörterten Ausnahmefalls die 


in den Verzeichniſſen aufgeführten Kolli binnen der darin 

Auf Grund des Bundesrathsbeſchluſſes vom 30. beſtimmten Friſt uneröffnet dem bezeichneten Grenzaus⸗ 
v. Mts. treten vom 15. d. Mis. an die nachſtehenden gangsamt zu geſtellen beziehungsweiſe dieſelben feinen 
Beſtimmungen über die zollamtliche Abfertigung der zur Nachfolger im Dienſt, auf welchen damit die Pflicht der 
unmittelbaren Durchfuhr durch das deutſche Zollgebiet Geſtellung übergeht, nebſt den Begleitpapieren zuzu⸗ 
mit der Eiſenbahn beſtimmten Paſſagiereffecten in führen. 

Geltung: Werden die in den Verzeichniſſen aufgeführten 

Die ſeitens der Eiſenbahnverwaltung von Ausland Koli dem Ausgangsamt nicht geſtellt, fo greifen die 
zu Ausland eingeſchriebenen, zur unmittelbaren Durch⸗ Beſtimmungen im $ 37 des Eiſenbahn⸗Zoll⸗Regulativs 
fuhr durch das deutidje Zollgebiet beſtimmten Paſſagier⸗ Platz. 
effecten werden auf Antrag der Eiſenbahn verwaltung 4. Die Gepäckſtücke ſind unter Uebergabe des Ver⸗ 
beim Eingang an Stelle der im Eiſenbahn⸗Zoll⸗Regulativ zeichniſſes dem darin bezeichneten Ausgangsamt vorzu⸗ 
vorgeſchriebenen Abfertigung dem nachſtehend angeordneten führen. Dieſes prüft, ob die in dem Verzeichniß pots. 
Verfahren unterworfen: getragenen Kolli vorhanden ſind und beſcheinigt unter 

1. Vom Zugführer oder dem ſonſtigen Bevoll⸗Beidruck des Amtsſiegels den Ausgang der vorgefundenen 
mächtigten der Etſenbahnverwaltung iſt über die bezüg⸗ Kolli auf dem Verzeichniß. Ergiebt fid) bei der Prü⸗ 
lichen Paſſagiereffekten auf Grund der Gepäckkarten für fung, daß die Zahl der Kolli mit den Angaben des Vers 
jedes hiernach in Betracht kommende Grenzausgangsamtſzeichniſſes nicht übereinſtimmt oder die vorgeſchriebene 
ein Verzeichniß nach dem Muſter A. in zweifacher Aus⸗ Geſtellungsfriſt nicht eingehalten ift oder die Abgabe des 
fertigung anzufertigen und nebſt den Gepäckkarten unter Verzeichniſſes beziehungsweiſe die Vorführung der Gepäck⸗ 
Vorweiſung der zugehörigen Gepäckſtücke dem Grenzein⸗ſtücke bei einem anderen als dem im Verzeichniß ge: 
gangsamt zu übergeben⸗ Die Vorweiſung erfolgt in der nannten Grenzausgangsamt ſtattgefunden hat, fo tjt nach 
Regel in oder neben dem von den übrigen Gepäckſtücken Maßgabe der Beſtimmungen in den SS 33 bis 38 des 
entleerten Wagen. Eine Ueberführung der Gepäckſtücke Eiſenbahn⸗Zoll⸗Regulativs zu verfahren. 
in den Mevifionsjaal fol nur dann gefordert werden, Die Verzeichniſſe ſind beim Erledigungsamt durch 
wenn dies im Intereſſe der Zollſicherheit für erforderlich das Begleitſchein⸗Empfangsregiſter feſtzuhalten. Ihre 
erachtet wird. In den Verzeichniſſen ſind die zu je einem Erledigung iſt in der für Begleitſcheine vorgeſchriebenen 
Gepäckſchein gehörigen Kolli unter Beifügung der Nummer Weiſe dem Ausfertigungsamt durch Erledigungsſcheine 
deſſelben ſowie ber Aufgabe⸗ und Beſtimmungsſtation nachzuweiſen. Für die weitere Behandlung der erledigten 
nach der Geſammtzahl und dem GeſammtbruttogewichtVerzeichniſſe kommen die Beſtimmungen im S 60 des 
auf einer Zeile vorzutragen. Begleitſchein⸗Regulativs zur Anwendung. 

2. Seitens des Eingangsamts wird nach Ver⸗ Das Ausfertigungsamt hat die Regiſtervorträge 
gleichung der Verzeichniſſe mit den Gepäckkarten von dem auf Grund der Erledigungsſcheine zu erledigen, das Re⸗ 
Vorhandenſein der darin aufgeführten olli Ueberzeugung giſter vierteljährlich abzuſchließen und mit den nach der 
genommen, ergeben ſich hierbei Differenzen, ſo ſind die Nummernfolge der Eintragungen geordneten Duplikat⸗ 
bezüglichen Vorträge in den Verzeichniſſen entſprechend verzeichniſſen an bie Direklivbehörde einzuſenden. 
zu berichtigen. Demnächſt werden die Gepäckſtücke mit 5. Sollen Gepädftüde in Folge veränderter Be: 
einer an geeigneter Stelle aufzuklebenden Marke ver: ſtimmung unterwegs in den freien Verkehr gelebt wer⸗ 
leben, welche den Vermerk trägt: „In N. N. zollamtlich den, fo find fie behufs Vornahme der ſpeztellen Reviſion 
zur Durchfuhr durch das Zollgebiet abgefertigt“ und ohne einer nach S 4 des Eiſenbahn⸗Zoll⸗Regulativs zur zoll⸗ 
ſpezielle Reviſion ſowie ohne Verſchlußanlage dem Zug⸗ amtlichen Abfertigung des Eiſenbahnverkehrs zuſtändigen, 
führer oder ſonſtigen Bevollmächtigten der Elſenbahn⸗ oder einer zur Erledigung von Begleitſcheinen I befugten 
verwaltung wieder ausgefolgt. Die Verzeichniſſe ſind Amtsſtelle vorzuführen. 
von letzterem und dem Abfertigungsbeamten unter Bel: Sollen ſämmtliche in dem Verzeichniß aufgeführten 
ſetzung des Datums zu unterzeichnen und die Unikate Rolli in den freien Verkehr treten, fo hat der Eiſenbahn⸗ 
derſelben, nachdem fie mit der fortlaufenden Nummer bevollmächtigte die Kolli nebſt dem Verzeichniß unter 
und dem Amtsſtempel verſehen ſind, nebſt den Gepäck⸗ Beifügung eines entſprechenden Vermerks dem dienſt⸗ 
karten dem Eiſenbahnbeamten zu übergeben. Die Eins|thuenden Stationsbeamten zu übergeben. Letzterer tritt 
tragung der Verzeichniſſe in das nach dem Muſter B. durch die Unterzeichnung des Verzeichniſſes in die Ber: 
zu führende Regiſter erfolgt erſt nach Schluß der Ab⸗ pflichtung des Waarenführers mit der Verbindlichkeit ein, 
ertigung auf Grund der beim Amt zurückbleibenden ſpäteſtens am nächſten Vormittage die Kolli dem zu⸗ 
Duplikalverzeichniſſe. Zur Eintragung der Verzeichniſſelſtändigen Amt zu geſtellen. Von dieſem iſt das Ver⸗ 
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zeichniß nach Maßgabe der Vorſchrift unter Ziffer 4 zu 
erledigen. 

Sollen nur einzelne Gepäckſtücke in den freien 
Verkehr geſetzt werden, ſo tritt bezüglich ihrer an die 
Stelle des Verzeichniſſes ein Auszug aus demſelben. 
Das Verzeichniß, in welches ein von dem bisherigen 
und dem nunmehr eintretenden Waarenführer zu voll: 
ziehenden Vermerk über die in den Auszug aufgenomme⸗ 
nen Kolli zu ſetzen iſt, verbleibt in den Händen des 
Bahnbevollmächtigten. 

6. Sofern für einzelne Durchgangsſtrecken weiter: 
gehende Erleichterungen oder abweichende vertragsmäßige 
Einrichtungen beſtehen, behält es hierbei ſein Bewenden. 

Danzig, den 11. Jult 1892. 

Der Provinzial⸗Steuer⸗Direktor. 
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näher bezeichneten Thiere und Gegenſtände, welche auf den 
daſelbſt erwähnten Ausſtellungen ausgeſtellt werden 
und unverkauft bleiben, wird eine Frachtbegünſtigung in 
der Art gewährt, daß nur für die Hinbeförderung die 
volle tarifmäßige Fracht berechnet wird, bie Nückbe⸗ 
förderung an die Verſandſtation und den Ausſteller 
aber frachtfrei erfolgt, wenn durch Vorlage des urſprüng⸗ 
lichen Sradjibriejeg bezw. des Duplikatbeförderungsſcheines 
für den Hinweg, ſowie durch eine Beſcheinigung der 
dazu ermächtigten Stelle nachgewieſen wird, daß die 
Thiere bezw. Gegenſtände ausgeſtellt geweſen und unverkauft 
geblieben ſind, und wenn die Rückbeförderung innerhalb 
der unten angegebenen Zeit ſtattfindet. 

In den urſprünglichen Frachtbriefen bezw. Dupli⸗ 
kat⸗Befoͤrderungsſcheinen für die Hinſendung (ft aug: 
drüdlich zu vermerken, daß die mit denſelben aufgegebe⸗ 


12 Bekanntmachung. nen Sendungen durchweg aus Ausſtellungsgut 
Für die in der nachſtehenden Zuſammenſtellung beſtehen: 
Die Frachtbegünſtigung [Dur Ausfer⸗“ Die Nück⸗ 
wird gewährt tigung der | peso 
Art der Ausſtellung. Ort. Zeit. ge Beſcheini⸗ eför folge 
| auf den gung find us x "n 
2 für Strecken der ermächtigt: unerha 
| : 
1. Ausſtellung landwirth⸗ Jülich. 24. und 25. Gegenſtände der Preußiſchen Qus: 4 Wochen ž g 
ſchaftlicher Maſchinen Juli b. J.] nebenbezeich⸗ Staatsbahnen. ſtellungs⸗ Za 
und Geräthe. neten Ait. kommiſſion. 8 
2. Internationale Hunde Spa. 6. bis 9. Hunde. desgl. desgl. 4 Wochen |. Z 
Ausſtellung. Auguſt b. 3.1 E 
Bromberg, den 9. Juli 1892. Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
13) Bekanntmachung. Sparkaſſe des Kreiſes Roſenberg Wpr. erhält derſelbe 


Der Gutsbeſitzer Schmelzer zu Galczewko beabſich⸗ 
tigt den jetzt beſtehenden Communikationsweg von Gal⸗ 
czewko nach Gollub, der über einen hohen Berg mittelſt 
Hohlweg führt, aufzuheben und an Stelle dieſes Land⸗ 
weges am Fuße jenes Berges herum einen neuen Weg 
von Galczewko nach Gollub anzulegen. 

Ferner beabſichtigt p. Schmelzer den jetzt beſtehen⸗ 
bem Communikationsweg von den Galczewo'er Bergen 
nach Neudorf und weiter nach Neumühl gänzlich auf⸗ 
zuheben. 

Dieſe Wegeveränderungen werden mit der Auf⸗ 
forderung zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß Ein⸗ 
wendungen gegen blefe Projecte innerhalb einer Präcluſiv⸗ 
friſt von 4 Wochen, vom Tage dieſer Veröffentlichung 
ab, bei mir anzubringen ſind. 

Gut Golub, den 9. Juli 1892. 

Der Amtsvorſteher. 
Lieberkühn. 


14) Bekanntmachung. 
Vierter Nachtrag 


zum revidirten Statut für bie Sparkaſſe des Kreiſes 
Roſenberg Weſtpr. 


In Folge der vom Kreistage am 30. März d. J 
beſchloſſenen Aenderung des S 13 des Statuts für die 


folgende Faſſung: 
8 13. Die aus den untergebrachten Kapitalien 
genommenen Zinſen dienen zunächſt: 
a. zur Verzinſung der Einlagen nach S 6 des 
Statuts; 
b. zur Deckung der Verwaltungskoſten. 


Der dann noch bleibende Ueberſchuß bildet einen 
Reſervefonds, um etwaige Verluſte zu decken und die 
Verpflichtung gegen die Einleger zu erfüllen, ohne daß 
es nöthig iſt, die Vertretung des Kreiſes in Anſpruch 
zu nehmen. Dieſer Reſervefonds wird gleichfalls, und 
zwar in leicht zu realiſirenden Inhaber⸗Papieren, ver⸗ 
zinslich angelegt. 

In die Berechnung der Höhe des Reſervefonds 
ſowie in die Vermögensbilanzen ſind die kurshabenden 
Werthpapiere zum Tageskurſe am Schluſſe des Rech⸗ 
nungsjahres, ſofern dieſer aber den Ankaufspreis über⸗ 
ſteigt, nur zu letzterem einzuſtellen. 

Sobald der Reſervefonds den Betrag von 5 pCt. 
der Paſſiva, alſo der Einlagen und Zinſen, erreicht hat, 
kann die eine Hälfte der fernern Jahresüberſchüſſe zu 
gemeinnützigen Zwecken im Intereſſe des Kreiſes nach 
Maßgabe der hierüber vom Kreistage zu faſſenden Be⸗ 
ſchlüſſe mit Genehmigung des Regierungs⸗Präſidenten 
verwendet werden, während die andere Hälfte dem Re⸗ 
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ſervefonds fo lange zuzuſchlagen if, bis beljen Höhe fid| 4. Johannes Wieringa, Maurer, geboren am 3. Ja⸗ 
auf 10 pCt. der Paſſiva beläuft. nuar 1849 zu Noordhorn, Provinz Groningen, 

Hat der Reſervefonds dieſe letzte Höhe von 10 pCt. Niederlande, wegen Landſtreichens, vom Königlich 
der Paſſiva erreicht, ſo kann der ganze fernere Rein⸗ preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu Osnabrück, 
gewinn auf Beſchluß des Kreistages zu gemeinnützigen vom 11. Juni d. J. 

Zwecken im Intereſſe des Kreiſes verwendet werden. . Joſef Cékan, Seiler, geboren am 16. Februar 

Ausgefertigt auf Grund des Kreistagsbeſchluſſes 1862 zu Linz, Oeſterreich, öͤſterreichiſcher Staats⸗ 
vom 30. März d. J. angehöriger, wegen Landſtreichens, von der Königl. 

Roſenberg, den 28. April 1892. bayeriſchen SBolizet Direction. München, vom 18. 

Der Kreisausſchuß des Kreiſes Roſenberg Wpr. Mai d. J. 
(L. S.) J. V.: gez. von Brüneck. 16) Verſonal⸗Chronik. 
— a Der Gerichts⸗Aſſeſſor Dr. Meyer hierſelbſt (ft zum 
Regierungsrathe ernannt worden. 

Dem bisherigen interimiſtiſchen Rentmeiſter, früheren 
Kreisſekretär Totzeck in Neumark, iſt die Verwaltung 
der dorligen Königlichen Kreiskaſſe nunmehr endgültig 
übertragen worden. 

Dem Feldwebel im Garde⸗Jäger⸗Bakaillon, Noering 
iſt die Verwaltung der Königlichen Forſtkaſſe zu Oſche 
vom 1. b. Mis. ab auf Probe übertragen worden. 

Der Kreisſchulinſpector Menge in Tuchel iſt vom 
18. Juli bis 8. Auguſt d. J. beurlaubt und wird wäh⸗ 
rend dieſer Zeit von dem Kreisſchulinſpector Dr. Knorr 
daſelbſt vertreten. 

Im Kreiſe Marienwerder iſt der Grundbeſitzer, 
Lieutenant der Landwehr Paſſarge zu Gr. Bandtken 
zum Stellvertreter des Amtsvorſtehers für den Amts⸗ 
bezirk Kl. Ottlau beſtellt. 

Die Wahl des Apothekers Riebenſahm zum zweiten 
Deljiger in dem Markifleden Schönſee iit beſtätigt. 

Die Lokalaufſicht über die evangeliſchen Schulen 
zu Roſenfelde, Schrotz, Arnsfelde und die paritätiſche 
Schule in Quiram iſt dem Pfarrer Mühlradt in Roſen⸗ 
felde, die Lokalaufſicht über die Schulen in Plietnitz und 
Straßforth dem Prediger Papenbrock in Jaſtrow und 


ca 


Der vorſtehende Nachtrag zu bem revidirten Sta: 
tute für die Sparkaſſe des Kreiſes Roſenberg vom 13. 
April / 23. Juli 1878 wird auf Grund des § 52 Abſatz 2 
des HZuſtändigkeits⸗Geſetzes vom 1. Auguſt 1883 Diet: 
durch von mir beſtätigt. 
Danzig, den 20. Mai 9 
L 


8.) 

Der Ober⸗Präſident. 
Staatsminiſter 
gez. von Goßler. 
ad. Nr. 4173 O. P. 


Vorſtehenden vierten Nachtrag zu dem revidirten 
Statut für die Sparkaſſe des Kreiſes Roſenberg in Wpr. 
bringen wir mit dem Bemerken zur öffentlichen Keunt⸗ 
niß, daß derſelbe mit dem 1. September d. Js. in Krafı 
tritt und von da ab gemäß $ 20 des Statuts bie in 
dieſem Nachtrage getroffenen Aenderungen auch für alle 
feitherigen Sparkaſſen⸗Intereſſenten verbindlich werden, 
welche nicht vorher ihre Einlagen gekündigt oder zurück. 
gezogen haben. 

Roſenberg, den 18. Juni 1892. 

Der Kreisausſchuß des Kreiſes Roſenberg Wpr. 


Auerswald. die Lokalauſſicht über die Schulen in Gr. Zacharin und 
15) Ausweiſung von Ausländern aus dem Doederlage it dem Pfarrvikar Goebel in Gr. Zacharin 
Reichsgebiete. übertragen und ſind die bisherigen Lokalſchulinſpektoren 


von dieſem Amte entbunden worden. 
9. Perſonal⸗Veränderungen im Bereich des Königl. 
Provinzial⸗Schul⸗Collegiums zu Danzig 
pro Juli 1892. 
Die Gymnaſial⸗Oberlehrer Gand in Konitz und 


Auf Grund des 8 362 des Strafgeſetzbuchs: 

1. Johanna Schubert, Tagelöhnerin, geboren am 
Mai 1852 zu Koſten, Bezirk Teplitz, Böhmen, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, 
vom Königlich bayerischen Bezirksamt Erding, vom ; 
81. Mai d. J. Profeſſor Dr. Neuhaus in Strasburg ſind geſtorben. 

2. Joſef Sokop, Schloſſer, geboren am 6. März 1873 An der ſtädtiſchen Realſchule zu Graudenz iſt der 
zu Teplitz, Böhmen, öſterreichiſcher Staatsange⸗ Lehrer Lange als Vorſchullehrer angeſtellt worden. 
höriger, wegen Landſtreichens, von der Königlich 17) Erledigte Schulftellen. 
bayeriſchen Polizei⸗Direction München, vom 20. Die Schullehrerſtelle zu Poln. Wisniewke, Kreis 
Mai d. J. Flatow, wird zum 1. Auguſt cr. erledigt. 

3. Wenzel Straſſer, Lohgerbergeſelle, geboren am 22. Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche fid) um die⸗ 
November 1839 zu Brünn, Mähren, ortsangehörig ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ebendaſelbſt, wegen Bettelns, von der Königlich ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft Zwickau, vom 25. Herrn Bennewitz zu Flatow bis zum 15. Auguſt d. J. 
April d. S. zu melden. 


(Hierzu eine Extra⸗Beilage und eine Beilage ſowie der Oeffentliche Anzeiger Nr. 29.) 
Cits 0 ANA OMNEM. INC TNCS . UP RE 
Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von N. Kanter's Hofbuchdruckerei. 
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Verzeichniß 


der aus früheren Verlooſungen noch rückſtändigen Kurmärkiſchen Schuldverſchreibungen. 


S. Verlooſung. 
Gekündigt zum 1. Mai 1889. 


Abzuliefern mit Zinsſcheinen Reihe XIII Nr. 4 bis 8 und Anweiſungen 
zur Abhebung der Reihe XIV. 


Lit. F. zu 100 Nthlr. A? 1489. 2204. 
Lit. G. zu 50 Rthlr. A9 2327. 


9. Verlooſung. 


Gekündigt zum 1. November 1889. 


Abzuliefern mit Zinsſcheinen Reihe XIII Nr. 5 bis 8 und Anweiſungen 
zur Abhebung der Reihe XIV. 


Lit. E. zu 200 Nthlr. 49 959. 
Lit. G. zu 50 Rthlr. M? 769. 
10. Verlooſung. 
Gekündigt zum 1. Mai 1890. 


Abzuliefern mit Zinsſcheinen Neihe XIII Nr. 6 bis 8 und Anweiſungen 
zur Abhebung der Reihe XIV. 


Lit. G. zu 50 Nthlr. % 1807. 808.866. 2248. 
II. Verlooſung. 


Gekündigt zum 1. November 1890. 


Abzuliefern mit Zinsſcheinen Reihe XIII Nr.7 und 8 nebſt Anweiſung 
zur Abhebung der Reihe XIV. 


Lit. F. zu 100 Rthlr. ½ 143. 


12. Verlooſung. 
Gekündigt zum 1. Mai 1891. 


Abzuliefern mit Zinsſcheinen Reihe XIII Nr. 8 und Anweiſungen 
zur Abhebung der Reihe XIV. 


Lit. G. zu 50 Nthlr. A2 365. 443. 


13. Verlooſung. 
Gekündigt zum 1. November 1891. 
Abzuliefern mit Anweiſungen zur Abhebung der Zinsſcheinreihe XIV. 
Lit. A. zu 1000 Rthlr. A2 3752. 754. 


14. Verlooſung. 
Gekündigt zum 1. Mai 1892. 
Abzuliefern mit Zinsſcheinen Reihe XIV Nr. 2 bis 8. 
Lit. A. zu 1000 Rthlr. „12 1399, 406. 492. 
Lit. B. zu 500 RNthlr. % 2131. 
Lit. D. zu 300 Nthlr. M? 518. 764. 
Lit. F. zu 100 Rthlr. A2 2649. 


Königliche Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
von Hoffmann. 


Berſtn, gedruckt In bre Reichsbruckerei. 


Berlin, den 1. Juli 1892. 


Verzeichniß 
der in der ED" Verlooſung gezogenen, durch die Bekanntmachung der unterzeichneten Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden vom 1. Juli 1892 zur baaren Einlöfung am 1. November 1892 


gekündigten Kurmärkiſchen Schuldverſchreibungen. 
Abzuliefern mit Zinsſcheinen Reihe XIV Nr. 3 bis 8. 


Die fettgedruckte Zahl, welche die Tauſende bezeichnet, bezieht ſich auch auf diejenigen Zahlen, welche bis zu 


Lit. A. zu 1000 Rthlr. 


957. 958. 963 bis 970. 2101 bis 110. 
543. 545. 550 bis 552. 554. 588. 625. 626. 


Summe 30 Stück über 30 000 Nthlr. — 90 000 Mark. 


3542. 


Lit. B. zu 500 Rthlr. 


J 461. 465. 481. 507. 619. 620. 627. 631. 635. 642. 
652. 653. 1969. 970, 987, 988. 2013. 14. 
21. 27. 28. 30. 31. 35. 


Summe 24 Stück über 12 000 Rthlr. — 36 000 Mark. 


Lit. E. zu 200 Rtöle. 


M 1. 3. 6 bis 8. 10 bis 13. 15. 107. 112. 119. 124. 
145. 150. 152. 155. 159. 162. 257 bis 259. 263. 
266. 268. 272. 277. 281. 284. 316. 317. 321. 322. 
327. 343. 347. 353. 356. 359. 364. 365. 370 bis 
373. 377. 378. 384. 387. 589. 595. 598. 607. 611. 
612. 614. 615. 622. 628. 629. 636. 637. 642. 658. 
666. 680. 681. 695. 699. 1007. 24. 67. 68. 70. 
75 bis 78. 81. 197. 200. 209. 211. 212. 216. 219. 


der folgenden fettgedruckten Zahl die Hunderte, Zehner und Einer angeben. 


i 220. 225. 226. 234, 237, 243. 245. 250. 259. 263. 
272. 273. 304. 579. 
Summe 101 Stück über 20 200 Rthlr. = 60 600 Mark. 


Lit. F. zu 100 Rthlr. 


M2286. 290. 302 bis 309. 315, 320. 325. 333. 338. 
339. 341. 348. 349. 353. 


Summe 20 Stück über 2 000 Nthlr. — 6 000 Mark. 


Lit. G. zu 50 Nthlr. 
W 2113. 168. 170 bis 172. 175. 184 bis 186. 191. 
208. 212 bis 215. 217. 223. 224. 
Summe 18 Stück über 900 Rthlr. — 2 700 Mark. 


Wiederholung. 
Lit. A. 30 Stück zu 1000 Rthlr. über 30 000 Rthlr. 
„ B. 24 » „ 500 „ » 12000 » 


„ E. 101» » 200 „ „ 20 200 „ 

eee » 2000 „ 

„ G. 18 » » 50 » » 900 „ 
Cum SE C! ooaooaoecoce über 65 100 Nthlr. 


— 195300 Mark. 
Verzeichniß 


Extra⸗Beilage zum Amtsblatt. 


Poſtordnung für das Dentſche Reich 


vom 11. Juni 1892 


Nummer 
des 
Paragraphen. 


S rS 


In hst. 


— 


Abſchuitt I. Poſtſendungen. 


Allgemeine eee der E : 
SReifigemid)t . x 
Außenfeite. . k 

Begleitadreſſe zu Packeten : 

FD: Badete z einer Begleitadiefie. 

Aufſchrift : 

Werthangabe . 

Verpackung 

Verſchluß 

Beſondere Anforderungen bezüglich der Werthſendungen 
Von der Poſtbeförderung ausgeſchloſſene Gegenſtande 
Zur Poſtbeförderung bedingt ehe a 
Dringende Fein I : 

Bojifarten . , 

Druckſachen 

Zur Beförderung gegen die Drudjadentage bebingt zugelaffene LE 
Waarenproben Sr 

Einſchreibſendungen 

Poſtanweiſungen . 

Telegraphiſche Bofianweifungen 
Poſtnachnahmeſendungen 


Poſtaufträge zur Einziehung ve von  Gelbbetránen : und an Einholung von Weihſelatzepten 


Poſtaufträge zu Bücherpoſtſendungen à 

Durch Eilboten zu beſtellende Sd 

Bahnhofsbriefe , 

Brieje mit Poſtzuſtellungsurkunde 

Pago 0 its beichaffener € Sendungen. 
Zeitungsvertrieb 

Ort der Einlieferung 

Zeit der Einlieferung 

Frankirungsvermerk 

Einlieferungsſchein. 

Rückſchein. 


— — 


CO = 


s 


Nummer 
des 
Paragraphen. 


34. 
35. 
86. 
37. 
38. 
39. 
40. 
41. 
42. 
48. 


44, 
45. 
46. 
47. 
48. 
49. 
50. 


52. 


i e 


Leitung der Poſtſendungen 


Zurückziehung von Poſtſendungen und Abänderung von Aufſchriften durch den sib 


Aushändigung von Poſtſendungen an bie Empfänger au Unterwegsorten 


Herſtellung des Verſchluſſes und Eröffnung der Sendungen durch die Poſtbeamten 


Beten ME 

Zeit der Bejtelung gs 

An wen die Beſtellung geſchehen muß 

Beſtellung der Schreiben mit Zuſtellungsurkunde . ce e 
Berechtigung des Empfängers zur Abholung der Briefe u. ſ. w.. 


Aushändigung der Sendungen nach erfolgter Behändigung ber Vegleitadreſſen und der Ab⸗ 


lieferungsſcheine, ſowie Auszahlung baarer Beträge. 
Nachſendung der Poſtſendunge n: 05 cs 
Behandlung unbeſtellbarer Poſtſendungen am Beſtimmungsort 
Behandlung unbeſtellbarer Poſtſendungen am Aufgabeort 
Laufſchreiben wegen Poſtſendunge n 
Nachlieferung von Zeitungen m CET Wa e 
Verkauf von SPojimertbgeipem . ...... s. 
Entrichtung des Portos und der ſonſtigen Gebühren 


Ahſchnitt II. Perſonenbeförderung mittels ber Poſten. 


Meldung zur Reiſ ; ee E 
Perſonen, welche von der Reiſe mit ber Poſt ausgeſchloſſen find. 
Fahrſcheiingngmg 8 
Grundſätze ber Perfonengeld-Erhebung . 

Erſtattung von Perſonengeldd . + 
Verbindlichkeit der Reiſenden in betreff der Abreiſe 

Plätze der Reiſenden e 

Reiſegen ge l O Sa m: 

Ueberfrachtporto und Verſicherungsgebühr S PME PE 
Verfügung des Reiſenden über das Reiſegepäck unterwegs 
Wartezimmer der Poſtanſtalten PA . * 3 
Verhalten ber Reiſenden auf den Poſten . 


Abſchnitt III. Extrapoſtbeförderung. 


Allgemeine Beſtimmungen 
Zahlungsſätze 
Zahlung und Quittung 
Beſpannung Am 
Abfertigung 
Beförderungszeit 
Poſtillone . 

Beſchwerden 
Inkrafttreten. 


Auf Grund des S. 50 des Geſetzes über das Poſtweſen vom 28. Oktober 1871 wird nachſtehende 
Poſtordnung erlaſſen. 


Abſchnitt T. 


Poſtſendungen. 


"le 
1 Die Poſtſendungen müſſen den nachfolgenden Beſtünmungen eutſprechend verpackt, verz 
ſchloſſen und mit Aufſchrift verſehen ſein. 


SNO 
1 Es beträgt das Meiſtgewicht: 
eines Briefes 250 Gramm, 
einer Druckſache 1 Kilograunn, 
einer Waarenprobe 250 Gramm, 
eines Packets 50 Kilogramm. 


S. 3. 

1 Der Abſender darf auf der Außenſeite einer Poſtſendung außer den auf die Beförderung 
bezüglichen Angaben noch ſeinen Namen und Stand, ſeine Firma, ſowie ſeine Wohnung vermerken. 
Bei Briefen können weitere Angaben und Abbildungen, welche ſich auf den Stand, die Firma oder 
das Geſchäft des Abſenders beziehen, unter der Bedingung hinzugefügt werden, daß die ſämmt⸗ 
lichen, nicht die Beförderung betreffenden Vermerke ꝛc. in ihrer Ausdehnung etwa den ſechſten 
Theil des Briefumſchlags nicht überſchreiten und am oberen Rande des Briefumſchlags auf der 
Vorderſeite oder Rückſeite ſich befinden. Auf der Rückſeite der Briefumſchläge, und zwar auf der 
Verſchlußklappe, können außerdem ſolche Zeichen und Abbildungen angebracht werden, welche im 
Allgemeinen als Erſatz für einen Siegel⸗ oder Stempelabdruck anzuſehen ſind. Wegen ber beſou⸗ 
deren Beſtimmungen für Poſt⸗Packetadreſſen, Postkarten, Druckſachen, Waarenproben und Poſtan⸗ 
weiſungen ſiehe 88. 4, 14, 15, 17 und 19. 

n Die Freimarken find in die obere rechte Ecke der Aufſchriftſeite, bei Packetſendungen an 
gleicher Stelle auf die Poſt⸗Packetadreſſe zu kleben. 


. 4. 

1 Jeder Packetſendung muß eine Begfeüadreſſe (Poſt⸗Packetadreſſe) in der von der Poſt⸗ 
verwaltung vorgeſchriebenen Form beigegeben ſein. 

JI Formulare zu Poſt⸗Packetadreſſen können durch alle Poſtanſtalten bezogen werden. 

nr Für Formulare, welche mit Freimarken beklebt ſind, wird nur der Betrag der Freimarke 
erhoben. Unbeklebte Formulare werden zum Preiſe von 5 Pf. für je 10 Stück abgelaſſen. 

iv Formulare, welche nicht von der Poſt bezogen werden, müſſen in Größe, Farbe und 
Stärke des Papiers, ſowie im Vordruck mit den von der Poſt gelieferten Formularen übereinſtimmen. 

v Der an ber Poſt⸗Packetadreſſe befindliche Abſchnitt kann zu ſchriftlichen oder gedruckten 
Mittheilungen benutzt werden. N 

vi Die Poſt⸗Packetadreſſe muß bei der Aushändigung des Packets an die Poſtanſtalt oder 
an den beſtellenden Boten zurückgegeben, der Abſchnitt kann jedoch abgetrennt und vom Empfänger 
zurückbehalten werden. 


8. 5. 5 N 
1 Mehr als drei Packete dürfen nicht zu einer Begleitadreſſe gehören. Auch iſt es nicht 
sulčitjig, Packete mit Werthangabe und ſolche ohne Werthangabe mittels einer Begleitadreſſe zu 
erſenden. k 
1? 


Allgemeine 
Beſchaffenheit 
der Poſt⸗ 
ſendungen. 


Meiſtgewicht. 


Außenſeite. 


Begleitadreſſe 
zu Packeten. 


Mehrere 
Packete zu 
einer Begleit⸗ 
adreſſe. 


Aufſchrift. 


Werthangabe. 


Verpackung. 


CU PORT 


II Gehören mehrere Packete mit Werthangabe zu einer Begleitabrefje, fo. muß auf derjelben 
der Werth eines jeden Packets beſonders angegeben ſein. 
Ur Jedes Nachnahmepacket muß von einer beſonderen Poſt⸗Packetadreſſe begleitet fein. 


s ld, 

1 In ber Aufſchrift müſſen ber Beſtimmungsort und der Empfänger jo beſtimmt bezeichnet 
ſein, daß jeder Ungewißheit vorgebeugt wird. 

1 Dies gilt auch bei ſolchen mit „poſtlagernd“ bezeichneten Sendungen, für welche bie 
Poſt Gewähr zu leiſten hat. Bei anderen Sendungen mit dem Vermerk „poſtlagernd“ darf ſtatt 
des Namens des Empfängers eine Angabe in Buchſtaben oder Ziffern angewendet ſein. 

m Bei Poſtſendungen nach Ortſchaften ohne Poſtanſtalt ijt in der Aufſchrift außer dem 
eigentlichen Beſtimmungsorte noch diejenige Poſtanſtalt anzugeben, von welcher aus die Beſtellung 
der Sendung an den Empfänger bewirkt werden, oder die Abholung erfolgen ſoll. Wenn der Be⸗ 
ſtimmungsort zwar mit einer Poſtanſtalt verſehen iſt, aber nicht zu den allgemeiner bekannten Orten 
gehört, ſo iſt ſeine Lage in der Aufſchrift noch näher zu bezeichnen. 

.. IV Die Aufſchrift eines Packets muß die weſentlichen Angaben der Begleitadreſſe enthalten, 
‘o daß nöthigenfalls das Packet auch ohne die Begleitadreſſe beſtellt werden kann. Zur Aufſchrift 
gehört auch, daß im Fall der Frankirung der Vermerk „frei“ ꝛc. und im Fall des Verlangens der 
Eilbeſtellung der Vermerk „durch Eilboten“ ꝛc. angegeben wird. Nachnahmepackete müſſen in der 
Aufſchrift mit dem Vermerke der Nachnahme (8. 21) verſehen ſein. 

v Die Aufſchrift eines Packets muß in haltbarer Weiſe unmittelbar auf der Umhüllung oder 
auf einem der ganzen Fläche nach aufgeklebten oder ſouſt unlösbar darauf befeſtigten Papiere zc. 
angebracht werden. Iſt dies nicht ausführbar, ſo iſt für die Aufſchrift eine haltbar befeſtigte Fahne 
von Pappe, Pergamentpapier, Holz oder ſonſtigem feſten Stoff zu benutzen. Beſonders groß und 
deutlich muß der Name des Beſtimmungsorts mit unverlöſchlichem Stoff geſchrieben oder gedruckt ſein. 


Sri 

I Wenn der Werth einer Sendung angegeben werden fol, jo muß berjelbe bei Briefen in 
der Aufſchrift, bei anderen Sendungen in der Aufſchrift der Begleitadreſſe und des zugehörigen 
Packets erſichtlich gemacht werden. 

II Die Angabe des Werths Dat in der Reichswährung zu erfolgen. Der angegebene 
Betrag ſoll den gemeinen Werth der Sendung nicht überſteigen. 

III Bei ber Verſendung von kurshabenden Papieren iſt der Kurswerth, welchen dieſelben 
zur Zeit der Einlieferung haben, bei der Verſendung von hypothekariſchen Papieren, Wechſeln und 
ähnlichen Dokumenten derjenige Betrag anzugeben, welcher vorausſichtlich zu verwenden ſein würde, 
um eine neue rechtsgültige Ausfertigung des Dokuments zu erlangen, oder um die Hinderniſſe zu 
beſeitigen, welche ſich der Einziehung der Forderung entgegenſtellen würden, wenn das Dokument 
verloren ginge. Entſpricht die Werthangabe den vorſtehenden Regeln nicht, ſo kann die Sendung 
zur Berichtigung zurückgegeben werden. Aus einer irrthümlich zu hohen Werthangabe darf ein 
Anſpruch auf Erſtattung des entſprechenden Theiles der Verſicherungsgebühr nicht hergeleitet werden. 

IV Der Vermerk über Poſtnachnahme gilt nicht als Werthangabe. Nachnahmeſendungen 
werden daher nur dann als Werthſendungen behandelt, wenn auf der Sendung außer dem Nach⸗ 
nahmebetrage ausdrücklich ein Werth angegeben iſt. 

V Ueber Sendungen mit Werthangabe wird eine Einlieferungsbeſcheinigung ertheilt. 


: 8. 8. 

I Die Verpackung der Sendungen muß nach Maßgabe ber Beförderungsſtrecke, des Um⸗ 
fangs der Sendung und der Beſchaffenheit des Inhalts haltbar und ſichernd eingerichtet fein. 

it. Bei Gegenſtänden von geringerem Werth, welche nicht unter Druck leiden und nicht Fett 
oder Feuchtigkeit abſetzen, ferner bei Akten⸗ oder Schriſtenſendungen genügt bei einem Gewichte bis zu 
3 Kilogramm eine Hülle von Packpapier mit angemeſſener Verſchnürung. 

ur Schwerere Gegenſtände müſſen, infofern nicht ber Inhalt und Umfang eine feſtere Ver⸗ 
packung erfordern, mindeſtens in mehrfachen Umſchlägen von ſtarkem Packpapier verpackt ſein. 
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Iv Sendungen von bedeutenderem Werth, insbeſondere ſolche, welche durch Näſſe, Reibung 
oder Druck leicht Schaden leiden, z. B. Spitzen, Seidenwaaren zc, muſſen nach Maßgabe ihres 
Werths, Umfangs und Gewichts in genügend ſicherer Weiſe in Wachsleinwand, Pappe oder in gut 
beſchaffenen, nach Umſtanden mit Leinen überzogenen Kiſten ze. verpackt fein. 

v Sendungen mit einem Inhalte, welcher anderen Poſtſendungen ſchädlich werden könnte, 
müſſen ſo verpackt ſein, daß eine ſolche Beſchädigung fern gehalten wird. Fäſſer mit Flüſſigkeiten 
müffen mit ſtarken Reifen verſehen fein. Kleinere mit Flüſſigkeiten angefüllte Gefäße (Flaſchen, 
Krüge ꝛc.) ſind noch beſonders in feſten Kiſten, Kübeln oder Körben zu verwahren. 

vi Wenn in Folge fehlerhafter Verpackung einer Sendung während der Beförderung eine 
neue Verpackung nöthig wird, ſo werden die Koſten dafür von dem Empfänger eingezogen, dem⸗ 
ſelben aber erſtattet, wenn der Abſender die Entrichtung nachträglich übernimmt. 


S: 9. 

1 Der Verſchluß der Poſtſendungen muß haltbar und ſo eingerichtet ſein, daß ohne Be⸗ Verſchluß. 
ſchädigung oder Eröffnung deſſelben dem Inhalte nicht beizukommen üt. 

I Bei SBadeten mit Werthangabe hat bie Befeſtigung der Schlüſſe ſtets durch Siegellack 
mit Abdruck eines ordentlichen Petſchafts ſtattzufinden. 

wr Bei Packeten ohne Werthangabe kann von einem Verſchluß mittels Siegel oder Bleie 
abgeſehen werden, wenn durch den ſonſtigen Verſchluß oder durch die Untheilbarkeit des Inhalts 
die Sendung hinreichend geſichert erſcheint. Bei Sendungen, deren Umhüllung aus Packpapier 
beſteht, kann der Verſchluß mittels eines guten Klebſtoffes oder mittels Siegelmarken hergeſtellt werden. 
Auch bei anderer Verpackung können Siegelmarken in Anwendung kommen, ſofern damit ein halt⸗ 
barer Verſchluß erzielt wird. 

IW Bei Reiſetaſchen, Koffern und Kiſten, welche mit Schloͤſſern verſehen find, ſowie bei 
gut bereiften und feſt verſpundeten Fäſſern, auch feſt vernagelten Kiſten, bedarf es ebenfalls keines 
weiteren Verſchluſſes durch Siegel oder Bleie. 

v Desgleichen können gut umhüllte Maſchinentheile, größere Waffen und Inſtrumente, 
Kartenkaſten, einzelne Stücke Wildpret, z. B. Hafen, Rehe ꝛc., ohne Siegel- ober Bleiverſchluß an⸗ 
genommen werden. 


§. 10. 
1 Briefe mit Werthangabe (Gold, Silber, Papiergeld, Werthpapieren u. |. w.) müſſen mit Beſondere Au⸗ 
einem haltbaren Umſchlage verſehen und mit mehreren, durch daſſelbe Petſchaft in gutem Lack her- forderungen 
geſtellten Siegelabdrücken dergeſtalt verſchloſſen ſein, daß eine Verletzung des Inhalts ohne äußerlich Vire 2 ber 
wahrnehmbare Beſchädigung des Umſchlages oder des Siegelverſchluſſes nicht möglich iſt. endung 
II Geldſtücke, welche in Briefen verjandi werden, müſſen in Papier oder dergleichen einge⸗ à 
ſchlagen und innerhalb des Briefes jo befeftigt ſein, daß eine Veränderung ihrer Lage während der 
Beförderung nicht ſtattfinden kann. 
mi Schwerere Geldſendungen find in Packete, Beutel, Kiſten oder Fäſſer feſt zu verpacken. 
IV Sendungen bis zum Gewicht von 2 Kilogramm dürfen, ſofern der Werth bei Papier⸗ 
geld nicht 10 000 Mark und bei baarem Geld nicht 1000 Mark überſteigt, in Packeten von ſtarkem, 
mehrfach umgeſchlagenem und gut verſchnürtem Papier eingeliefert werden. 
v Bei ſchwererem Gewicht und bei größeren Summen muß die äußere Verpackung in halt⸗ 
barem Leinen, in Wachsleinwand oder Leder beſtehen, gut umſchnürt und vernäht, ſowie die Naht 
hinlänglich oft verſiegelt ſein. 
VI Geldbeutel und Säcke, welche nicht in Fäſſern u. |. w. verſandt werden, können in dem 
Falle aus einfacher ſtarker Leinwand beſtehen, wenn das Geld darin gehörig eingerollt oder zu Päckchen 
vereinigt enthalten iſt. Andernfalls müſſen die Beutel aus wenigſtens doppelter Leinwand hergeſtellt 
ein. Die Naht darf nicht auswendig und der Kropf nicht zu kurz ſein. Da wo der Knoten 
geſchürzt iji, und außerdem über beiden Schnurenden muß das Siegel deutlich aufgedrückt ſein. Die 
Schnur, welche den Kropf umgiebt, muß durch den Kropf ſelbſt hindurchgezogen werden. Dergleichen 
endungen ſollen nicht über 25 Kilogramm ſchwer ſein. 8 
vi Die Geldkiſten müſſen von ſtarkem Holz angefertigt, gut gefügt und feit vernagelt ſein, 
oder gute Schlöſſer haben; ſie dürfen nicht mit überſtehenden Deckeln verſehen, die Eiſenbeſchläge 
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müſſen feſt und dergeſtalt eingelafjen fen, daß fie andere Gegenſtände nicht zerſcheuern können. 
Ueber 25 Kilogramm ſchwere Kiſten müſſen gut bereift und mit Handhaben verſehen ſein. 

vii Die Geldfäſſer müſſen gut bereift, die Schlußreifen augenagelt und an beiden Böden 
dergeſtalt verſchnürt und verſiegelt ſein, daß ein Oeffnen des Faſſes ohne Verletzung der Umſchnürung 
oder des Siegels nicht möglich iſt. 

IX Bei Packeten mit baarem Geld in größeren Beträgen muß der Inhalt gerollt fein. 
Gelder, welche in Faſſern oder Kiſten zur Verſendung gelangen ſollen, müſſen zunächſt in Beutel 
oder Packete verpackt werden. 

b 
Von der Poſt⸗ I Zur Verſendung mit der Poſt dürfen nicht aufgegeben werden: Gegenſtände, deren Be: 
beförderung förderung mit Gefahr verbunden iſt, namentlich alle durch Reibung, Luftzudraug, Druck oder ſonſt 
T EL leicht entzündlichen Sachen, ſowie ätzende Flüſſigkeiten. ) . 
Gegenitánbe. 11 Die Poſtanſtalten find befugt, in Fällen des Verdachts, daß die Sendungen Gegenjtände 
: ber obigen Art enthalten, vom Aufgeber bie Angabe des Inhalts zu verlangen und, falls dieſelbe 
verweigert wird, die Annahme der Sendung abzulehnen. 

III Diejenigen, welche derartige Sachen unter unrichtiger Angabe oder mit Verſchweigung 
des Inhalts aufgeben, haben — vorbehaltlich ber Beſtrafung nach den Geſetzen — für jeden eut: 
ſtehenden Schaden zu haften. 

IW Die Poſtanſtalten können die Annahme und Beförderung von Poſtſendungen ablehnen, 
ſofern nach Maßgabe der vorhandenen Poſtverbindungen und Poſtbeförderungsmittel die Zuführung 
derſelben an den Beſtimmungsort nicht möglich iſt. 


& 12. 
Zur Post- I Flüſſigkeiten, Sachen, die bem ſchnellen Verderben und der Fäulniß ausgeſetzt ſind, unförm⸗ 
beförderung lich große Gegenſtände, ferner lebende Thiere, können von den Poſtauſtalten zurückgewieſen werden. 
bedingt Bei Sendungen mit lebenden Thieren iſt vom Abſender durch einen ſowohl auf die Begleitadreſſe, als 
Eme auf bie Sendung jelbjt zu ſetzenden Vermerk darüber Beſtimmung zu mS was mit ber Sendung 
ende geſchehen ſoll, wenn die Annahme derſelben durch den Empfänger nicht binnen 24 Stunden nad) 
geſchehener poſtamtlicher Benachrichtigung erfolgt. Dieſer Vermerk muß, je nach der Wahl des 
Abſenders, der nachſtehenden Faſſung entſprechen: 
1. Wenn nicht ſofort abgenommen mi 
(ober: wenn nicht ſofort bezogen)’ EAS 
2. Wenn nicht jofort abgenommen 
3 (ober: wenn nicht jofort bezogen)’ 
Wen t : : ; 
P 255 wen eie Eo telegraphiſche Nachricht auf meine Koſten! 

Für die Behandlung der Sendungen mit lebenden Thieren am Beſtimmungsort iſt die 
getroffene Verfügung des Abſenders maßgebend, mit der Ausnahme, daß, im Fall der Inhalt der 
Sendung vor Ausführung der etwa anderweiten Verfügung des Abſenders erſichtlich dem Verderben 
ausgeſetzt iſt, die Beſtimmungen des §. 45 » in Anwendung zu kommen haben. 

I Für dergleichen Gegenſtände ꝛc., wenn dieſelben dennoch zur Beförderung angenommen 
werden, ſowie für leicht zerbrechliche Gegenſtände und für in Schachteln verpackte Sachen, leiſtet 
bie Poſtverwaltung keinen Erſaß, wenn durch die Natur des Inhalts der Sendung oder durch bie 
Beſchaffenheit der Verpackung während der Beförderung eine Beſchädigung oder ein Verluſt 
entſtanden iſt. 

HI Zur Verwendung für Hand⸗Schußwaffen beſtimmte Zündhütchen, Zündſpiegel und 
Metallpatronen, ſowie Patronen aus ſtarker Pappe mit einem zum Schutz der Pulverladung dienenden 
Blechmantel müſſen in Kiſten oder Faſſer feſt von außen und innen verpackt und als ſolche, ſowohl 
auf der Begleitadreſſe, als auch auf der Sendung ſelbſt, bezeichnet ſein. Die Patronen müſſen für 
Centralfeuer beſtimmt und außerdem derart beſchaffen ſein, daß weder ein Ablöſen der Kugel oder 
ein Herausfallen der Schrote, noch ein Ausſtreuen des Pulvers ſtattfinden kann. Der Abſender iſt, 
wenn er dieſe Bedingungen nicht eingehalten hat, für den aus etwaiger Entzündung entſtandenen 
Schaden haftbar. : 


verkaufen! 
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IV. Die im S. 11 1 ausgeſprochene Bejuguij der Poſtanſtalten tritt auch in ſolchen Fällen 
ein, in welchen Grund zu der Annahme vorliegt, daß die Sendungen Flüſſigkeiten, dem ſchnellen 
Verderben und der Fäulniß ausgeſetzte Sachen, lebende Thiere, Zündhütchen, Bimdiplegel oder 
Patronen enthalten. 


S. 13. 

1 Die Poſtverwaltung übernimmt es, dringende, zur Beförderung mit der Poſt geeignete 
Packetſendungen, deren beſchleunigte Uebermittelung beſonders erwünſcht ijt, auf Verlangen ber 
Abſender mit den ſich darbietenden ſchnellſten Poſtgelegenheiten nach dem Beſtimmungsorte zu 
befördern. Das Verlangen der Einſchreibung oder eine Werthangabe iſt bei dringenden Packet⸗ 
ſendungen nicht zuläſſig. 

in Die Sendungen müſſen bei der Einlieferung zur Poſtanſtalt äußerlich durch einen farbigen 
Zettel, welcher in fetten ſchwarzen Typendruck oder, bei beſonderen Fällen, in großen handſchrift⸗ 
lichen Zügen die Bezeichnung 

„dringend“ 


und darunter eine kurze Angabe des Inhalts tragt, hervortretend kenntlich gemacht ſein. Die zu⸗ 
gehörigen Begleitadreſſen ſind mit dem gleichen Vermerke zu verſehen. 

ni Dringende Packetſendungen müſſen von dem Abſender frankirt werden. Als Ent⸗ 
ſchädigung für die aus der bevorzugten Beförderung und der abweichenden Behandlung der 
Sendungen ſich ergebenden beſonderen Aufwendungen 2c. ijf außer dem tarifmäßigen Porto und außer 
dem etwaigen Eilbeſtellgelde ($. 24) eine Gebühr von 1 Mark für jedes Stüd bei der Einlieferung 


zu entrichten. 


&. 14. 

1 Auf der Vorderſeite der Poſtkarte darf der Abſender außer den auf die Beförderung 
bezüglichen Angaben noch ſeinen Namen und Stand oder feine Firma, ſowie Jene Wohnung ver⸗ 
merken. Die Rückſeite kann zu Mittheilungen benutzt werden. Die Aufſchrift und die Mittheilungen 
können mit Tinte, Bleifeder oder farbigem Stift geſchrieben werden; nur muß die Schrift haften 
und deutlich ſein. 

1 Poſtkarten, aus deren Inhalt die Abſicht ber Beleidigung oder einer ſonſt ſtrafbaren 
Handlung ſich ergiebt, ferner Poſtkarteu, welche nach Beſeitigung der urſprünglichen Aufſchrift oder 
der auf der Ruͤckſeite zuerſt gemachten Mittheilungen mit anderweiter Aufſchrift oder mit neuen 
Mittheilungen verſehen zur Poſt geliefert werden, ebenſo Poſtkarten mit Beklebung, 3. B. mit auf⸗ 
geklebten sn und Poſtkarten mit angefügten Waarenproben ſind von der Poſtbeförderung 
ausgeſchloſſen. a 

nt Zu den Poſtkarten mit Antwort werden beſonders dazu eingerichtete Formulare ver⸗ 
wendet, von denen die zweite Hälfte zur Antwort dient. s 

IV Poſtkarten müſſen frankirt werden. Für Poſtkarten mit Antwort iſt auch für die Antwort 
das Porto vorauszubezahlen. ibis 

v Die Gebühr beträgt ohne Unterſchied der Entfernung 5 Pf. für jede Poſtkarte. Für 
Poſtkarten mit Antwort werden 10 Pf. erhoben. 

vi Formulare zu Poſtkarten können durch alle Poſtanſtalten bezogen werden. 

un Ungeſtenipelte Formulare zu Poſtkarten werden zum Preiſe von 5 Pf. für je 10 Stück 
verabfolgt. Für geſtempelte Formulare zu Poſtkarten wird nur der Betrag des Stempels erhoben. 

vin Formulare, welche nicht von der Poſt bezogen werden, müfjen in Große und Starke 
des Papiers mit den von der Poſt gelieferten übereinſtimmen, auch auf der Vorderſeite mit der ges 
druckten oder geſchriebenen Ueberſchrift „Poſtkarte“ verſehen ſein. 

IX Unfrankirte Poſikarten und ſolche Poſtkarten, welche den äußeren Anforderungen nicht 
entſprechen, unterliegen dem Porto für unfrankirte Briefe. Für unzureichend frankirte Poftkarten 
wird dem Empfänger der doppelte Betrag des fehlenden Portotheils in Anſatz gebracht, wobei 
Bruchtheile einer Mark auf eine durch 5 theilbare Pfennigſumme aufwärts abgerundet werden. 


" 


Wegen ber Beſtellkarten für bie Abholung von Packeten durch die Packetbeſteller ſiehe §. 29 in. 


Dringende 
Packet⸗ 
ſendungen. 


Poſtkarten. 


Druckſachen. 


a. Bei der 
Einlieferung 
unter der 
Aufſchrift 
beſtimmter 
Empfänger. 


AB. Ai 
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I Gegen die für Druckſachen FAUT. ermäßigte Taxe können befördert werden: alle durch 
Buchdruck, Kupferſtich, Stahlſtich, Holzſchnitt, Lithographie, Metallographie und Photographie ver 
vielfältigten Gegenſtände, welche nach ihrer Form und ſonſtigen Beſchaffenheit zur Beförderung mit 
der Briefpoſt geeignet ſind. 

il Die Sendungen können entweder unter der Aufſchrift beſtimmter Empfänger, oder als 
außergewöhnliche Beilagen ſolcher Zeitungen und Zeitſchriften, deren Vertrieb die Poſt beſorgt, zur 
Einlieferung gelangen. 

Ht Die Sendungen müſſen offen, und zwar entweder unter Streifs oder Kreuzband, oder 
umſchnürt, oder in einen offenen Umſchlag gelegt, oder aber dergeſtalt einfach zuſammengefaltet ein⸗ 
geliefert werden, daß ihr Inhalt leicht geprüft werden kann. Unter Band (Verſchnürung) können 
auch Bücher, gleichviel ob gebunden, gefalzt oder geheftet, verſandt werden. Das Band muß der⸗ 
geſtalt angelegt ſein, daß daſſelbe abgeſtreift und die Beſchränkung des Inhalts der Sendung auf 
Gegenſtände, deren Verſendung unter Band gejtattet ijt, leicht erkannt werden kann. " 

IV Druckſachen find auch in Form offener Karten zuläſſig, jedoch dürfen ſolche Karten die 
Bezeichnung „Poſtkarte“ nicht tragen. Sind mit den offenen Karten Formulare zu Antwortskarten 


vom 


2. auf gedruckten Viſitenkarten die Anfangsbuchſtaben üblicher Formeln zur Erläuterung 


3. auf der Druckſache ſelbſt den Ort, den Tag der Abſendung, die Namensunterſchrift oder 


machen; 

7. einzelne Stellen des Inhalts, auf welche die Aufmerkſamkeit gelenkt werden ſoll, durch 
Striche kenntlich zu machen; 

8. bei Preisliſten, Börſenzetteln und Handelszirkularen die Preiſe, ſowie den Namen des 
Reiſenden und den Tag ſeiner Durchreiſe handſchriftlich oder auf mechaniſchem Wege 
einzutragen oder abzuändern; : 

9. in den Anzeigen über die Abfahrt von Schiffen den Tag der Abfahrt handſchriftlich 
anzugeben; 

10. bei Quittungskarten die durch das Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetz vom 
22. Juni 1889 zugelaſſenen Eintragungen handſchriftlich oder auf mechaniſchem Wege 
vorzunehmen, die Beitrags- und die Doppelmarken aufzukleben und die aufgeklebten 
Marken zu entwerthen ober zu vernichten; 
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11. in die Sendungen mit Büchern, Muſikalien, Zeitſchriften, Landkarten und Bildern eine 
Widmung handſchriftlich einzutragen, auch dieſen Sendungen eine auf den Preis der 
überſandten Gegenſtände bezügliche Rechnung beizufügen und letztere mit ſolchen hand⸗ 
ſchriftlichen Zuſätzen zu verſehen, welche den Juhalt der Sendung betreffen und nicht die 
Eigenſchaft einer beſonderen, mit dieſem in keiner Beziehung ſtehenden Mittheilung haben, 

12. bei Bücherzetteln (offenen gedruckten Beſtellungen auf Bücher, Zeitſchriften, Bilder und 
Muſikalien) die beſtellten oder angebotenen Werke auf der Rückſeite handſchriftlich zu 
bezeichnen und den Vordruck ganz oder theilweiſe zu durchſtreichen oder zu unter⸗ 
ſtreichen; 

13. Modebilder, Landkarten u. ſ. w. auszumalen; 

14. bei Druckſachen, welche von Berufsgenoſſenſchaften oder Verſicherungsanſtalten oder von 
deren Organen auf Grund der Unfallverſicherungsgeſetze oder des Invaliditäts- und 
Alters verſicherungsgeſetzes abgeſandt werden und auf der Außenſeite mit dem Namen 
der Berufsgenoſſenſchaft oder der Verſicherungsanſtalt bezeichnet ſind, Zahlen oder Namen 
handſchriftlich oder auf mechauiſchem Wege einzutragen oder abzuändern und den Vor: 
druck ganz oder theilweiſe zu durchſtreichen. t 

vur Druckſachen müſſen frankirt fein. Das Porto beträgt auf alle Eutſernungen: 

i 8. 


bis 50 Gramm einſchließlich. .. Pf 
über 50 = 100 z = ae mtr 5 
100 = 250 z z 


z MP 
z 2000 z z Abe NC 421203 če 
z 500 Gramm bis 1 Kilogramm enfhließlih. . .30 = 
IX Für unzureichend frankirte Druckſachen wird dem Empfänger der doppelte Betrag des 
fehlenden Portotheils in Anſatz gebracht, wobei Bruchtheile einer Mark nöthigenfalls auf eine durch 
5 theilbare Pfennigſumme aufwärts abgerundet werden. Druckſachen, welche den ſonſtigen vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen nicht entſprechen, oder unfrankirt ſind, gelangen nicht zur Abſendung. 
X Als außergewöhnliche Zeitungsbeilagen find ſolche den Beſtimmungen unter 1 ent- b. Bei ber 


ſprechende Druckſachen anzusehen: Einlieferung 
1. welche nach Form, Papier, Druck oder ſonſtiger Beſchaffenheit nicht als Beſtandtheile dM isle 
derjenigen Zeitung oder Zeitſchrift erachtet werden können, mit ber die Verſendung Zeitungsbei⸗ 

erfolgen foll; lagen. 


2. welche zwar als regelmäßige Nebenblätter zu Zeitungen erſcheinen, aber auch unab— 
hängig von der Hauptzeitung für fid) allein bezogen werden können. 5 
Xi Jeder Verſendung außergewöhnlicher Zeitungsbeilagen muß von dem Verleger eiue 
Aumeldung derſelben bei der Poſtanſtalt des Aufgabeorts und die Entrichtung des Portos für ſo 
Diele Exemplare, als der Zeitung 2c. beigelegt werden ſollen, vorhergehen. Das Einlegen in die 
einzelnen Zeitungs- ze, Exemplare ijf Sache des Verlegers. in 
xi Außergewöhnliche Zeitungsbeilagen dürfen einzeln nicht über zwei Bogen ſtark, auch 
nicht geheftet, gefalzt oder gebunden ſein, ſondern müſſen, wenn ſie aus mehreren Blättern beſtehen, 
in der Bogenform zuſammenhängen. Die Poſtanſtalten ſind zur Zurückweiſung ſolcher Beilagen 
befugt, welche uach Größe und Stärke des Papiers oder nach ihrer ſonſtigen Beſchaffenheit zur 
Beforderung in den Zeitungspacketen nicht geeignet erſcheinen. . 
Y xut Das Porto für Druckſachen, welche als außergewöhnliche Zeitungsbeilagen zur Ein— 
neferung gelangen, beträgt für jedes einzelne Beilage⸗Exemplar ½ Pf. Ein bei Berechnung des 
Geſammitbetrages fid) ergebender Bruchtheil einer Mark wird nöthigenfalls auf eine durch 5 theil— 
are Pfenmigſumme aufwärts abgerundet. 


„ 
I Gegen die für Druckſachen im §. 15 var feſtgeſetzte ermäßigte Taxe können ferner bez Herber 4 
fördert werden! die mittels des Hektographs, Papyrographs, Chromographs oder mittels eines xus dies 
lichen Umdruckverfahrens, nicht aber mittels der Kopirpreſſe, auf mechaniſchem Wege hergeſtellten Drucksachen. 
Schriftſtücke, welche nach ihrer Form und ſonſtigen Beſchaffenheit zur Beförderung mit der Briefpoſt tare bedingt 


geeignet 5 zugelaſſene 
* Schriftſtücke 
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Waaren⸗ 
proben. 


„ en 


u Die Einlieferung der vorbezeichneten Gegenſtande, auf welche im übrigen die Be⸗ 
ſtimmungen des 8. 15 mr 1v, V und vr Anwendung finden, muß unter ber Aufſchrift beſtimmter 
Empfänger in einer Anzahl von mindeſtens 20 vollkommen gleichlautenden Exemplaren am Poſt⸗ 
ſchalter erfolgen. 

in Die Gegenſtände dürfen nach ihrer Fertigung mittels Hektographs u. ſ. w. keinerlei 
Zuſätze oder Aenderungen am Inhalt erhalten haben, iei es, daß dieſe Zuſätze handſchriftlich nach⸗ 
getragen, oder in Geſtalt von gedruckten ꝛc. Zetteln beigefügt oder eingeklebt ſind. 

iv Hektographien 2c., welche vorſchriftswidrig durch die Briefkaſten oder in nicht genügender 
Zahl zur Einlieferung gelangen, ſind von der Vergünſtigung der Portoermäßigung ausgeſchloſſen. 


S. 17. 

1 Gegen die für Waarenproben feſtgeſetzte ermäßigte Taxe werden nur ſolche Waaren⸗ 
proben zugelaſſen, die keinen Handelswerth haben und nach ihrer Beſchaffenheit, Form und Ver⸗ 
packung zur Beförderung mit der Briefpoſt geeignet ſind. Waarenproben dürfen in ihrer Aus⸗ 
dehnung 30 Centimeter in der Länge, 20 Centimeter in der Breite und 10 Centimeter in der Höhe 
nicht überſchreiten. Erfolgt die Einlieferung in Rollenform, ſo dürfen fie keine größere Ausdehnung 
haben, als 30 Centimeter in der Lange und 15 Centimeter im Durchmeſſer. 

u Hinſichts der Verpackung gilt als Bedingung, daß der Inhalt der Sendungen als in 
Waarenproben beſtehend leicht erkannt werden kann. Die Verpackung kann unter Band in offenen 
Briefumſchlagen oder in Käſtchen oder Säckchen erfolgen. Wenn Flüſſigkeiten, Oele, fette Stoffe, 
trockene, abfärbende oder nicht abfärbende Pulver, ſowie lebende Bienen als Waarenproben ver⸗ 
ſandt werden ſollen, ſo muß ihre Verpackung den von der Poſtverwaltung vorgeſchriebenen 
Bedingungen entſprechen. 

ul Die Aufſchrift muß, außer dem Namen des Empfängers und des Beſtimmungsorts, 
den Vermerk „Proben“ („Muſter“) enthalten. In der Aufſchrift dürfen außerdem nur noch 
vermerkt ſein: 

der Name oder die Firma des Abſenders, 

die Fabrik- oder Handelszeichen, 

die Nummern, 

die Preiſe und 

Angaben bezüglich des Gewichts, des Maßes und der Ausdehnung, ſowie ber ver: 
fügbaren Menge, der Herkunft und der Natur der Waaren. 

Dieſe Angaben dürfen ſtatt in der Aufſchrift bei oder an jeder Probe für jid) enthalten fent. 

Iv Die Aufſchrift darf nicht auf einer ſogenannten Fahne der Sendung angehangt, 
ſondern muß auf dieſer ſelbſt angebracht ſein. 

v Den Waarenproben dürfen Briefe nicht beigeſchloſſen oder angehängt werden. Mehrere 
Waarenproben dürfen unter derſelben Umhüllung verſandt werden, die einzelnen Proben dürfen aber 
nicht mit verſchiedenen Aufſchriſten oder Umſchlägen mit Auſſchriſt verſehen ſein. Die Vereinigung 
von Druckſachen mit Waarenproben zu einem Verſendungs⸗Gegenſtande bis zum Gewicht von 
250 Gramm iſt geſtattet; die bezüglich der Ausdehnung gezogenen Grenzen inden dabei nur jo weit 
Auwendung, als es ſich um die Waarenproben ſelbſt handelt, die Druckſachen müſſen den Beſtim⸗ 
mungen des &. 15 entſprechen. 

Vi Die Sendungen müſſen frankirt fein. Das Porto beträgt, gleichviel ob die Waaren⸗ 
proben für ſich allein verſandt werden, oder ob Druckſachen damit vereinigt ſind, ohne Unterſchied 
der Entfernung und des Gewichts 10 Pf. 

vn Für unzureichend frankirte Waareuproben wird dem Empfänger der doppelte Betrag 
des fehlenden Portotheils in Anſatz gebracht, wobei Bruchtheile einer Mark nothigenfalls an 
eine durch 5 theilbare Pfennigſumme aufwärts abgerundet werden. f 

vnn Waarenproben, welche den vorſtehenden Beſtimmungen nicht entſprechen, oder unfrankin! 
ſind, ſowie diejenigen Waarenproben, welche einen Handelswerth haben, oder deren Beförderung 
mit Nachtheil oder Gefahr verbunden ſein würde, z. B. Gegenftände aus Glas, ſcharfe Inſtrumente 
und dergleichen, gelangen nicht zur Abſendung. 
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$. 18. 

1 Briefe, Poſtkarten, Druckſachen, Waarenproben, Briefe mit Zuſtellungsurkunde, Poſt⸗ 
nachnahmeſendungen, ſowie Packete ohne Werthangabe — ausſchließlich jedoch der dringenden Packete 
(8. 13) —, können unter Einſchreibung befördert und müſſen zu dieſem Zwecke von dem Abſender 
mit der Bezeichnung „Einſchreiben“ verſehen werden. Bei Packeten ohne Werthangabe muß dieſe 
Bezeichnung auf der Begleitadreſſe und auf dem Packete angegeben ſein; die Wirkung der Ein⸗ 
ſchreibung in Bezug auf die Gewährleiſtung erſtreckt ſich in dieſem Falle nur auf das Packet und 
nicht zugleich auch auf die Begleitadreſſe. 

u Ueber eine eingeſchriebene Sendung wird eine Einlieferungsbeſcheinigung ertheilt. 

ur Für eingeſchriebene Sendungen wird, außer dem Porto, eine Einſchreibgebühr von 
20 Pf. ohne Rückſicht auf die Entfernung und das Gewicht erhoben. 

IV Eine Werthangabe iſt bei Einſchreibſendungen nicht zuläſſig. 


8. 19. 

1 Die Poſtverwaltung übermittelt im Wege der Poſtanweiſung Geldbeträge bis zu vier⸗ 
hundert Mark einſchließlich. 

u Poſtanweiſungen müſſen frankirt werden. Die Gebühr beträgt ohne Unterſchied der 
Entfernung: 


r LOC deals unm 20 Pf. 
Aber 100 bis d . 30 = 
s 2005: 40077 = A un. RIT T BS 


ur Zu Poſtanweiſungen dürfen nur Formulare benutzt werden, welche von den Poſtanſtalten 
bezogen ſind. Den Abſendern iſt nicht geſtattet, für eigene Rechnung hergeſtellte Formulare zu Poſt⸗ 
anweiſungen poſtmäßig zu verwenden. Ungeſtempelte Formulare zu Poſtanweiſungen werden von 
den Poſtanſtalten in Mengen von mindeſtens 20 Stück zum Preiſe von 10 Pf. für je 20 Stück 
verabfolgt. Für geſtempelte Formulare wird nur der Betrag des Stempels erhoben. 

W Die Ausfüllung der Poſtanweiſungen iſt handſchriftlich mit Tinte zu bewirken, kann 
aber auch durch Druck geſchehen. Die Angabe des Geldbetrages hat in der Reichswährung zu 
erfolgen. Die Markſumme muß in Zahlen und in Buchſtaben ausgedrückt ſein. 

v Der der Poſtanweiſung angefügte Abſchnitt kann vom Abſender zu Mittheilungen 
benutzt werden. 

v1 Ueber den eingezahlten Betrag wird eine Einlieferungsbeſcheinigung ertheilt. 

vnn Die Auszahlung des angewieſenen Betrages erfolgt gegen Rückgabe der quittirten Poſt⸗ 
anweiſung. Der Abſchnitt der Poſtanweiſung kann vom Empfänger zurückbehalten werden. 

vnn Die Erhebung des Geldbetrages bei der Poſtanſtalt am Beſtimmungsort muß, ſofern 
der Betrag nicht durch den beſtellenden Boten überbracht wird, ſpäteſtens innerhalb 7 Tage, vom 
Tage der Aushändigung der Poſtanweiſung gerechnet, erfolgen. Andernfalls wird die Rückzahlung 
des Geldes an den Aufgeber eingeleitet, oder, ſofern derſelbe nicht zu ermitteln iſt, das für un⸗ 
beſtellbare Sendungen vorgeſchriebene Verfahren zur Anwendung gebracht. 


IX Stehen der Poſtanſtalt am Beſtimmungsort die erforderlichen Geldmittel augenblicklich 
nicht zur Verfügung, ſo kann die Auszahlung erſt verlangt werden, nachdem die Beſchaffung der 
Mittel erfolgt iſt. 

x Wenn dem Empfänger eine Poſtanweiſung abhanden gekommen iſt, ſo hat derſelbe der 
Poſtanſtalt am Beſtimmungsort von dem Verluſte Mittheilung zu machen. Von dieſer Poſtanſtalt 
wird alsdann bei etwaiger Vorlegung der Anweiſung die Zahlung bis auf weiteres ausgeſetzt. 
Es iſt Sache des Empfängers, durch Vermittelung des Abſenders bei der Aufgabe-Poſtanſtalt die 
Ueberſendung eines vom Abſender auszufertigenden Doppels der Poſtanweiſung zu erwirken. Bei 
der Einlieferung des Doppels muß die bei der Aufgabe der abhanden gekommenen Poſtanweiſung 
ertheilte Einlieferungsbeſcheinigung von dem Aufgeber vorgelegt werden. Die Verſendung des 
Doppels von dem Mujgabe- nach bem Beſtimmungsorte erfolgt koſtenfrei. 

2 


« 


Einſchreib⸗ 
ſendungen. 


Post. 
anweiſungen. 


Telegraphiſche 
Poſt⸗ 
anweiſungen. 


Poſt⸗ 
nachnahme⸗ 
ſendungen. 


12 


8. 20. 

I Die Ueberweiſung auf Poſtanweiſungen eingezahlter Beträge kann auf Verlangen des 
Abſenders durch Vermittelung des Telegraphen erfolgen, wenn zwiſchen der Poſtanſtalt am Auf⸗ 
gabeort und der Poſtanſtalt am Beſtimmungsort oder auf einem Theile des Weges telegraphiſche 
Verbindung beſteht. 

1 Falls ein ſolches Verlangen ausgeſprochen wird, liegt die Ausfertigung des Telegramms, 
mittels deſſen die Ueberweiſung erfolgt, der Poſtanſtalt des Aufgabeorts ob. Wuͤnſcht der Abſender 
durch dieſes Telegramm weitere, auf die Verſügung über das Geld bezügliche Mittheilungen zu 
machen, ſo muß er dieſe der Poſtanſtalt ſchriftlich übergeben, welche ſie in das Telegramm mit 
aufnimmt. 

III Bei telegraphiſchen Poſtanweiſungen, welche an Orten ohne Telegraphenauſtalt zur 
Poſt gegeben werden, wird das Telegramm von der Annahme⸗Poſtanſtalt mit der nächſten Poſt⸗ 
gelegenheit der am ſchnellſten zu erreichenden, dem allgemeinen Verkehre dienenden Telegraphenauſtalt 
als Einſchreibſendung zugeführt. 

IV Sit eine telegraphiſche Poſtanweiſung nach einem mit einer Telegraphenanſtalt nicht 
verſehenen Poſtorte gerichtet, ſo erfolgt die Weiterbeförderung des Telegramms von der letzten 
Telegraphenanſtalt bis zur Beſtimmungs-Poſtanſtalt ebenfalls mit ber nächſten Poſtgelegenheit als 
Einſchreibſendung. 

V Der Aufgeber hat zu entrichten: 

1. die Poſtanweiſungsgebühr, 
2. die Gebühr für das Telegramm. 

Außerdem kommt zutreffendenfalls zur Erhebung: 

a) das Porto und bie Einſchreibgebühr für die Beförderung des Telegramms zur 
nächſten Telegraphenanſtalt, ſofern am Aufgabeort eine dem allgemeinen Verkehr 
dienende Telegraphenanſtalt nicht vorhanden iſt; 

b) das Porto und die Einſchreibgebühr für die Beförderung des Telegramms von 
der letzten Telegraphenanſtalt bis zur Beſtimmungs⸗Poſtanſtalt, falls die tele⸗ 
graphiſche Poſtanweiſung nach einem mit einer Telegraphenauſtalt nicht verſehenen 
Poſtorte gerichtet iſt; 

e) inſofern die Anweiſung nicht mit dem Vermerke poſtlagernd versehen ijt, das Gil: 
beſtellgeld für die Beſtellung an den Empfänger am Beſtimmungsort oder für die 

HBeſtellung von der letzten Poſtauſtalt nach bem Wohnorte des Einpfängers (8. 24). 

Die Gebühren unter a find ſtets vom Abſender vorauszubezahlen; dagegen bleibt es in 
ſein Belieben geſtellt, ob er die Gebühren unter b und c ebenjalls vorausbezahlen oder deren 
Entrichtung dem Empfänger überlaſſen will. 

VI Die Poſtanſtalt des Beſtimmungsorts hat das Telegramm gleich nach der Ankunft 
dem Empfänger durch einen beſonderen Boten zuzuſtellen. Die Auszahlung des angewieſenen 
Betrages erfolgt gegen Rückgabe des mit der Quittung des Empfängers verſehenen Telegramms. 
| vm Die Telegraphenanftalten find ermächtigt, in Vertretung der Poſtanſtalt Beträge auf 
Poſtanweiſungen, welche auf telegraphiſchem Wege überwieſen werden ſollen, von den Abſendern 
anzunehmen oder am Beſtimmungsort auszuzahlen. 


Al 
x I SBojtadjmafmen find bis zu ehe Mark einſchließlich bei Briefen, Druckſachen und 
Waarenproben bis zum Gewicht von 250 Gramm, ſowie bei Poſtkarten und Packeten zuläſſig. 

11 Nachnahmeſendungen müſſen in der Auſſchrift mit dem Vermerke „Nachnahme von 
ee Mark. . . Pf.“ (Markſumme in Zahlen und Buchſtaben, Pfennigſumme nur in 
Zahlen) verſehen ſein, und unmittelbar darunter die deutliche Angabe des Namens und Wohnorts 
— in größeren Städten auch die Wohnung — des Abſenders enthalten. Bei Nachnahmepacketen 
müſſen vorſtehende Vermerke ſowohl auf dem Packete als auch auf der Begleitadreſſe angebracht ſein. 

ui Dem Auflieferer einer Nachnahmeſendung wird über den Betrag eine Beſcheinigung 
ertheilt. Iſt über die Sendung ohnehin eine Einlieferungsbeſcheinigung zu verabfolgen (bei Einſchreib— 
und Werthſendungen), ſo wird der Nachnahmebetrag in dieſe Beſcheiniaung mit vermerkt. 


AJ 


MBPS 


IV. Eine Nachnahmeſendung darf nur gegen Berichtigung des Nachnahmebetrages aus⸗ 
gehändigt werden. Wird die Seudung nicht innerhalb 7 Tagen nach dem Eingange eingelöft, jo 
wird fie an den Aufgeber zurückgeſandt. Dieſes gilt auch von den Nachnahmefendungen mit dem 
Vermerke „poſtlagernd“. Im Fall der Nachſendung ($. 44) einer Nachnahmeſendung wird für 
jeden neuen Beſtimmungsort eine beſondere Einlöſungsfriſt von 7 Tagen berechnet. 

v  Gingelójte Nachnahmebeträge werden den Abſendern von der Beſtimmungs⸗Poſtauſtalt 
mittels Poſtauweiſung nach Abzug der Geldübermittelungsgebühr zugefandt. Auf dem Abſchnitte, 
welchen der Empfänger lostrennen und zurückbehalten kaun, wird poſtſeitig vermerkt, auf welche 
Nachnahmeſendung ſich die Poſtauweiſung bezieht. 

vr Nicht eingelöſte Nachnahmeſendungen werden dem Abſender gegen Rückgabe der 
unter Ul erwähnten Beſcheinigung wieder ausgehändigt. 

VH Für Nachnahmeſendungen kommen zur Erhebung: 

1. Das Porto für gleichartige Sendungen ohne Nachnahme. 
Falls eine Werthaugabe oder Einſchreibung ſtattgefunden hat, tritt dem Porto 
die Verſicherungsgebühr oder Einſchreibgebühr hinzu. 
2. Eine Vorzeigegebühr von 10 Pf. 
3. Die Gebühren für Uebermittelung des eingezogenen Betrages an den Abſender, und 


zwar: 

a e eee e ee Pf. 
über 5 = 100 = TRIMERJI BA NE reon20:62 
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viu. Die Vorzeigegebühr wird zugleich mit dem Porto erhoben und ijt auch dann zu 

entrichten, wenn die Sendung nicht eingelöſt wird. 
S. 22. 

1 Ini Wege des Poſtauftrages köunen 

) Gelder bis zum Betrage von achthundert Mark einſchließlich eingezogen, oder 

b) Wechſel an den Bezogenen behufs Einholung der Annahme-Erklärung verſendet 

werden. 

I Dem Poſtauftrage find die einzulöſenden Papiere (die quittirte Rechnung, der quittirte 
Wechſel, der Zinsſchein ꝛc.) zur Aushändigung an denjenigen, welcher Zahlung leiſten ſoll, oder die 
zur Annahme vorzuzeigenden Wechſel beizufügen. Die Vereinigung mehrerer Poſtaufträge zu einer 
Sendung iſt nicht ſtatthaft. Einem Poſtauftrage zur Geldeinziehung können mehrere Quittungen, 
Wechſel, Zinsſcheine 2c. zur gleichzeitigen Einziehung von demſelben Zahlungspflichtigen beigefügt 
werden; die Geſammtſumme des einzuziehenden Betrages darf jedoch 800 Mark nicht überſteigen. 
Ebenſo können einem Poſtauftrage zur Atzepteinholung mehrere Wechſel beigefügt werden, wenn ſie 
auf den nämlichen Bezogenen lauten und gleichzeitig zur Aunahme⸗Erklärung vorzuzeigen find. 

n Zu den Poſtaufträgen für Geldeinziehung und für Akzepteinholung kommen verſchiedene 
Formulare zur Anwendung. Derartige Formulare werden zum Preiſe von 5 Pf. für je 10 Stück 
bei ſämmtlichen Poſtanſtalten zum Verkauf bereit gehalten. Den Abſendern üt nicht geſtattet, für 
eigene Rechnung hergeſtellte Formulare poſtmäßig zu verwenden; es ſteht ihnen jedoch frei, die 
Ausfüllung der von der Poſt bezogenen Formulare zu Poſtaufträgen ganz ober theilweiſe durch 
Druck bewirken zu laſſen. N 

IV Der Auftraggeber hat auf der Vorderſeite des Formulars anzugeben: 

den Namen und Wohnort des Zahlungspflichtigen oder des Bezogenen, 

den einzuziehenden Betrag oder den Betrag des zur Annahme vorzuzeigenden Wechſels, 

wobei die Markſumme in Zahlen und in Buchſtaben ausgedrückt ſein muß, 

den eigenen (des Auftraggebers) Namen und Wohnort. 
: Bei den Poſtaufträgen zur Geldeingicjuug ijt außerdem die Zahl der beigefügten Anlagen 
cuizurücken. Ferner iſt bei dieſen Aufträgen geftattet, im Auftragsformular das Datum desjenigen 
Lages anzugeben, an welchem die Einziehung des Betrages erfolgen fol. Dieſer Zeitpunkt (jt dann 
für bie Vorzeigung des Poſtauftrags maßgebend. 


Poſtaufträge 


zur Einziehung 


von Geld⸗ 
beträgen und 
zur Einholung 
von Wechſel⸗ 

atzepten. 
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Bei den Poſtaufträgen zur Akzepteinholung bleibt bie Ausfüllung des Vordrucks bezüglich 
des Tages der Fälligkeit des Wechſels und die Angabe der Wechſelnummer dem Auftraggeber 
anheimgeſtellt. 

Der unbedruckte Theil der Rückſeite der Auftragsformulare dient zur Aufnahme etwaiger 
Beſtimmungen des Auftraggebers darüber, was mit dem Poſtauftrage nach einmaliger vergeblicher 
Vorzeigung geſchehen ſoll (unter VI). 

v Zu ſchriftlichen Mittheilungen an den Zahlungspflichtigen oder an den Wechſelbezogenen 
darf das Poſtauftrags⸗Formular, welches im Fall der Einziehung des Betrages oder im Fall der 
Annahme des Wechſels in den Händen der Poſt verbleibt, nicht benutzt werden. Briefe dem Poſt⸗ 
aufträge als Anlagen beizufügen, ijt nicht ſtatthaft. 

vi Der Auftraggeber kann verlangen, daß ber Poſtauftrag nach einmaliger vergeblicher 
Vorzeigung an ihn zurückgeſandt oder nach einem innerhalb des Deutſchen Reichs belegenen Orte, 
nicht aber nach dem Aufgabeorte des Poſtauftrags, weitergeſandt werde. Dieſes Verlangen ijt durch 
den Vermerk „Sofort zurück“ oder — unter genauer Bezeichnung eines anderen Empfängers — 
durch den Vermerk „Sofort an N. in N.“ auf der Rückſeite des Poſtauftrags- Formulars auszu⸗ 
drücken. Wünſcht der Auftraggeber, daß die Weiterſendung an eine zur Aufnahme des Wechſel⸗ 
proteſtes befugte Perſon geſchieht, ſo genügt der Vermerk „Sofort zum Proteſt“ auf der Rückſeite 
des Poſtauftrags⸗Formulars, ohne daß es der namentlichen Bezeichnung einer ſolchen Perſon bedarf. 

vi Der Auftraggeber hat den Poſtauftrag unter verſchloſſenem Umſchlage an die Poſt⸗ 
anſtalt, welche die Einziehung oder Akzepteinholung bewirken ſoll, abzuſenden. Der Brief iſt mit 
der Aufſchrift „Poſtauftrag nah (Name der Poſtanſtalt)“ zu verſehen. Soll die Vor⸗ 
zeigung an einem beſtimmten Tage geſchehen, dann darf die Einlieferung des Poſtauftrags nicht 
früher als ſieben Tage vorher erfolgen. f 

Vill Ueber den Poſtauftragsbrief wird eine Einlieferungsbeſcheinigung ertheilt. 

IX Bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung erfolgt die Einziehung des Betrages gegen Vor⸗ 
zeigung des Poſtauftrags und Aushändigung der quittirten Rechnung (des quittirten Wechſels 2c.). 
Die Zahlung ift entweder fofort an den beſtellenden Boten oder, wenn der Auftraggeber nicht eine 
andere Beſtimmung (Xvi getroffen hat, binnen ſieben Tagen nach der Vorzeigung des Poſtauf⸗ 
trags bei der einziehenden Poſtanſtalt zu leiſten. Die ſiebentägige Lagerfriſt iſt von demjenigen 
Tage ab zu rechnen, welcher auf den Tag des erſten ſtattgehabten Verſuchs der Vorzeigung folgt. 
Erfolgt die Zahlung innerhalb dieſer Friſt nicht, ſo wird der Poſtauftrag vor der Rückſendung 
nochmals zur Zahlung vorgezeigt; hatte der Zahlungspflichtige oder deſſen Bevollmächtigter bereits 
bei der erſten Vorzeigung die Einlöſung endgültig verweigert, ſo unterbleibt die nochmalige Vor⸗ 
zeigung nach Ablauf der ſiebentägigen Friſt. Als Zahlungsverweigerung gilt nur die Erklarung des 
Zahlungspflichtigen ſelbſt ober deſſen Bevollmächtigten. Theilzahlungen werden nicht angenommen. 

Xx Der eingezogene Betrag, nach Abrechnung der Poſtanweiſungsgebühr, wird dem Auftrag⸗ 
geber mittels Poſtanweiſung übermittelt. 

XI Dem Belieben des Auftraggebers ijt es überlaſſen, dem Poſtauftrage das ausgefüllte 
Formular der Poſtanweiſung beizufügen. Solche Poſtauweiſungen find bis zum Meiſtbetrage vol 
800 Mark zuläſſig. Die Gebühr für eine Poſtauftrags⸗Poſtanweiſung im Betrage von mehr als 
400 Mark iſt nach denſelben Sätzen zu berechnen, wie für zwei Poſtanweiſungen bis 400 Mark. 
In dem beizufügenden Poſtanweiſungs- Formular darf nur derjenige Betrag der Forderung an 
gegeben werden, welcher nach Abzug der Poſtanweiſungsgebühr übrig bleibt. 

. Xu Bei Poſtaufträgen zur Akzeptein olung erfolgt die Vorzeigung des Poſtauftrags und 
des beigefügten Wechſels ke b PORE sen jelbjt ober an helfe le u als 
bevollmächtigt wird, ſofern der Bezogene nicht bei der Beſtimmungs-⸗Poſtanſtalt eine im bejondereli 
auf die Annahme von Wechſeln lautende Vollmacht niedergelegt hat, poſtſeitig jede ſolche Perſon 
angeſehen, welche zur Empfangnahme von Ablieferungsſcheinen über Sendungen mit einer Werth. 
angabe im Betrage von mehr als 400 Mark für den Bezogenen berechtigt iſt. i 

xu Die Annahme des Wechſels muß auf dem Wechſel ſchriſtlich geſchehen. Die Aunahne 
gift als verweigert, wenn dieſelbe nur auf einen Theil ber Wechſelſumme erfolgt, oder wenn der 
Annahme⸗Erklärung andere Einſchränkungen beigefügt werden. 
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xiv Der angenommene Wechſel wird von der Beſtiunmungs⸗Poſtanſtalt ohne Verzug an 
den Auftraggeber unter Einſchreibung zurückgeſandt. 

xv Diejenigen Wechſel, welche bei der erſten Vorzeigung mit einem ſchriftlichen Akzept 
oder einer ſchriftlichen Annahmeverweigerung nicht verſehen worden ſind, werden nach ſieben Tagen 
nochmals vorgezeigt, falls nicht der Auftraggeber durch einen Vermerk auf der Rückſeite des Auf⸗ 
trags⸗Formulars ein anderes Verfahren vorgeſchrieben hat. Für die Berechnung der fiebentägigen 
Lagerfriſt gelten die Beſtimmungen unter IX. 

xvi An Sonntagen und an allgemeinen Feiertagen findet die Vorzeigung von Poſtauf⸗ 
trägen nicht ſtatt. 

xvn Hat der Auftraggeber auf ber Rückſeite des Poſtauftragsformulars nicht andere Be: 
ſtimmung getroffen (xvm), jo ijt ber Poſtauftrag nebjt Anlagen an ihn zurückzuſenden, ſobald fejt- 
ſteht, daß der Zahlungspflichtige oder der Wechſelbezogene nicht zu ermitteln iſt, oder daß die 
Zahlung und bei Poſtaufträgen zur Alzepteinholung die Annahme⸗Erklärung verweigert oder von 
dem Bezogenen oder ſeinem Bevollmächtigten eine die Verweigerung der Annahme ausdrückende 
oder ihr gleich zu achtende Erklärung auf dem Wechſel niedergeſchrieben wird. 

xvin Alle Poſtaufträge, auf welchen für den Fall der Nichteinlöſung oder der verweigerten 
Annahme die fojortige Rückſendung, die Weiterſendung an eine andere Perſon oder die Weitergabe 
zur Proteſtaufnahme verlangt ijt, werden ſofort nach der erſten vergeblichen Vorzeigung bezw. nach 
dem erſten vergeblich gebliebenen Verſuche der Vorzeigung, mittels Einſchreibbriefs zurück- oder 
weitergejandt. Bei Poſtaufträgen mit dem Vermerk „Sofort zum Proteſt“ ijt mit der Weitergabe 
des Poſtauftrags und deſſen Anlagen an den Gerichtsvollzieher, Notar ꝛc. die Obliegenheit der 
Poſtverwaltung erfüllt. Die Proteſtkoſten hat der Auftraggeber unmittelbar an den Erheber des 
Proteſtes zu entrichten. 

xix Die Poſtverwaltung haftet für eine Poſtauftragsſendung wie für einen eingeſchriebenen 
Brief, für den eingezogenen Betrag aber in demſelben Umfange wie für die auf Poſtanweiſungen 
eingezahlten Beträge. Eine weitergehende Gewähr, insbeſondere für rechtzeitige Vorzeigung oder für 
rechtzeitige Rück oder Weiterſendung des Poſtauftrags wird nicht geleiftet; auch übernehmen die 
Poſtanſtalten keinerlei Verpflichtung zur Erfüllung der beſonderen Vorſchriften des Wechſelrechts. 

xx Für einen Poftauftrag kommen folgende Gebühren in %Wnjab: 

1. Porto für ben Poſtauftragsbrief mt. .....,.. coz c o ur 30 Pf.: 
2. a) bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung die tarifmäßige Poſtanweiſungsgebühr für 
die Uebermittelung des eingezogenen Geldbetrages; 

b) bei Poſtaufträgen zur Akzepteinholung Porto für die Rückſendung des angenom⸗ 
%% E No OBS IQ e En 30 Pf. 
| Das Porto unter 1 ijt vom Auftraggeber vorauszubezahlen. Die Poſtauweiſungsgebühr 
(2a) wird von dem eingezogenen Geldbetrage in Abzug gebracht. Der Portobetrag unter 2b wird 

dem Auftraggeber bei Ueberſendung des angenommenen Wechſels angerechnet. 
; Iſt die Zahlung des Geldbetrages oder die Annahme des Wechſels verweigert worden, ſo 
wird die Rückſendung des Auftrags und die Weiterſendung deſſelben an einen anderen Empfänger 
oder an eine zur Aufnahme des Vechſelproteſtes befugte Perſon ohne neuen Gebührenanſatz bewirkt. 


m2 3. 

1 Den Bücherpoſtſendungen, b. i. den Sendungen mit Büchern, Muſikalien, Zeitſchriften, Poſtauftrage 
Landkarten und Bildern, ſoweit dieſelben den Beſtimmungen für Druckſachen ($. 15) entſprechen zu Bucherpoſt⸗ 
und ein Gewicht von mehr als 250 Gramm haben, darf gegen Zahlung der für Drucksachen ſendungen. 
feſtgeſetzten ermäßigten Taxe und einer beſonderen, vom Abſender zu entrichtenden Gebühr von 
10 Pf. ein Poſtauftra ur Einziehung der die Sendung betreffenden Rechnung beigefügt werden. 

u Die Aufl zi ber Sendungen hat zu lauten: „Poſtauftrag zur Bücherpoſtſendung 
Nr.... (Geſchäftsnummer) naeh (Name der Poſtanſtalt, in deren Bezirk der 
Empfänger wohnt)“ f | 

In einem mit gleichlautender Auſſchrift verſehenen Briefumſchlage iſt der Sendung ein 
ausgefülltes Formular für Poſtauſträge zur Einziehung von Geldbeträgen, ſowie ein ausgefülltes 
Poſtanweiſungs⸗Formular jo feſt beizufügen, daß unterwegs ſich kein Theil von der Sendung 


Durch 
ilboten zu 
geſtellende 
Sendungen. 
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trennen kaun. Auf dem Auftragsformular muß ber Ueberſchrift „Poſtauftrag“ der Vermerk „zur 
Buücherpoſtſeudung“ zugeſetzt und dahinter die Geſchäftsnummer wiederholt ſein. Das Verlangen 
der Weitergabe oder Weiterſendung iſt bei dieſen Poſtauflrägen nicht zuläſſig. 

Auf der Rückſeite eines jeden Poſtauftrags zu einer Bücherpoſtſendung muß entweder der 
Vermerk: „Ohne Friſt“ oder folgende Quittungsformel niedergeſchrieben ſein: „Die Aulagen dieſes 
Poſtauftrags habe ich ohne Zahlung des umſtehend angegebenen Geldbetrages empfangen.. .. ti 

ul Ueber Bücherpoſtſendungen mit Poſtauftrag wird eine Einlieferungsbeſcheinigung nicht 
ertheilt, ſofern der Abſender nicht die Einſchreibung unter Zahlung der Einſchreibgebühr (8. 18) 
ausdrücklich verlangt hat. = 

IV Die Vorzeigung und Aushändigung der Poſtaufträge zu Bücherpoſtſendungen und ihrer 
Anlagen erfolgt nach den Grundſätzen für Poſtaufträge zur Einziehung von Geldbeträgen (8. 22). 

Wird die Annahme ſofort verweigert, jo wird die Sendung an den Abſender koſteufrei 
zurückgeſandt, und zwar unter Einſchreibung, wenn fie bei der Einlieferung eingeſchrieben worden 
war. Ein Gleiches tritt ein, wenn bei ſolchen Sendungen, deren Poſtauftrag den Vermerk „Ohne 
Friſt“ trägt, bei der erſten Vorzeigung die Zahlung, nicht geleiſtet wird. In den übrigen Fällen 
if es dem Empfänger überlaſſen, die Anlagen des Poſtauftrags entweder unter Zahlung des vollen 
Geldbetrages, welcher auf letzterem angegeben iſt, oder unter dem Verlangen der ſpäteren Berichti— 
gung dieſes Betrages anzunehmen. 

Wird der Betrag nicht ſofort berichtigt, ſo werden dem Empfänger die Druckſachen gegen 
Vollziehung der Quittung auf der Rückſeite des Poſtauſtrags ausgehändigt. Der Poſtauftrag wird 
ihm ſodann nach Ablauf von ſieben Tagen nochmals behufs Berichtigung der Auftragsſmume vor⸗ 
gezeigt. Die ſiebentägige Lagerfriſt ift von demjenigen Tage ab zu rechnen, welcher auf den Tag 
des erſten ſtattgehabten Verſuchs der Vorzeigung folgt. ft auch bei dieſer zweiten Vorzeigung die 
Zahlung nicht zu erlangen, jo wird ber mit entsprechender Beſcheinigung des beſtellenden Boten zu 
verſeheude Poſtauftrag ſammt beigefügten Poſtanweiſungs⸗Formmnlar ohne Anſchreiben als Poſtſache 
au den Abſender zurückgeſandt. Eine Zurücknahme der Druckſachen ſeitens der Poſt iſt in dieſem 
Falle unſtaͤtthaft. Die weitere Abwickelung der Angelegenheit bleibt vielmehr dem Abſender und 
Empfänger überlaſſen. 

v Die für Bücherpoſtſendungen mit Poſtauftrag bezahlten Beträge werden den Abfendern 
mittels der beigefügten Poſtanweiſung übermittelt, und zwar unter Berechnung des tarifmäßigen 
Frankos für letztere. 

Vr Für die auf Bücherpoſtſendungen eingezogenen Geldbeträge haftet bie Poſtverwaltung wie 
für die auf Poſtanweiſungen eingezahlten Beträge. Eine weitergehende Gewähr, insbeſondere gegen 
Verluſt und Beſchädigung der Bücherpoſtſendungen, ſowie für rechtzeitige Vorzeigung, Beſtellung, 
Rückſendung ꝛc. wird nicht geleiſtet. Iſt eine derartige Sendung unter Einſchreibung eingeliefert 


worden, jo findet Gewährleiſtung in gleichem Umfange wie für Einſchreibſendungen ſtakt. 


24. 

1 Sendungen, welche ſogleich nach e Ankunft dem Empfänger beſonders zugeſtellt werden 
ſollen, müſſen in der Aufſchriſt einen Vermerk tragen, welcher unzweideutig das Verlangen ausdrückt, 
daß die Beſtellung ſogleich nach der Ankunft durch beſonderen Boten erfolgen ſoll (Eilbeſtellung). 
Dieſem Zweck eutſprechen folgende, vom Abſender durch Unterſtreichung hervorzuhebende Vermerke: 
„durch Eilboten“, „durch beſonderen Boten“, „beſonders zu beſtellen“, „ſofort zu beſtellen“. Be— 
zeichnungen, wie „eito, eitissime, dringend, eilig“ ꝛc. find zur Kundgebung des Verlangens der 
Eilbeſtellung nicht ansreichend. 

II Im Falle der Voraus bezahlung des Botenlohns hat der Abſender dem Vermerk „durch 
Eilboten“ 2€. hinzuzufügen „Bote bezahlt“. | 

Ur Bei Sendungen an Empfänger, bie im Orts⸗ oder im Laudbeſtellbezirk des Aufgabe⸗ 
Poſtorts wohnen, ſowie bei Sendungen mit Zuſtellungsurkunde ijt die Eilbeſtellung ausgeſchloſſeu. 

IV Gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen, Poſtauweiſungen nebſt den Geldbeträgen, 
Packete ohne Werthangabe bis zum Gewicht von 5 Kilogramm und Sendungen mit Werthangabe 
bis zum Betrag von 400 Mark und bis zum Gewicht von 5 Kilogramm werden den Eilboten mit⸗ 
gegeben. Bei ſchwereren Packeten, ſowie bei Sendungen mit höherer Werthaugabe evjtredt fid) die 
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Verpflichtung zur Beſtellung auf die Begleitadreſſe oder den Ablieferungsſchein. Die oberſte Poſt⸗ 
behörde iſt indeß berechtigt, die bezeichneten Gewichts⸗ und Werthgrenzen allgemein oder für be⸗ 
ſtimmte Orte dauernd oder vorübergehend zu erweitern und die unter » feſtgeſetzten Gebühren ent⸗ 
ſprechend zu erhöhen; ebenſo kann die Poſtbehörde, ſoweit es ſich um Werthſendungen, Poſt⸗ 
anweiſungen oder Packete handelt, die Eilbeſtellung für die Nachtſtunden beſchränken. Wünſcht der 
Abſender der Eilſendung, daß dieſelbe nicht während der Nachtſtunden beſtellt werde, ſo kann er 
ſolches durch einen entſprechenden Vermerk in der Aufſchrift beſtimmen. 
v Für die Eilbeſtellung find zu entrichten: 


A. Im Fall der Vorausbezahlung durch den Abſender: 
a) bei Sendungen an Empfänger im Ortsbeſtellbezirk der Poſtanſtalten, und zwar: 

1. bei gewöhnlichen und eingeſchriebenen Briefſendungen, ſowie bei Briefſendungen 
mit Nachnahme, Poſtanweiſungen nebſt den Beträgen, Briefen mit Werthangabe 
bis 400 Mark, Ablieferungsſcheinen über Geldbriefe mit höherer Werthangabe 
und Begleitadreſſen ohne die zugehörigen Packete: für jede Sendung 25 Pf.; 

2. bei Packeten ohne Werthangabe und mit Werthangabe bis zum Betrag von 
400 Mark, wenn die Sendungen ſelbſt beſtellt werden: für jedes Packet 40 Pf.; 

b) bei Sendungen an Empfänger im Landbeſtellbezirk der Poſtanſtalten, und zwar: 
bei den unter a 1 genannten Gegenſtänden für jede Sendung 60 Pf., bei den 
unter a 2 bezeichneten Gegenſtänden für jedes Packet 90 Pf. 


B. Im Fall der Entrichtung des Botenlohns durch den Empfänger: 
hei allen Sendungen die wirklich erwachſenden Botenkoſten mit der Maßgabe, daß bei Beſtellungen 
im Ortsbeſtellbezirk für jeden Beſtellgang mindeſtens 25 Pf. und, wenn Packete abzutragen ſind, 
mindeſtens 40 Pf. in Anſatz kommen. 

vi In Fällen der gleichzeitigen Abtragung mehrerer Sendungen durch denſelben Boten an 
denſelben Empfänger wird das Botenlohn nur zum einfachen Betrage erhoben. Sind mit Eilbriefen 
puo Eilpackete abzutragen, jo kommen die Botenlohnſätze für Packete in Anwendung. Werden 

urch denſelben Boten an denſelben Empfänger gleichzeitig ſolche Eilpoſtſendungen abgetragen, für 
welche das Eilbeſtellgeld im voraus bezahlt iſt, und ſolche, bei welchen dies nicht der Fall ijt: fo 
iſt vom Empfänger das wirkliche Botenlohn abzüglich der im voraus bezahlten Beträge zu ent⸗ 
richten. Die für etwa gleichzeitig zur Abtragung gelangende Telegramme im voraus bezahlte 
Beſtellgebühr bleibt hierbei außer Betracht. 

vu Reichen bei Brieſſendungen, welche im Briefkaſten vorgefunden werden, die verwendeten 
Freimarken zur Deckung des Portos und der Eilbeſtellgebühr nicht aus, ſo kommen für die Sendungen 
die Sätze unter V B zur Erhebung nach Abzug des durch Freimarken voraus bezahlten Theiles der 
Gebühr. 

Nl vir Verweigert ber Empfänger die Zahlung des Botenlohns, ſo iſt die Sendung als 

unbeſtellbar zu behandeln. td 

ix Eine Beförderung von Sendungen mittels Eilboten vom Einlieferungsort nach einem 
anderen Poſtorte findet nicht ſtatt. Dagegen kann auf Verlangen der Abſender die beſondere Be⸗ 
förderung von Sendungen, welche einer Poſtanſtalt von weiterher zugehen und nach einem anderen 
Poſtorte gerichtet ſind, durch Eilboten ſtattfinden, wenn die Entfernung zwiſchen den beiden Poſt⸗ 
anſtalten nicht über 15 Kilometer beträgt. Die Aufſchriften derartiger Sendungen müſſen unter der 
Angabe des Beſtimmungsorts den Vermerk enthalten: „von (Bezeichnung der Poſtanſtalt, von 
welcher aus die Beförderung durch Eilboten erfolgen ſoll) durch Eilboten“. Für derartige Gil- 
ſendungen ſind durchweg, alſo auch im Fall der Vorausbezahlung durch den Abſender, die wirklich 
erwachſenden Botenkoſten, mindeſtens aber bie unter V A b bezeichneten Sätze, zu entrichten. Der 
Abſender hat auf Verlangen der Aufgabe⸗Poſtanſtalt einen angemeſſenen Betrag zur Deckung dieſer 
Koſten zu hinterlegen. Verweigert der Empfänger die Zahlung des Botenlohns, ſo wird ihm die 
Sendung gleichwohl behändigt, wenn er, unter Rückgabe des Briefumſchlags ꝛc. und ſchriftlicher 
Anerkennung der Zahlungsverweigerung, den Abſender bezeichnet. Die Koſten der Beſtellung ſind 
alsdann von dem Letzteren zu tragen. 

3 


Bahnhofs⸗ 
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. 25. 

1 Wünſcht ein Empfänger Briefe en beſtimmten Abſender am Bahnhof unmittelbar 
nach Ankunft der Eiſenbahnzüge in Empfang zu nehmen (Bahnhofsbriefe), ſo hat er ſolches der 
Poſtanſtalt an ſeinem Wohnorte mitzutheilen. Die Poſtanſtalt ſtellt dem Empfänger gegen Ent⸗ 
richtung der im Abſatz rv Tefigefehten Gebühr ein durch Beidrücken des Amtsſiegels zu beglaubigendes 
Ausweisſchreiben aus, in welchem der Name des Abſenders und des Empfängers, der Eiſenbahnzug, 
mit welchem die Briefe regelmäßig Beförderung erhalten ſollen, ſowie die Zeitdauer, für welche 
das Ausweisſchreiben gelöſt wird, anzugeben find, 

H Die Verſtändigung mit dem Abſender, daß bie Bahnhofsbriefe ſtets zu demſelben Zuge 
aufgeliefert werden, liegt dem Empfänger ob. 

Jr Bahnhofsbriefe müffen der Form und ber ſonſtigen Beſchaffenheit nach zur Beförderung 

als Briefe geeignet fein und dürfen weder unter Einſchreibung befördert werden, noch das Gewicht 
von 250 Gramm überſchreiten. Zum Verſchluß ſind Briefumſchläge zu verwenden, welche mit einem 
breiten rothen Rande verſehen ſind und am Kopf in großen Buchſtaben die Bezeichnung „Bahn⸗ 
hofsbrief“ tragen; auf ber Rückſeite des Briefumſchlags iſt der Name des Abſendes anzugeben. 
i IV Bahnhofsbriefe müſſen in allen Fällen vom Abſender frankirt zur Poſt gegeben 
werden. Die neben dem Porto zu entrichtende Gebühr für die tägliche Abholung je eines mit 
einem beſtimmten Eiſenbahnzuge beförderten Briefes von einem und demſelben Abſender an einen 
Empfänger beträgt 12 Mark für den Kalendermonat und iſt von dem Empfänger mindeſtens für 
einen Monat im voraus zu zahlen. 

v Die Aushändigung der Bahnhofsbrieſe erfolgt nur gegen Vorzeigung des Ausweis⸗ 
ſchreibens. Meldet ſich der am ea nicht rechtzeitig, ſo werden die Briefe gegen die im S. 24 
v unter B feſtgeſetzte Gebühr durch Eilboten beſtellt. 


S. 26. 

I Wünſcht ber Abſender eines gewöhnlichen oder eingeſchriebenen Briefes über die erfolgte 
Beſtellung eine poſtamtliche Beſcheinigung zu ih ber ſo muß dem Briefe eine ge örig ausge⸗ 
füllte Zuſtellungsurkunde nebſt Abſchrift äußerli beigefügt werden; zugleich muß in der Aufſchrift 
vermerkt ſein: „Hierbei ein Formular zur Zuſtellungsurkunde nebſt Abſchrift“. Auf bie Außenſeite 
der zuſammengefalteten Zuſtellungsurkunde ift vom Abſender des Briefes die für die Rückſendung 
erforderliche Aufſchrift zu ſetzen. 

In Betreff der Beſtellung ꝛc. der Briefe mit Zuſtellungsurkunde ſiehe 8. 41. 

H Für Sendungen mit Zuſtellungsurkunde werden erhoben: 

1. das gewöhnliche Briefporto, 
2. eine Zuſtellungsgebühr von 20 Pf., 
3. das Porto von 10 Pf. für die Rückſendung der Zuſtellungsurkunde. 

Wird die Einſchreibung verlangt, ſo tritt dem Porto zu 1 die Einſchreibgebühr von 
20 Pf. hinzu. 

HI Formulare, welche ſowohl zu Urſchriſten, als auch zu Abſchriften von Zuſtellungs⸗ 
urkunden verwendbar ſind, können durch die Poſtanſtalten zum Preiſe von 5 Pf. für je 10 Stück 
bezogen werden. Die Lieferung von Formularen an Gerichte, Gerichtsvollzieher und Gerichts⸗ 
ſchreiber erfolgt unentgeltlich. 


S. 27. 

I Sendungen, welche nicht den vorſtehenden Beſtimmungen gemäß verpackt und ver⸗ 
ſchloſſen 2c. find, können dem Einlieferer zur Herſtellung der vorſchrifsmäßigen Beſchaffenheit zurück⸗ 
gegeben werden. 

UH Verlangt jedoch ber Einlieferer, der ihm geſchehenen Bedeutung ungeachtet, die Beförde⸗ 
rung der Sendung in ihrer mangelhaften Beſchaffenheit, ſo muß die Beförderung geſchehen wenn 
aus den gerügten Mängeln ein Nachtheil für andere Poſtgüter oder eine Störung der Ordnung im 
Dienſtbetrieb nicht zu befürchten iſt, der Einlieferer auch auf Grjag und Entſchädigung verzichtet und 
dieſe Verzichtleiſtung in der Aufſchrift durch die Worte „Auf meine Gefahr“ ausdrückt und unter⸗ 
ſchreibt. Wird über bie Sendung eine Einlieferungsbeſcheinigung ertheilt, ſo hat die Poſtanſtalt 
über die Verzichtleiſtung des Einlieferers in der Beſcheinigung einen Vermerk niederzuſchreiben. 
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; ur Auch wenn bie Annahme der Sendung nicht wegen mangelhafter Beſchaffenheit bean⸗ 
ſtandet worden iſt, hat dennoch der Abſender alle die Nachtheile zu vertreten, welche aus einer vor⸗ 
ſchriftswidrigen Verpackung, Verſchließung und Aufſchrift hervorgegangen ſind. Ebenſo hat der 
Abſender den Schaden zu erſetzen, welcher durch die Beförderung von Gegenſtanden entſteht, die 
von der Poſtbeförderung ausgeſchloſſen oder zur Poſtbeförderung nur bedingt zugelaſſen To 
(88. 11 und 12). 


$. 28. 

I Soll eine Zeitung der Boftverwaltung zum Vertrieb übergeben werden, jo hat ber Ber: 
leger eine entſprechende ſchriftliche Erklärung nach Maßgabe der von der Poſtverwaltung Vor 
geſchriebenen Faſſung bei der Poſtanſtalt niederzulegen. 


s. 29. 

r Die Einlieferung ber mit ber M au befördernden Sendungen muß, ſoweit dieſelben 
nicht in die Brieffaften zu legen find (m), bei den Poſtanſtalten an der Annahmeſtelle geſchehen. Die 
als Ergänzungsanlagen in Landorten errichteten Poſthülfſtellen beſitzen nicht die Eigenſchaft von 
Poſtanſtalten und ſind in der Annahme von Poſtſendungen beſchrankt (VIT). 
| m Inſofern ber Umfang und bie joujtige Beſchaffenheit ber Gegenſtände nicht ein Anderes 
bedingen, ſind gewöhnliche Briefe, gleichviel, ob frankirt oder unfrankirt, ferner Poſtkarten, Druck⸗ 
ſachen und Waarenproben mittels der Briefkaſten zur Einlieferung zu bringen. Es iſt auch ge 
ſtattet, derartige Sendungen den Poſtbegleitern, Poſtillonen und Beförderern von Botenpoſten, wenn 
biejelben fid) unterwegs im Dienſt befinden, ſowie den Führern der zu Poſtzwecken dienenden Privat⸗ 
Perſonenfuhrwerke, zu übergeben. 

ni In Städten, in welchen mit Pferden auszuführende Packetbeſtellfahrten beſtehen, dürfen 
den Packetbeſtellern gewöhnliche Packete zur Ablieferung an die Poſtanſtalt übergeben werden. Es 
iſt auch geſtattet, bei der Poſtanſtalt die Abholung von Packeten aus der Wohnung ſchriftlich zu be⸗ 
ſtellen. Für derartige Beſtellſchreiben oder Beſtellkarten kommt eine Gebühr nicht zur Erhebung; 
dieſelben können in die Briefkaſten gelegt oder den beſtellenden Boten mitgegeben werben. 

Den Landbriefträgern dürfen auf ihren Beſtellgängen zur Ablieferung an die Poſtanſtalt 
oder zur Beſtellung unterwegs die nachbezeichneten Sendungen übergeben werden: 

gewöhnliche oder einzuſchreibende: Briefe, Poſtkarten, Briefe mit Zuſtellungsurkunde, 
Druckſachen und Waarenproben, 
Poſtanweiſungen, 
3 Packete, 
achnahmeſendungen, und 
Sendungen mit Werthangabe, im einzelnen bis zum Werthbetrag von 400 Mark. 
V Zur Mitnahme von Packeten find die Landbriefträger zu Fuß nur inſoweit verpflichtet, als 
die Packele geſchützt untergebracht werden können und Unzuträglichkeiten — ſei es in betreff der 
eförderung oder Beſtellung der ſonſtigen Sendungen — nicht zu beſorgen ſind. 
| IV Jeder Landbriefträger führt auf feinem Beſtellungsgange e Annahmebuch nit jih, 
in welches er bie von ihm angenommenen Werth⸗ und Einſchreibſendungen, Poſtanweiſungen, ge: 
wöhnlichen Packete und Nachnahmeſendungen einzutragen hat. Zum Eintragen dieſer Sendungen 
iſt auch der Auflieferer befugt. Ein gleiches Annahmebuch zum Eintragen der gewöhnlichen Packete 
führt auch jeder nach den Beſtimmungen unter Hr zur Annahme gewöhnlicher Packete ermächtigte 
Packetbeſteller auf feiner Beſtellfahrt mit fid. Die Ertheilung des Einlieferungsſcheins über die 
vom Landbriefträger angenommenen Werth⸗ und Einſchreibſendungen, Pang en und Nach⸗ 
nahmeſendungen erfolgt erſt durch die Poſtanſtalt; der Landbriefträger iſt verpflichtet, den Ein⸗ 
ieferungsſchein dem Auflieferer, wenn möglich beim nächſten Beſtellgang, zu überbringen. 
. v Für die von Landbriefträgern auf ihren Beſtellungsgängen eingeſammelten portopflichtigen 
Einſchreibbriefſendungen, Packete bis 2¼ Kilogramm einſchließlich, Poſtanweiſungen unb Briefe mit 
erthangabe (m) kommt, wenn dieſe Gegenſtände zur Weiterſendung durch die Poſtanſtalt des 
Amtsorts des Landbriefträgers nach einer anderen Poſtanſtalt beſtimmt ſind, außer dem Porto und 
en ſonſtigen Gebühren, eine Nebengebühr von 5 Pf. welche im voraus entrichtet werden muß, 
zur Erhebung. Gelangen Packete von höherem Gewicht als 2½ Kilogramm zur Einſammlung, ſo 
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it unter denſelben Vorausſetzungen eine Nebengebühr im Betrage der für gleich ſchwere Packete 
feſtgeſetzten Landbeſtellgebühr (8. 38 vir) zu entrichten. 

VI Für die von ben Packetbeſtellern auf ihren Beſtellungsfahrten eingeſammelten gewöhn⸗ 
lichen Packete (ur) kommt außer dem Porto eine Nebengebühr von 10 Pf. zur Erhebung, welche im 
voraus zu entrichten iſt. 

vi Bei den Poſthülfſtellen dürfen gewöhnliche Briefſendungen und bei denjenigen Poſthülf⸗ 
ſtellen, welche von der vorgeſetzten Ober⸗Poſtdirektion zur Annahme von Packeten ermächtigt ſind, 
auch Packete ohne Werthangabe eingeliefert werden. Die Annahme von Einfchreib- und Werth⸗ 
ſendungen, ſowie von Poſtanweiſungen gehört nicht zu den dienſtlichen Verpflichtungen des Inhabers 
der Poſthülſſtelle. Für die Einlieferung von Sendungen bei einer Poſthülfſtelle wird keine Neben⸗ 
gebühr erhoben. 


8.50% 

I Die Einlieferung bei den Poſtanſtalten muß während ber Dienftftunden und, wenn bie 
Verſendung des eingelieferten Gegenſtandes mit der nächſten dazu geeigneten Poſt erfolgen ſoll, vor 
der Schlußzeit dieſer Poſt geſchehen. 

U Die Dienſtſtunden der Poſtanſtalten für den Verkehr mit dem Publikum find im al: 
gemeinen: 
1. in bem Sommer⸗Halbjahr (vom 1. April bis letzten September) von 7 Uhr Morgens 
bis 1 Uhr Mittags, 
2. in dem Winter⸗Halbjahr (vom 1. Oktober bis letzten März) von 8 Uhr Morgens bis 
1 Uhr Mittags, und 
3. zu allen Jahreszeiten von 2 Uhr Nachmittags bis 8 Uhr Abends. 
Die Ober⸗Poſtdirektionen find jedoch ermächtigt, nach Maßgabe der beſtehenden Poſtverbindungen 
und der ſonſtigen örtlichen Verhältniſſe die Dienſtſtunden zu verlegen, auszudehnen oder zu beſchränken. 

III An Sonntagen und an allgemeinen Feiertagen fallen die Dienſtſtunden von 9 Uhr Morgens 
bis 5 Uhr Nachmittags aus. Zwiſchen 5 und 8 Uhr Nachmittags findet mindeſtens während einer 
Stunde und längſtens während zwei Stunden der Dienſtverkehr mit dem Publikum ununterbrochen 
ſtatt. Auf welchen Zeitraum innerhalb vorſtehender Grenzen der Schalterdienſt ſich zu erſtrecken hat, 
wird für jede Poſtanſtalt durch die vorgeſetzte Ober⸗Poſtdirektion nach dem örtlichen Bedürfniſſe 
beſtimmt. Die Ober⸗Poſtdirektionen können in beſonderen Fällen die Beſchränkung der Dienſtſtunden 
an Sonntagen und allgemeinen Feiertagen zeitweiſe ganz oder zum Theil aufheben. 

IV Die von den Ober-Poſtdirektionen in Bezug auf die Dienſtſtunden der Poſtanſtalten 
getroffenen Feſtſetzungen müſſen zur Kenntniß des Publikums gebracht werden. 

v Die Schlußzeit für die Einlieferung bei den Annahmeſtellen der Poſtanſtalten tritt ein: 

1. Für Briefe, Poſtkarten, Druckſachen oder Waarenproben, über welche dem Abſender 
eine Einlieferungsbeſcheinigung nicht zu ertheilen iſt: 
eine viertel bis eine halbe Stunde vor dem planmäßigen Abgange oder Weiter⸗ 
gange der Poſt. 

Bei Poſtanſtalten auf den Eiſenbahnhöfen tritt für die bezeichneten Gegenſtände 
die Schlußzeit erſt fünf Minuten vor dem planmäßigen Abgange des Zuges ein; 
auch können dieſe Gegenſtände bis unmittelbar vor dem Abgange des Zuges, 
ſoweit der Bahnſteig zugänglich iſt, in die Briefkaſten der Bahnpoſtwagen gelegt 
werden. 

2. Für einzuſchreibende Briefe, Poſtkarten, Druckſachen oder Waarenproben: 
eine viertel bis eine halbe Stunde vor dem planmäßigen Abgange oder Weiter⸗ 
gange der Poſt; jedoch ſind ſämmtliche Poſtanſtalten berechtigt, im Fall durch 
denſelben Abſender mehr als drei Einſchreibbriefe zugleich eingeliefert werden, eine 
Schlußzeit von einer Stunde in Anſpruch zu nehmen. 

3. Für alle anderen Gegenſtände: 
eine Stunde vor dem planmäßigen Abgange oder Weitergange der Poſt. 
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vi Falls bie ordnungsmäßige Bearbeitung der Sendungen innerhalb der vorſtehend bez 
ſtimmten Schlußzeiten wegen beſonderer örtlicher Verhaltniſſe nicht ausführbar fein ſollte, können 
die Ober⸗Poſtdirektionen eine angemeſſene Verlängerung der Schlußzeiten eintreten laſſen. 

vu In jedem Falle werden bei Poſtbeförderungen auf Eiſenbahnen die Schlußzeiten um 
ſo viel verlängert, als erforderlich iſt, um die Sendungen von der Poſtanſtalt nach dem Bahnhofe 
zu befördern und auf dem Bahnhofe ſelbſt überzuladen. 

vum Für Poſten, die außerhalb der gewöhnlichen Dienſtſtunden abgehen, bildet der Ablauf 
der Dienſtſtunden die Schlußzeit, inſofern nicht nach Maßgabe des Abgangs der Poſt die Schluß⸗ 
zeit nach den vorſtehenden Feſtſetzungen früher eintritt. 

IX Die an oder in den Poſthäuſern befindlichen Briefkaſten müſſen bei Eintritt der 
Schlußzeit jeder Poſt, und zu den außerhalb der gewöhnlichen Dienſtſtunden abgehenden Poſten 
auch noch vor deren Abgang, geleert werden. Bei Sendungen, welche in Briefkaſten fern vom 
Poſthaus gelegt werden, iſt auf Mitbeförderung mit der zunächſt abgehenden Poſt nur inſoweit zu 
rechnen, als die Sendungen nach der gewöhnlichen Zeit der Leerung der Kaſten vor Schluß der in 
Betracht kommenden Poſten zum Poſthauſe gelangen. 1 

x Bei denjenigen Poſtanſtalten und ſelbſtändigen Telegraphenanſtalten, welche von der Poſt⸗ 
behörde hierzu beſonders ermächtigt ſind, dürfen Einſchreibbriefſendungen zu ſolchen Poſtbeförderungs⸗ 
gelegenheiten, welche außerhalb oder kurz nach Beginn der für den Verkehr am Schalter beſtimmten 
Dienſtſtunden ſich darbieten, auf Verlangen auch außerhalb der Dienſtſtunden angenommen werden. 
Vorausſetzung fuͤr die zu ertheilende Ermächtigung ijt, daß zur Zeit der Einlieferung auch ohnehin 
ein Beamter oder mehrere Beamte bei der Verkehrsanſtalt dienſtlich anweſend ſind. Für jeden 
Brief iſt eine beſondere Einlieferungsgebühr von 20 Pf. im voraus zu entrichten. Bei Poſt⸗ 
anſtalten muß die Einlieferung bis ſpäteſtens eine halbe Stunde vor dem Abgange der Poſt, bei 
Telegraphenanſtalten ſo zeitig erfolgen, daß die Briefe eine halbe Stunde vor dem Abgange der 
Poſt der Ortspoſtanſtalt überliefert werden können. Werden durch denſelben Abſender mehr als 
drei Einſchreibbriefe eingeliefert, ſo kann eine Schlußzeit von einer Stunde in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden. 

XI Unter den nämlichen Vorausſetzungen und bis zu denſelben Schlußzeiten (X) dürfen bei 
denjenigen Poſtanſtalten, welche von der Poſtbehörde hierzu beſonders ermächtigt ſind, auch ge⸗ 
wöhnliche Packetſendungen auf Verlangen außerhalb der Schalterdienſtſtunden angenommen werden. 
Die Packete müſſen als „dringende“ bezeichnet ſein. Für jedes Packet ijt, neben den im $. 13 für 
dringende Packetſendungen feſtgeſetzten Gebühren, eine beſondere Einlieferungsgebühr von 20 Pf. im 
voraus zu entrichten. 

S. 31. 

1 Briefe u. ſ. w., in deren Auffchrift der Frankirungsvermerk durchſtrichen, weggeſchabt Braufirumgs« 
oder abgeändert iſt, ſind bei der Annahme zurückzuweiſen. Wenn derartig beſchaffene Briefe oder vermerk⸗ 
Briefe mit Frankirungsvermerk, für welche das Porto nicht durch Poſtwerthzeichen entrichtet worden 
ift, im Briefkaſten vorgefunden werden, [o wird die Ungultigkeit des Frankirungsvermerts amtlich 
beſcheinigt, die Brieſe aber werden als unfrantirt behandelt. 

1 Wenn Briefe, welche dem Frankirungszwange unterliegen, von den Abſendern unfrankirt 
oder ungenügend frankirt in den Briefkaſten gelegt worden ſind, ſo werden dieſe Briefe am Auf⸗ 
gabeort zurückbehalten und dem zu ermittelnden Abſender zur Frankirung zurückgegeben. 


9. 32. | 
1 Die Einlieferung ſolcher Sendungen, über welche die Poſtanſtalt einen Einlieferungsſchein Einlieferung®® 
auszustellen hat, wird durch den ertheilten Schein bewieſen; der Einlieferer hat fid) daher nicht zu 7 
entfernen, ohne dieſen Schein in Empfang genommen zu haben. Vermag der Abſender dieſen Schein 
nicht vorzulegen, ſo wird die Einlieferung als nicht geſchehen erachtet, wenn dieſelbe nicht aus den 
üchern oder Karten erſichtlich ijt oder nicht in anderer Weiſe überzeugend nachgewieſen wird. 


&. 33. E 
1 Wünſcht ber Abſender einer Packetſendung ohne Werthangabe, einer Einſchreibſendung Ruückſchein. 
oder einer Sendung mit Werthangabe eine von dem Empfänger auszuſtellende Eimpfangsbeſcheinigung 
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(Rückſchein) zu erhalten, jo muß ein ſolches Verlangen durch die Bemerkung „Rückſchein“ in ber 
Aufſchrift ausgedrückt ſein; auch muß der Abſender ſich namhaft machen oder angeben, an wen der 
Rückſchein abzuliefern iſt. a ] 

u Sendungen gegen Rückſchein müffen vom Abſender fraukirt werden. Für bie Beſchaffung 
des Rückſcheins iſt außer dem Porto ꝛc. eine Gebühr von 20 Pf. vom Abſender ebenfalls im voraus 
u entrichten. 

? ds Die Weigerung des Empfängers, den Rückſchein zu vollziehen, gilt als eine Verweigerung 
der Annahme der Sendung. 


§. 34. | 
Leitung ber 1 Auf welchem Wege bie Poſtſendungen zu leiten find, wird von ber Poſtbehörde beſtimmt. 
ta 
1 ka | Blade, 
Zurückziehung 1 Der Abſender einer Poſtſendung kann dieſelbe zurücknehmen oder deren Aufſchrift ab⸗ 


von Poſtſen⸗ ändern laſſen, ſo lange die Sendung dem Empfänger noch nicht ausgehändigt iſt. Bei Sendungen 
din 3 und mit Werthangabe über 400 Mark ijt baš Verlangen einer Abänderung der Aufſchrift nicht zulaſſig. 
E. Auf⸗ u Die Zurücknahme kann erfolgen am Ort der Aufgabe oder am Beſtimmungsort, aus⸗ 
ſchriften durch nahmsweiſe auch an einem Unterwegsorte, inſofern dadurch keine Störung des Dienſtes herbei⸗ 
den Abſender. geführt wird. 

ni Die Zurückgabe geſchieht an denjenigen, welcher ein von derſelben Hand, von welcher die 
Aufſchrift der Sendung geſchrieben iſt, ausgefertigtes Doppel des Briefumſchlages oder ber Begleit— 
adreſſe ꝛc. und den Einlieferungsſchein, ſofern ein ſolcher über die Sendung ertheilt iſt, abgiebt. 

IV St die Sendung bereits abgegangen, fo Dat derjenige, welcher ſie zurückfordert oder 
eine Abänderung ihrer Aufſchrift wünſcht, ſich als Abſender auszuweiſen (ui) und den Gegenftand 
bei der Poſtanſtalt des Abgangsortes ſchriftlich fo genau zu bezeichnen, daß derſelbe unzweifelhaft 
als der verlangte zu erkennen iſt. 

v Die hierauf bezüglichen Verlangen werden entweder brieflich oder telegraphiſch von der 
Poſtanſtalt auf Koſten des Abſenders ausgefertigt und abgeſandt. Letzterer hat dafür zu entrichten: 

1. wenn die Uebermittelung brieflich erfolgt, die Taxe für einen einfachen Einſchreibbrief; 

2. wenn die Uebermittelung auf telegraphiſchem Wege geſchieht, die Taxe des Telegramms 

nach dem gewöhnlichen Tarif. 

VI Iſt die Sendung noch nicht abgegangen, [o wird von der Poſtanſtalt das Franko bei 
Rückgabe des Briefumſchlages oder ber Begleitadreſſe erſtattet. 

vu Iſt die Sendung bereits abgeſandt, jo finden hinſichtlich der Portoerhebung für die 
Rückbeforderung dieſelben Beſtimmungen wie bei einer gewöhnlichen Rückſendung (8. 45 vun) mit 
der Maßgabe Anwendung, daß das Rückporto eintretendenfalls nach der wirklich zurückgelegten 
Beförderungsſtrecke berechnet wird. \ 
$. 36. 
Aushändi⸗ I Auch an einem Unterwegsorte kann die Aushändigung einer Sendung an einen fib 
N Bod gehörig ausweiſenden Empfänger ſtattfinden, ſofern keine dem Beamten bekannte Bedenken entgegen⸗ 
E. "mm die ſtehen und keine Störung des Dienſtes herbeigeführt wird. z 
Empfänger an u Das Porto wird nach Maßgabe der wirklich ſtattgehabten Beförderung berechnet. Eine 
Unterwegs“ Erſtattung von Porto für frantirte Sendungen findet nicht ſtatt. 
orten. - 


F. 37. 

Herſtellung . Hat der Siegel⸗ oder ſonſtige Verſchluß einer Sendung ſich gelöſt, ſo wird derſelbe von 

des sete dem Poſtbeamten unter Beidrückung des Poſtſiegels und Hinzufügung der Namensunterſchrift des 

ſchluſſes und Poſtbeamten wiederhergeſtellt. 

deen 5 u Iſt durch die gänzliche Löſung des Siegels oder anderweiten Verſchluſſes einer Sendung 

durch bie Boji. mit baarem Geld oder mit geldwerthen Papieren die Herausnahme des Inhalts der Sendung 

beamten. möglich geworden, ſo wird vor Herſtellung des Verſchluſſes erſt feſtgeſtellt, ob der angegebene Betrag 
der Sendung noch vorhanden iſt. 

: m Bei Poſtanſtalten, bei welchen zwei ober mehrere Beamte zugleich im Dienſt anweſend 

ſind, wird zur Herſtellung des Verſchluſſes und zur Feſtſtellung des Inhalts ſofort ein zweiter 


— 
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Beamter als Zeuge hinzugerufen. Iſt ein zweiter Beamter nicht im Dienſt, jedoch ein Poſtunter⸗ 
beamter zugegen, ſo wird dieſer als Zeuge hinzugezogen. 

IV Hat nach den vorſtehenden Beſtimmungen ein anderweiter Verſchluß der Sendung 
ſtattgefunden, fo ift — wenn es fid) um Briefe mit Werthangabe oder um Packete mit oder ohne 
Werthangabe handelt — bei Ankunft der Sendung am Beſtimmungsort der Empfänger davon 
in Kenntniß zu ſetzen und zu erſuchen, zur Eröffnung der Sendung in Gegenwart eines Poſt⸗ 
beamten im Poſtdienſtzimmer innerhalb der zu beſtimmenden Friſt ſich einzufinden. Etwaige Er⸗ 
innerungen, welche der erſchienene Empfänger bei Eröffnung der Sendung gegen deren Inhalt 
erhebt, ſind in die Verhandlung aufzunehmen, durch welche der Befund feſtgeſtellt wird. Leiſtet 
der Empfänger dem Grjudjen keine Folge, oder verzichtet derſelbe ausdrücklich auf Eröffnung der 
p jo ijt mit deren Beſtellung und Aushändigung nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften 
zu verfahren. . 

v Die Poſtbeamten müſſen jid) jeder über den Zweck der Eröffnung hinausgehenden Einficht 
der Sendung enthalten; auch muß über die geſchehene Eröffnung eine Verhandlung aufgenommen 
werden, in welcher die Veranlaſſung der Maßregel, der Hergang bei derſelben und das Ergebniß 
niederzuſchreiben ſind. 

VI Sendungen mit Druckſachen oder mit Waarenproben zum Zweck der Prüfung über die 
Zuläſſigkeit des ermäßigten Portos zu öffnen und einzusehen, find die Poſtbeamten auch ohne weiteres 
Verfahren befugt. 

S. 38. 
1 Die Verbindlichkeit ber Poſtverwaltung, bie angekommenen Gegenſtände den Empfängern 
ins Haus ſenden (beſtellen) zu laſſen, erſtreckt ſich: 
1. auf gewöhnliche und eingeſchriebene Briefe und Poſtkarten, 
. auf gewöhnliche und eingeſchriebene Druckſachen und Waarenproben, 
auf Poſtanweiſungen, 
. auf Poſtaufträge, 
. auf Begleitabrejjen zu gewöhnlichen Packeten, 
. auf Ablieferungsſcheine (Begleitadrefjen) über Sendungen mit Werthangabe und über 
Einſchreibpackete. 

Die für Bewohner von Landorten mit Poſthülfſtelle beſtimmten gewöhnlichen Briefſendungen 
und, ſoweit thunlich, auch die Packete ohne Werthangabe werden der Poſthülfſtelle zugeführt, und 
hier entweder durch den Inhaber der Poſthülfſtelle abgetragen, oder zur Abholung bereit gehalten 
(8. 42). Wenn im letzteren Fall die Sendungen bis zur nächſten Ankunft des Landbriefträgers 
bei der Poſthülfſtelle nicht von dem Empfänger abgeholt ſind, ſo erfolgt die Beſtellung durch den 
Landbriefträger. . 

II Soweit bie Poſtverwaltung bie Beſtellung nicht übernimmt, mifjen Briefe mit Werth⸗ 
angabe, Packete mit und ohne Werthangabe, ſowie Einſchreibpackete und ferner die Geldbeträge auf 
Grund des Ablieferungsſcheins (der Begleitadreſſe, der Poſtanweiſung) von der Poſt abgeholt werden. 

HI Für die Beſtellung der gewöhnlichen Packete und der Einſchreibpackete im Ortsbeſtell⸗ 
bezirk werden erhoben: 

1. bei den Poſtämtern I. Klaſſe: | sad 
a) für Packete bis 5 Kilogramm einſchließlich 10 Pf., 
b) für ſchwerere Packete 15 
Für einzelne große Orte kann durch Verfügung der oberſten Poſtbehörde die Beſtellgebühr 
bei Packeten bis 5 Kilogramm auf 15 Pf. und bei ſchwereren Packeten auf 20 Pf. feſtgeſetzt werden. 
2. bei den übrigen Poſtanſtalten: E 
a) für Packete bis 5 Kilogramm einſchließlich 5 Pf., 
b) für ſchwerere Packete 10 a 

Gehört mehr als ein Packet zu einer Begleitadreſſe, jo wird für das ſchwerſte Packet die 
ordnungsmäßige Beſtellgebühr, für jedes weitere Packet aber nur eine Gebühr von 5 Pf. erhoben. 

Iv Für die Beſtellung der Briefe mit Werthangabe und der Packete mit Werthangabe im 
Ortsbeſtellbezirk werden erhoben: 
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1. für Briefe mit Werthangabe: 
a) bis zum Betrage von 1500 Markt. 
b) im Betrage von mehr als 1500 und bis 3000 Mark. . 1 
2. für Packete mit Werthangabe: 
die Sätze für Beſtellung gewöhnlicher Packete, mindeſtens aber die Sätze unter 1. 

v An Orten, wo Sendungen mit höherer Werthangabe als 3000 Mark beſtellt werden, ijt 
dafür eine Beſtellgebühr von 20 Pf. zu erheben. Für große Orte kann die oberſte Poſtbehörde 
die Beſtellgebühr auch bei Einſchreibpacketen und bei Packeten mit Werthangabe von 3000 Mark 
und weniger auf 20 Pf. feſtſetzen. 

VI Für die Beſtellung von Poſtanweiſungen nebſt den Geldbeträgen im Ortsbeſtellbezirk 
werden für jede Poſtanweiſung 5 Pf. erhoben. 

VII Für das Abtragen der Briefe mit Werthangabe, der bis 2½ Kilogramm ſchweren 
Packete mit oder ohne Werthangabe, der Einſchreibpackete bis 2½ Kilogramm und der Poſt⸗ 
auweiſungen nach dem Landbeſtellbezirke werden durchweg 10 Pf. für das Stück erhoben. Gelangen 
Packete von höherem Gewicht als 2½ Kilogramm zur Beſtellung, ſo beträgt das Beſtellgeld 20 Pf. 
für das Stück. 

In Orten mit Poſthülfſtelle wird bei Beſtellung der Packete durch den Inhaber der Hülf⸗ 
ſtelle durchweg ein Beſtellgeld von 10 Pf. für das Stück erhoben. 

vu Die Beſtellgebühren können vom Abſender im voraus entrichtet werden. In ſolchem 
Falle iſt in der Aufſchrift der Sendung von dem Abſender der Vermerk „frei einſchließlich Beſtell⸗ 
geld“ niederzuſchreiben. 

IX Die Beſtellgebühren werden auch von portofreien Sendungen erhoben. 

X An Einwohner im Orts- oder Landbeſtellbezirk des Aufgabe⸗Poſtorts werden Poſt⸗ 
ſendungen in gleichem Umfange wie an Empfänger im Bereich anderer Poſtorte angenommen. 
Wegen der Ausnahme in betreff der durch Eilboten zu beſtellenden Sendungen ſiehe S. 24 IH. 

XI Für Briefe an Einwohner im Orts⸗ oder Landbeſtellbezirk des Aufgabe⸗Poſtorts kommt 
im Frankirungsfall, ſowie für Dienſtbriefe, eine Gebühr von 5 Pf., im Nichtfrankirungsfall eine 
Gebühr von 10 Pf. zur Erhebung, ſoweit nicht abweichende Sätze durch die oberſte Poſtbehörde 
angeordnet ſind. Bei Briefen mit Zuſtellungsurkunde wird für die Rückſendung der Zuſtellungs⸗ 
urkunde eine weitere Gebühr nicht erhoben. Bei eingeſchriebenen Briefen tritt den vorſtehenden 
Sätzen die Einſchreibgebühr und bei Briefen mit Poſtnachnahme die Vorzeigegebühr hinzu. 

XII Alle übrigen Sendungen, welche an Einwohner im Orts⸗ oder Landbeſtellbezirk des 
Aufgabe⸗Poſtorts eingeliefert werden, unterliegen denſelben Taxen leinſchließlich der Beſtellgebühren), 
wie die mit ben Poſten von weiterher eingegangenen gleichartigen Sendungen mit der Maßgabe, 
daß, ſoweit bei den Taxen die Entfernung mit in Betracht kommt, der für die geringſte Ent⸗ 
fernungsſtufe beſtimmte Satz in Anwendung zu bringen iſt. 

XIII Eine Porto: und Gebührenfreiheit findet bei Beſorgungen an Einwohner im Orts⸗ 
oder Landbeſtellbezirk des Aufgabe⸗Poſtorts nicht ſtatt. 

XIV Für die Abtragung der im Poſtwege bezogenen Zeitungen und Zeitſchriften ſind 
ſowohl ie bem Ortsbeſtellbezirk als auch nach dem Landbeſtellbezirke für jedes Exemplar jährlich 
zu entrichten: 

a) bei Zeitungen, welche wöchentlich einmal oder ſeltener beſtellt werden 60 Pf., 

b) bei Zeitungen, welche zwei- oder dreimal wöchentlich beſtellt werden 1 Mark, 

€) bei Zeitungen, welche mehrmals, aber nicht öfter als einmal täglich 

e . ee. 2 

d) bei Zeitungen, welche täglich mehrmals erſcheinen, für jebe tägliche 

e eee 

e) für die amtlichen Verordnungsblätter r O Pf. 
Das Zeitungsbeſtellgeld wird für denjenigen Zeitraum im voraus erhoben, für welchen bie Vor⸗ 
aus bezahlung des Bezugspreiſes für die Zeitung erfolgt ij. Die Zahl der Beſtellungen richtet ſich 
danach, wie oft Gelegenheit zur Beſtellung vorhanden iſt. Der bei Berechnung des Beſtellgeldes 
ſich ergebende Bruchtheil einer Mark iſt eintretendenfalls auf eine durch 5 theilbare Pfeunigſumme 
aufwärts abzurunden. 
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&. 39. 
1 Die Poſtbehörde beſtimmt, wie oft täglich und in welchen Friſten die eingegangenen Zeit der Be⸗ 
Briefe u. f. w. zu beſtellen find. Wegen der Eilſendungen ſiehe §. 24. ftellung. 
u Sendungen mit bent Vermerke in ber Mufidrift: „poſtlagernd“ werden bei der Poſtanſtalt 
des Beſtimmungsorts aufbewahrt (S. 45 1 Punkt 3 und 4) und dem Empfänger behändigt, wenn 
jih derſelbe meldet und auf Erfordern ausweiſt. 


S. 40. 

1 Die Beſtellung erfolgt an den Empfänger ſelbſt oder an deſſen Bevollmächtigten. Poſt⸗ An ven die 
ſendungen, welche an verſtorbene Perſonen gerichtet find, dürfen den Erben ausgehändigt werden, pos 
wenn dieſelben fid) als ſolche durch Vorlegung des Teſtaments, der gerichtlichen Erbbeſcheinigung 2c. 1 
ausgewieſen haben; jo lange bieler Nachweis nicht erbracht iſt, kommen für die Aushändigung ge⸗ 
wöhnlicher Briefſendungen die Vorſchriften im Abſatz m in Anwendung. . 

Der Empfänger, welcher einen Dritten zur Empfangnahme der an ihn zu beſtellenden Sen⸗ 
dungen bevollmächtigen will, muß die Vollmacht schriftlich ausſtellen und in dieſer die Gattungen 
der Sendungen genau bezeichnen, zu deren Empfangnahme der Bevollmächtigte befugt ſein ſoll. 
Inſofern die Geſetze nicht eine beſondere Form der Vollmachten vorſchreiben, muß die Unterſchrift 
des Machtgebers unter der Vollmacht, wenn deren Richtigkeit nicht ganz außer Zweifel ſteht, von 
einem Beamten, welcher zur Führung eines amtlichen Siegels berechtigt iſt, unter Beidrückung des⸗ 
ſelben, beglaubigt ſein. Die Vollmacht muß bei der Poſtanſtalt, welche die Beſtellung ausführen 
läßt, niedergelegt werden. 

u Iſt außer dem Empfänger noch ein Anderer, wenn auch nur zur näheren Bezeichnung 
der Wohnung des Empfängers, in der Aufſchrift genannt, 3. B. an A. bei B., jo ijt biejer zweite 
Empfänger auch ohne ausdrückliche Ermächtigung als Bevollmächtigter des erstgenannten Empfängers 
zur Empfangnahme von gewöhnlichen Briefen, Poſtkarten, Druckſachen und Wagrenproben auzuſehen 
Iſt ein Gaſthof als Wohnung des Empfängers in der Aufſchrift angegeben, ſo kann die Beſtellung 
dieſer Gegenſtände an den Gaſtwirth auch dann erfolgen, wenn der Empfänger noch nicht ein⸗ 
getroffen ut. Sind bei Poſtaufträgen mehrere Perſonen bezeichnet, ſo erfolgt die Vorzeigung nur 
an die zuerſt genannte Perſon oder deren Bevollmächtigten. 

mr Wird der Empfänger ober deſſen nach den vorſtehenden Beſtummungen beſtellter Bevoll⸗ 
mächtigter in ſeiner Wohnung nicht angetroffen, oder wird dem Briefträger zc. der Zutritt zu 
ihm nicht geſtattet, ſo erfolgt die Beſtellung und Aushändigung der gewohnlichen Briefe, Poſt⸗ 
karten, Druckſachen und Waarenproben, ſowie der Begleitadreſſen zu gewöhnlichen Packeten 
und der Packete ſelbſt, ferner der Anlagen der Poſtaufträge zur Einziehung von Geldbeträgen, 
ſofern der dafür einzuziehende Betrag ſogleich berichtigt wird, an einen Haus(Geſchäfts)beamten, 
ein erwachſenes Familienglied, einen ſonſtigen Angehörigen, oder an einen Dienſtboten des Em⸗ 
pfängers bz. des Bevollmächtigten deſſelben. Wird Niemand angetroffen, an den hiernach die Be⸗ 
ſtellung und Aushändigung geſchehen kann, ſo erfolgt dieſelbe an den Hauswirth, an den Wohnungs⸗ 
geber ober an den Thürhüter des Hauſes. f 

iv. Hat der Empfänger oder deſſen Bevollmächtigter () an ſeiner Wohnung oder an ſeinen 
Geſchäftsräumen einen Briefkaſten anbringen laſſen, ſo werden gewöhnliche franfirte Briefe, Poſt⸗ 
karten, Druckſachen und Waarenproben durch die beſtellenden Boten inſoweit in den Briefkaſten 
gelegt, als deſſen Beſchaffenheit ſolches geſtattet und andere Verabredungen nicht beſtehen. 

v 1. Einſchreibſendungen, 

„Poſtanweiſungen, 

„Telegraphiſche Poſtanweiſungen, s. 

. Ablieferungsicheine über Sendungen mit einer Werthangabe von je 400 Mark, 

. Begleitabrefjen zu eingeſchriebenen Packeten und zu Packeten mit einer Werthangabe 
N von je 400 Mark 

ſind an den Empfänger oder deſſen Bevollmächtigten ſelbſt zu beſtellen. Wird der Empfänger oder 
deſſen Bevollmächtigter in ſeiner Wohnung nicht angetroffen, oder wird dem Briefträger oder Boten 
Der Zutritt zu ihm nicht gejtattet: jo können die bezeichneten Gegenſtande auch an ein erwachſenes 
Familienglied des Empfängers oder des Bevollmächtigten deſſelben beſtellt werden. 
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Poſtanweiſungen und telegraphiſche Poſtanweiſungen von mehr als 400 Mark, Ablieferungs⸗ 
ſcheine über Sendungen mit einer Werthangabe von mehr als 400 Mark, ſowie Begleitadreſſen zu 
Packeten mit einer Werthangabe von mehr als 400 Mark muͤſſen an den Empfänger oder deſſen 
Bevollmächtigten ſelbſt beſtellt werden. 

Die Beſtellung der Einſchreibſendungen, der Poſtanweiſungen, der telegraphiſchen Poſt⸗ 
anweiſungen und der Ablieferungsſcheine, ferner der Begleitadreſſen zu eingeſchriebenen Packeten 
und zu Packeten mit Werthangabe hat ſtets an den Empfänger ſelbſt ſtattzufinden, wenn die 
Sendungen vom Abſender mit dem Vermerke „Eigenhändig“ verſehen ſind. 

vi Lautet bei gewöhnlichen Packetſendungen, bei Einſchreibſendungen, bei Poſtanweiſungen, 
bei telegraphiſchen Poſtanweiſungen und bei Sendungen mit Werthangabe die Aufſchrift: 


„n 4 viri n 5 | jo muß bie Beſtellung an den zuerjt genannten Empfänger 
" ö „ (A), feinen Bevollmächtigten ober den jonjtigen nach den 


A. i x , ee 
n A. S MI pd eu Beſtimmungen unter rr und v Empfangsberechtigten erfolgen; 


lautet die Aufſchrift dagegen: 
„An A. zu Händen des B." | jp darf die Beſtellung ſowohl an den zuerſt genannten 
„An A. abzugeben an B.“ | Empfänger (A.), als auch an den zuletzt genannten (B.), 
„An A. für B.“ s Bevollmächtigten oder den jonjtigen nach ben Be⸗ 
„An A. per Adresse des B.“ ] ſtimmungen unter ım und v Empfangsberechtigten erfolgen. 
vu Sendungen gegen Rückſchein dürfen nur an den Empfänger ſelbſt oder deſſen Bevoll⸗ 
mächtigten beſtellt werden. 

Vill Die Beſtellung von Einſchreibſendungen, von Poſtanweiſungsbeträgen und von Sen⸗ 
dungen mit Werthangabe, ſowie von Packeten ohne Werthangabe gegen Rückſchein, darf nur gegen 
Empfangsbekenntniß geſchehen; der Empfänger oder deſſen Bevollmächtigter oder dasjenige Familien⸗ 
glied, an welches die Beſtellung erfolgt, hat den Ablieferungsſchein (Rückſchein) oder die auf der 
Rückſeite der Poſtanweiſung oder der Begleitadreſſe vorgedruckte Quittung zu unterſchreiben. 

IX Die Beſtellung der Poſtſendungen an Bewohner von Schlöffern regjerender deutſcher 
Fürſten, an Militairperſonen, ſowie an Zöglinge von Erziehungsanſtalten, Penſionaten ꝛc. erfolgt 
auf Grund der mit den zuſtändigen Behörden oder den Vorſtehern der Erziehungsanſtalten ge⸗ 
troffenen beſonderen Abkommen an die von den Behörden ꝛc. beauftragten Perſonen. 

x Die an Kranke in öffentlichen Krankenanſtalten gerichteten Poſtſendungen dürfen an den 
Vorſtand der Krankenanſtalt behändigt werden, ſofern dem Briefträger oder Boten der Zutritt zu 
dem Kranken nicht geſtattet wird. 

xi In Betreff der Behändigung von Sendungen durch Eilboten gelten dieſelben Be⸗ 
ſtimmungen, welche bezüglich der im gewöhnlichen Wege zur Beſtellung gelangenden Sendungen 
maßgebend ſind, 

XII Zollpflichtige Poſtſendungen werden zum Zweck der zollamtlichen Schlußabfertigung 
an die zuſtändigen Zoll⸗ und Steuerſtellen übergeben. Die Haftpflicht der Poſtverwaltung erliſcht, 
ſobald die ordnungsmäßige Uebergabe der Sendung an die Zoll- oder Steuerſtelle auf Grund der 
beſtehenden Vorſchriften ſtattgefunden hat. 


S. 41. 
Beſtellung der 1 Auf die Beſtellung von Schreiben mit Zuſtellungsurkunde finden die Beſtimmungen in 
Schreiben mit den $6. 165 bis 174 und 178 der Civilprozeßordnung für das Deutſche Reich vom 30. Januar 1877 
e mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle des Gerichts vollziehers der beſtellende Bote der 
urkunde. Poſtanſtalt tritt. 

u In betreff der Beſtellung von Schreiben mit Zuſtellungsurkunde, welche von deutſchen 
Gerichten, Gerichtsvollziehern, Gerichtsſchreibern, Reichs⸗ oder Staatsbehörden ausgehen, bewendet 

es bei den hierüber beſtehenden beſonderen Beſtimmungen. 
ni Die orto: und ſonſtigen Beträge für ein Schreiben mit Zuſtellungsurkunde müſſen 
ſämmtlich entweder vom Abſender oder vom Empfänger entrichtet werden. Will der Abſender die 
Gebühren tragen, ſo zahlt er bei der Einlieferung des Schreibens zunächſt nur das Porto für die 
Beförderung des Schreibens nach dem Beſtimmungsorte, die anderen Beträge werden erſt auf 
Grund der vollzogen zurückkommenden Zuſtellungsurkunde von ihm eingezogen. Im übrigen bleibt 
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ber Abſender für alle Beträge haftbar, welche bei der Beſtellung ber Sendung vom Empfänger 
nicht erhoben werden können. Falls jedoch die Zuſtellung nicht ausgeführt werden kann, kommt 
nur das Porto für die Beförderung des Schreibens nach dem Beſtimmungsorte zum Anſatz. 


8. 42. 

1 Der Empfänger, welcher von der Befugniß, ſeine Poſtſendungen abzuholen oder abholen Berechtigung 
zu laſſen, Gebrauch machen will, muß ſolches in einer ſchriftlichen Erklärung nach Maßgabe ber Wan 
von der Poſtverwaltung vorgeſchriebenen Faſſung ausſprechen und dieſe Erklärung bei der Poſt⸗ bo^ ber 
anſtalt niederlegen. Die ſchriftliche Erklärung muß auf gleiche Weiſe beglaubigt fein, wie die Voll⸗ Briefe u. f. w. 
macht im Falle des 8. 401. Die Aushändigung erfolgt alsdann innerhalb der für den Geſchäfts⸗ 
verkehr mit dem Publikum feſtgeſetzten Dienſtſtunden. Die Poſtverwaltung iſt berechtigt, anzuordnen, 
daß eine und dieſelbe Perſon ſich höchſtens zur Empfangnahme der für drei Abholer eingegangenen 
Poſtſendungen melden darf. 

Die Abholung von Poſtſendungen bei Poſthülfſtellen iſt ohne Abgabe einer ſchriftlichen 
Abholungserklärung geſtattet. 

I Inſoweit die Poſtverwaltung die Beſtellung von Packeten ohne Werthangabe, von etn: 
geſchriebenen Packeten, von Sendungen mit Werthangabe oder von Geldbeträgen zu Poſtanweiſungen 
übernommen hat, ſind bezüglich der Beſtellung: 

a) die gewöhnlichen und eingeſchriebenen Packete, ſowie die Packete mit Werthangabe 
und die Begleitadreſſen, ſowie etwaige Ablieferungsſcheine, 
b) die Briefe mit Werthangabe nebſt den Ablieferungsſcheinen, 
e) die Poſtanweiſungen nebſt den Geldbeträgen 
je als eine zuſammengehörige Sendung anzuſehen. h 

nr Die mit ben Poſten ankommenden gewöhnlichen Briefe, Poſtkarten, Druckſachen und 
Waarenproben müſſen für die Abholer eine halbe Stunde nach der Ankunft zur Ausgabe geſtellt 
werden, vorausgeſetzt, daß die Abholungszeit in die gewöhnlichen Dienſtſtunden fällt. Eine "er: 
längerung jener Friſt ijt nur mit Genehmigung der oberſten Poſtbehörde zuläſſig. 

IV Bei eingeſchriebenen Briefen und Briefen mit Werthangabe wird zunächſt nur der 
Ablieferungsſchein, bei gewöhnlichen und eingeſchriebenen Packeten, ſowie bei Packeten mit Werth⸗ 
angabe zunächſt nur die Begleitadreſſe oder der etwaige Ablieferungsſchein an den Abholer ver⸗ 
abfolgt. e Poſtanweiſungen wird zunächſt nur bie Poſtanweiſung ohne den Betrag dem Abholer 
ausgehändigt. 

v Die Beſtellung erfolgt jedoch, der abgegebenen Erklärung des Empfängers ungeachtet, 
durch Boten der Poſtanſtalt: 

1. wenn der Abſender die Eilbeſtellung verlangt hat; 

2. wenn es auf die Beſtellung von Briefen mit Zuſtellungsurkunde oder auf die Vor⸗ 
zeigung von Poſtaufträgen ankommt; 

3. wenn der Empfänger den zu beſtellenden Gegenſtand nicht am Tage nach dem Ein⸗ 
gange, bei Sendungen mit lebenden Thieren (S. 12) nicht binnen 24 Stunden nach 
dem Eintreffen abholen läßt. 


. 43. 

1 Die Aushändigung ber gewöhnlichen Packete, ſoweit dieſelben dem Empfänger nicht in Aus⸗ 
die Wohnung beſtellt werden, erfolgt während der Dienſtſtunden in der Poſtanſtalt an denjenigen, bean 
welcher ſich zur Abholung meldet und die zu dem Packete gehörige Begleitadreſſe zurückgiebt. nach unge 

m Eingeſchriebene Sendungen und Sendungen mit Werthangabe, ferner bei Poſtanweiſungen Behändigung 
die Geldbeträge, werden, inſofern die Abholung von der Poſt erfolgt, an denjenigen ausgehändigt, der Begleit⸗ 
welcher der Poſtanſtalt den mit dem Namen des Empfangs berechtigten unterſchriebenen Ablieferungs⸗ due 
idein, bie quittirte Begleitadreſſe oder die unterſchriebene Poſtanweiſung überbringt und aushändigt. Fung ene 

nr Eine Unterſuchung über die Echtheit der Unterſchrift und des etwa hinzugefügten Siegels ſowie Aus⸗ 
unter dem Ablieferungsſcheine u. f. w., ſowie eine weitere Prüfung der Berechtigung desjenigen, zahlung 
welcher dieſen Schein u. ſ. w. überbringt, liegt der Poſtanſtalt nach 8. 49 des Geſetzes über das tees 
1 : rage. 
Poſtweſen nicht ob. 
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Nachſendung 
der Poſt⸗ 
ſendungen. 


Behandlung 
unbeſtellbarer 
Poſtſendungen 

am Be⸗ 
ſtimmungsort. 


zma) Z teb 


. 44. 

I Hat ber Empfänger feinen Aufenthalts- oder Wohnort verändert und ift fein neuer Auf⸗ 
enthalts⸗ oder Wohnort bekannt, jo werden ihm gewöhnliche und eingeſchriebene Briefe, Poſtkarten, 
Drudjadjen und Waarenproben, ferner Poſtanweiſungen nachgeſendet, wenn er nicht eine andere Be⸗ 
ſtimmung getroffen hat. Daſſelbe gilt von den Poſtaufträgen nebſt ihren Anlagen, falls der Ab⸗ 
ſender nicht die ſofortige Rückſendung oder die Weitergabe zur Proteſterhebung oder die Abſendung 
an eine andere, namentlich bezeichnete Perſon verlangt hat. 

II Bei Packeten und bei Briefen mit Werthangabe erfolgt bie Nachſendung auf Verlangen 
des Abſenders oder, bei vorhandener Sicherheit für das Porto, auch des Empfängers. 

III Für Packete und für Briefe mit Werthangabe wird im Fall der Nachſendung das 
Porto und die Verſicherungsgebühr von Beſtimmungsort zu Beſtimmungsort zugeſchlagen, der Porto⸗ 
zuſchlag von 10 Pf. wird jedoch für die Nachſendung nicht erhoben. Für andere Sendungen findet 
ein neuer Anſatz von Porto nicht ſtatt. Einſchreib-, Poſtanweiſungs⸗ und Poſtauftrags⸗Gebühren, 
ſowie die Gebühr von 1 Mark für dringende Packetſendungen und die Vorzeigegebühr für Nach⸗ 
nahmeſendungen werden bei der Nachſendung nicht noch einmal angeſetzt. 

IV Wenn eine Perſon, welche eine Zeitung bei einer Poſtanſtalt bezieht, im Lauf der 
Bezugszeit die Ueberweiſung der Zeitung auf eine andere Poſtanſtalt verlangt, ſo erfolgt die Ueber⸗ 
weiſung gegen eine Gebühr von 50 Pf. Die Ueberweiſungsgebühr kommt ebenſo oft in Anſatz, wie 
der Bezieher im Lauf der Bezugszeit die Beſtimmungs⸗Poſtanſtalt gewechſelt zu ſehen wünſcht. In⸗ 
ſofern jedoch die Zeitung wieder nach dem Orte überwieſen wird, an welchem der Bezug urſprüng⸗ 
lich ſtattgefunden hat, ijt für bie Ueberweiſung eine nochmalige Gebühr nicht zu erheben. 


§. 45. 
1 Poſtſendungen ſind für unbeſtellbar zu erachten: 

1. wenn der Empfänger am Beſtimmungsort nicht zu ermitteln und die Nachſendung 
nach den Vorſchriften im §. 44 nicht möglich oder nicht zuläſſig ijt; 

2. wenn die Annahme verweigert wird; 

3. wenn die Sendung mit dem Vermerk „poſtlagernd“ verſehen iſt und nicht innerhalb 
eines Monats vom Tag des Eintreffens an gerechnet, bei Sendungen mit lebenden 
Thieren (S. 12) nicht ſpäteſtens zwei Tage (d. i. zwei Mal 24 Stunden) nach beu! 
Eintreffen von der Poſt abgeholt wird; 

4. wenn es ſich um eine Sendung mit Poſtnachnahme handelt, auch wenn ſie mit „poſt⸗ 
lagernd“ bezeichnet ijt, und die Sendung nicht innerhalb ſieben Tage nach ihrer Anz 
kunft am Beſtimmungsort eingelöſt wird; 

5. wenn bei Poſtanweiſungen innerhalb ſieben Tage nach ihrer Aushändigung ber Gelb: 
betrag nicht in Empfang genommen wird; 

6. wenn die Sendung Looſe oder Anerbietungen zu einem Glücksſpiele enthält, an welchem 
der Empfänger nach den Geſetzen ſich nicht betheiligen darf, und wenn eine ſolche 
Sendung ſofort nach geſchehener Eröffnung an die Poſt zurückgegeben wird. 

ni Bevor in dem Falle zu I Punkt 1 eine mit einer Begleitadreſſe verſehene Sendung des⸗ 
halb als unbeſtellbar angeſehen wird, weil mehrere dem Empfänger gleichbenannte Perſonen im 
Ort ſich befinden und der wirkliche Empfänger nicht ſicher zu unterſcheiden iſt, muß eine Unbeſtell⸗ 
barkeits⸗Meldung, unter Beifügung der Begleitadreſſe, nach dem Aufgabeort geſandt werden, um 
den Abſender, wenn derſelbe ermittelt werden kann, zur näheren Bezeichnung des Empfängers zu 
veranlaſſen. 
f Das gleiche Verfahren kann ebenfalls zur Anwendung gelangen bei unbeſtellbaren Briefen 
mit Werthangabe und bei Poſtanweiſungen. 
m Wenn ber Abſender die ſofortige Rückſendung gewöhnlicher oder eingeſchriebener Packete 
im Fall der Unbeſtellbarkeit vermieden zu ſehen wünſcht, ſo hat er auf der Vorderſeite der Begleit⸗ 
adreſſe in hervortretender Weiſe den Vermerk: „Wenn unbeſtellbar, Nachricht“ niederzuſchreiben, 
ſowie feinen Namen und ſeine Wohnung anzugeben. Der Vermerk kann auch mittels Stempelab⸗ 
drucks oder durch Typendruck hergeſtellt werden. Bleibt ein ſolches Packet demnächſt am Beſtim⸗ 
mungsort unbeſtellbar, ſo muß die Poſtanſtalt des Beſtimmungsorts auf Koſten des Abſenders eine 


Inbeftellbarteit3-Meldung an bie Aufgabe. Poſtanſtalt erlaſſen. Letztere hat demnächſt bei dem Ab⸗ 
ſender anzufragen, ob das Packet zurückgeſchickt oder an eine andere Perſon, ſei es an demſelben 
oder einem anderen Orte des Deutſchen Reichs, ausgehändigt werden ſoll. Auf Grund der Be⸗ 
ſtimmung des Abſenders iſt die Unbeſtellbarkeits⸗Meldung von der Aufgabe⸗Poſtanſtalt zu beantworten. 

^ft das Packet auch dem zweiten Empfänger gegenüber unbeſtellbar, ſo kann, wenn der 
Abſender ein bezügliches Verlangen ausgeſprochen hat, vor der Rückſendung noch einmal in der⸗ 
ſelben Weile die anderweite Veſtimmung des Abſenders durch die SBojlanjtalt eingeholt werben. 
Sollte alsdann die Beſtellung an den dritten Empfänger ebenfalls nicht ſtattfinden können, ſo muß 
die Rücksendung eintreten. Die Bezeichnung mehrerer Perſonen, welchen das Packet im Fall der 
Unbeſtellbarkeit der Reihe nach zuzuführen ſei, iſt nicht geſtattet. 

w Für die Beförderung jeder nach den Beſtimmungen unter II und ni zu erlaſſenden Un: 
beſtellbarkeits-Meldung und der zu ertheilenden Antwort an die Poſtanſtalt am Beſtimmungsort der 
Sendung werden dem Abſender die Portokoſten mit 20 Pf angerechnet. Verweigert im Fall zu u 
der Abſender die gehlung, fo wird feiner etwaigen Beſtimmung über die Sendung keine Folge 
gegeben, die Sendung vielmehr nach dem Aufgabeorte zurücgeleitet. Im Fall zu Ul ijt ber Ab⸗ 
ſender zur Zahlung der Portokoſten unter allen Umſtänden verpflichtet. Die Rückleitung der 
Sendung nach dem Aufgabeorte eſchieht in beiden Fällen, ſofern der Abſender ſeine Erklärung 
nicht innerhalb 7 Tage nach Eng der Benachrichtigung bei der Aufgabe⸗Poſtanſtalt abgiebt. 

v Alle anderen Poſtſendungen find, wenn fie als unbeſtellbar erkannt worden, ohne Ver⸗ 
zug nach dem Aufgabeorte zurückzuſenden. Nur bei Sendungen, die einem ſchnellen Verderben 
unterliegen, muß, ſofern nach dem Ermeſſen der Poſtanſtalt des Beſtimmungsorts Grund zu der 
Beſorgniß vorhanden iſt, daß das Verderben auf dem Rückwege eintreten werde, von der Rück⸗ 
ſendung abgeſehen werden, und die Veräußerung des Inhalts für Rechnung des Abſenders erfolgen. 

vr In allen vorgedachten Fällen ij der Grund der Zurückſendung oder eintretendenfalls, 
daß und weshalb die Veräußerung erfolgt ſei, auf dem Briefe oder auf der Begleitadreſſe zu vermerken. 

vnn Die zurückzuſendenden Gegenſtände dürfen nicht eröffnet ſein. Eine Ausnahme hiervon 
tritt nur ein bezüglich der unter 1 6 bezeichneten Briefe, ſowie bezüglich derjenigen Briefe, welche 
von einer mit dem Empfänger gleichnamigen Perſon irrthümlich geöffnet wurden. Bei Briefen der 
letzteren Art iſt thunlichſt dahin zu wirken, daß die Perſonen, welche die Eröffnung irrthümlich 
bewirkt haben, eine bezügliche Bemerkung unter Namensunterſchrift auf die Rückſeite des Briefes 
niederſchreiben. 

vm Für zurückzuſendende Packete und für Briefe mit Werthangabe iſt das Porto und die 
Verſicherungsgebühr für die Hin⸗ und für die Rücksendung zu entrichten; der Portozuſchlag von 
10 Pf. wird jedoch für die Rückſendung nicht erhoben. Für andere Gegenſtände findet ein neuer 
Anſatz nicht ſtatt. Einſchreib⸗, Poſtanweiſungs⸗ und Poſtauftrage⸗Gebühren, ſowie die Vorzeige⸗ 
gebühr für Nachnahmeſendungen werden Bei der Rücksendung nicht noch einmal angeſetzt. Dagegen 
wird für zurückzuſendende dringende Packetſendungen die Gebühr von 1 Mark in dem Falle noch 
einmal angeſetzt, wenn der Abſender m bei der Rückſendung die Behandlung nach Vorſchrift 
des §. 131 ausdrücklich verlangt hat. » 


F. 40. 
1 Die nad) Maßgabe des 8. 45 unbeſtellbaren und deshalb nach dem Abgangsorte zurück- Behandlung 
gehenden Sendungen werden an ben Abſender zurückgegeben. mn 
m Bei der Beſtellung und Behändigung einer zurückgekommenen Sendung an den Ab⸗ an REČ 
ſender wird nach den für die Beſtellung und Aushändigung einer Sendung an den Empfänger ort. 
gegebenen Vorſchriften verfahren. Iſt über eine Sendung dem Abſender ein beſonderer Ein⸗ 
lieferungsſchein ertheilt worden, ſo muß derſelbe bei der Wiederaushändigung der Sendung zurück⸗ 
gegeben werden. 
m Kann die Poſtanſtalt am Abgangsort den Abſender nicht ermitteln, ſo wird die Sendung 
an die vorgeſetzte Ober⸗Poſtdirektion eingeſandt, welche dieſelbe mittels Stempels als unbeſtellbar 
zu bezeichnen und durch Eröffnung den Abſender zu ermitteln hat. Die mit der Eröffnung beauf⸗ 
fragten, zur Beobachtung ſtrenger Verſchwiegenheit beſonders verpflichteten Beamten nehmen Kenntniß 
von der Unterſchrift und von dem Orte, müſſen jedoch jeder weiteren Durchſicht ſich enthalten. Die 


Sendung wird hiernächſt mittels Siegelmarke ober Dienſtſiegels, welche eine entſprechende Inſchrift 
tragen, wieder verſchloſſen. 

Wenn der Abſender ermittelt wird, derſelbe aber die Annahme verweigert, oder inner⸗ 
halb 14 Tage nach Behändigung der Begleitadreſſe oder des Ablieferungsſcheins oder der Poſt⸗ 
anweiſung die Sendung oder den Geldbetrag nicht abholen läßt, ſo können die Gegenſtände zum 
Beſten der Poſt⸗Unterſtützungskaſſe verkauft oder verwendet, Briefe und die zum Verkauf nicht ge⸗ 
eigneten werthloſen Gegenſtände aber vernichtet werden. 

V Sit der Abſender nicht zu ermitteln, fo werden gewöhnliche Briefe und die zum Verkauf 
nicht geeigneten werthloſen Gegenſtände nach Verlauf von drei Monaten, vom Tag des Eingangs 
derſelben bei der Ober⸗Poſtdirektion gerechnet, vernichtet; dagegen wird 

1. bei eingeſchriebenen Sendungen, ferner bei Briefen mit Werthangabe, oder bei Briefen, 
in denen ſich bei der Eröffnung Gegenſtände von Werth vorgefunden haben, ohne 
daß dieſer angegeben worden war, ſowie bei Poſtanweiſungen, 

2. bei Packeten mit oder ohne Werthangabe 

der Abſender öffentlich aufgefordert, innerhalb vier Wochen die unbeſtellbaren Gegenftände in 
Empfang zu nehmen. Die zu erlaſſende öffentliche Aufforderung, welche eine genaue Bezeichnung 
des Gegenſtandes unter Angabe des Abgangs- und Beſtimmungsorts, der Perſon des Empfängers 
und des Tages der Einlieferung enthalten muß, wird durch Aushang bei der Poſtanſtalt 
des Abgangsorts und durch einmalige Einrückung in ein dazu geeignetes amtliches Blatt be⸗ 
kannt gemacht. | 

vi Inzwiſchen lagern die Sendungen auf Gefahr des Abſenders. Sachen, welche dem 
Verderben ausgeſetzt ſind, können ſofort verkauft werden. 

VII Bleibt die öffentliche Aufforderung ohne Erfolg, ſo werden die Sachen verkauft. 


8. 47. 
Laufſchreiben 1 Die Gebühr für den Erlaß eines Laufſchreibens bezüglich einer zur Poſt gelieferten 
wegen Poſt⸗ Sendung beträgt 20 Pf. 
ſendungen. n Für Laufſchreiben wegen gewöhnlicher Briefe, Poſtkarten, Druckſachen oder Waaren⸗ 


proben ſoll dieſe Gebühr erſt nachträglich und nur in denjenigen Fällen erhoben werden, in welchen 
die richtig erfolgte Aushändigung der Sendung an den Empfänger feſtgeſtellt wird. 
Hr Für Laufſchreiben wegen anderer Sendungen iſt die Gebühr vor dem Erlaſſe des 
Laufſchreibens zu entrichten; die Rückerſtattung erfolgt, wenn ſich ergiebt, daß die Nachfrage durch 
Verſchulden der Poſt herbeigeführt worden iſt. 
* IV Für Laufſchreiben, welche portofreie Sendungen betreffen, wird eine Gebühr nicht 
erhoben. 
S. 48. 
Nachlieferung I Wenn bei verſpätet erfolgender Beſtellung einer Zeitung ber Bezieher die Nachlieferung der 
Zeit s für die Bezugszeit bereits erſchienenen Nummern wünſcht, ſo iſt für das an die Zeitungsverlags⸗ 
ngen Poſtanſtalt wegen der Nachlieferung abzulaſſende beſonzere Beſtellſchreiben das Franko von 10 Pf. 
zu entrichten. Ebenſo iſt, wenn Bezieher von Zeitun die nochmalige Lieferung einzelner ihnen 
fehlender Nummern der Zeitung verlangen, für das dieſerhalb an die Verlags-Poſtanſtalt zu richtende 
poſtamtliche Schreiben das Franko von 10 Pf. zu erlegen. 


S. 49. 
Verkauf I Die Freimarken, ſowie bie geſtempelten Poſtkarten und Poſtanweiſungen werden zu dem 
von Poſt⸗ Nennwerthe des Stempels an das Publikum abgelaſſen. 
werthzeichen. 1 Die Anſtalt, in welcher die Poſtwerthzeichen hergeſtellt werden, übernimmt die Abſtempelung 


von Poſtkarten mit dem Freimarkenſtempel für das Publikum unter den bei jeder Poſtanſtalt zu 
erfragenden näheren Bedingungen. 

nr Außer Kurs geſetzte Poſtwerthzeichen werden innerhalb der durch den Deutſchen Reichs⸗ 
Anzeiger und andere öffentliche Blätter bekannt zu machenden Friſt bei den Poſtanſtalten zum Nenn⸗ 
werth gegen gültige Poſtwerthzeichen umgetauſcht. Nach Ablauf der Friſt findet ein Umtauſch nicht 
mehr ſtatt. Die Reichs⸗Poſtverwaltung ijt nicht verbunden, Poſtwerthzeichen baar einzulöſen. 
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IV Die Verwendung der aus geſtempelten Poſtanweiſungs⸗Formularen und Poſtkarten aus⸗ 
geſchnittenen Frankoſtempel zur Frankirung von Poſtſendungen iſt nicht zuläſſig. 

Zum Umtauſch in den Händen des Publikums unbrauchbar gewordener Poſtwerthzeichen 
(Freimarken, geſtempelter Poſtanweiſungs⸗Formulare und Poſtkarten) ijt die Poſtverwaltung nicht 
verpflichtet. 

S. 50. 

1 Die Poſtſendungen können, ſofern nicht das Gegentheil ausdrücklich beſtimmt iſt, nach der 
Wahl des Abſenders frankirt oder unfrankirt zur Poſt eingeliefert werden. Zur Frankirung der 
durch die Briefkaſten einzuliefernden Gegenſtände müſſen Poſtwerthzeichen benutzt werden. 

i Reicht das am Abgangsort entrichtete Franko nicht aus, ſo wird das Nachſchußporto 
vom Empfänger erhoben. Bei gewöhnlichen Briefen, Poſtkarten, Druckſachen und Waarenproben, 
ſowie bei allen Sendungen vom Ausland gilt die Verweigerung der Nachzahlung des Portos für 
eine Verweigerung der Annahme des Briefes ꝛc. Bei anderen Sendungen kann der Empfänger die 
Auslieferung ohne Portozahlung verlangen, wenn er den Abſender namhaft macht und den 
Briefumſchlag oder eine Abſchrift davon zurückzunehmen geſtattet. Der fehlende Betrag wird als⸗ 
dann vom Abſender eingezogen. 

mr Wird die Annahme einer Sendung vom Empfänger verweigert, oder kann der Empfänger 
nicht ermittelt werden, ſo iſt der Abſender, ſelbſt wenn er die Sendung nicht zurücknehmen will, 
verbunden, das Porto und die Gebühren zu zahlen. 

IV Für Sendungen, welche erweislich auf der Poſt verloren gegangen ſind, wird kein 
Porto gezahlt und das etwa gezahlte erſtattet. Daſſelbe gilt von ſolchen Sendungen, deren An⸗ 
nahme wegen vorgekommener Beſchädigung vom Empfänger verweigert wird, inſofern die Be⸗ 
ſchäͤdigung von der Poftverwaltung zu vertreten iſt. 

v Hat der Empfänger bie Sendung angenommen, ſo iſt er, ſofern im Vorſtehenden nicht 
ein Anderes beſtimmt iſt, zur Entrichtung des Portos und der Gebühren verpflichtet und kann ſich 
davon durch ſpätere Rückgabe der Sendung nicht befreien. Die Reichs: und Staatsbehörden ſind 
jedoch befugt, auch nach erfolgter Annahme und Eröffnung portopflichtiger Sendungen zum Zweck 
der nachträglichen Einziehung des Portos vom Abſender die Briefumſchlage an die Poſtanſtalt zu⸗ 
rückzugeben oder, falls es fid) um Packete handelt, fid) ſchriftlich an die Poſtanſtalt zu wenden. 

vi Sn Fällen, in welchen das Porto geſtundet wird, ift dafür monatlich eine Stundungs⸗ 
gebühr zu erheben. Dieſelbe beträgt 5 Pf. für jede Mark oder den überſchießenden Theil einer 
Mark, mindeſtens aber 50 Pf. Wenn in einem Monat Porto nicht zu ſtunden geweſen iſt, ſo 
wird eine Gebühr nicht erhoben. 

vu In denjenigen Fällen, in welchen auf Antrag des Betheiligten zur Vermittelung der 
Abgabe der für ihn eingehenden oder der Einlieferung der von ihm abzuſendenden gewöhnlichen 
Briefe, Poſtkarten, Druckſachen, Waarenproben und Zeitungen mit den volbeifahrenden Poſten ver: 
ſchloſſene Taſchen befördert werden, iſt für dieſe Vermittelung eine Gebühr von 50 Pf. für den 
Monat zu erheben. 


Abſchnitt II. 
Perſonenbeförderung mittels der Poſten. 


S. 51. 
1 Die Meldung zur Reiſe mit den odentlichen Poſten kann ſtattfinden: 
a) bei den Poſtanſtalten, oder 1 yi 
b) bei den unterwegs belegenen Halteftellen, welche von ben Ober-Poſtdirektionen öffentlich 
bekannt gemacht werden. 


Entrichtung 
des Portos 
und der 
ſonſtigen Ge⸗ 
bithren. 


Meldung zur 
Seife. 


u Bei ben Poſtanſtalten kann die Meldung früheſtens am Wochentage vor ber Abreiſe e Sad bro ov 


und ſpäteſtens bei Schluß ber Poſt für die Perſonenbeförderung geſchehen. 
m Der Schluß der Poſt für die Perſonenbeforderung tritt eur: anf Ba 
wenn im Hauptwagen oder in den bereits geſtellten Beiwagen noch Platze offen ſind 
fünf Minuten, und 


b. An Halter 
ſtellen. 


Perſonen, 
welche von der 
Reiſe mit der 

Poſt ausge⸗ 
ſchloſſen ſind. 


Fahrſchein. 


Br 


wenn dieſes nicht der Fall ijt, ſondern bie Geſtellung von Beiwagen erforderlich wird: 
fünfzehn Minuten 
vor der feſtgeſetzten Abgangszeit der Poſt. 

IV Die Meldung muß innerhalb ber für ben Geſchäftsvertehr mit dem Publikum beſtimmten 
Dienſtſtunden geſchehen, kann aber, wenn die Poſt außerhalb der Dienſtſtunden abgeht, auch noch 
gegen die Zeit der Abfertigung der Poſt erfolgen. Uebrigens darf die Meldung — über die ge⸗ 
wöhnliche Schlußzeit der Poſt für die Perſonenbeförderung hinaus — ausnahmsweiſe noch unmittelbar 
bis zum Abgange der Poſt ſtattfinden, inſofern dadurch die pünktliche Abſendung derſelben nach dem 
Ermeſſen der Poſtanſtalt nicht verzögert wird. 

v Erfolgt die Meldung bei einer Poſtanſtalt mit Station, jo kann die Annahme nur dann 
wegen mangelnden Platzes beanſtandet werden, wenn zu der Poſt Beiwagen überhaupt nicht geſtellt 
werden und die Plätze im Hauptwagen ſchon vergeben oder auf den Unterwegs⸗Stationen bei Ankunft 
der Poſt ſchon beſetzt find, oder wenn auf der Station nur eine beſchränkte Geſtellung von Beiwagen 
ſtattfindet. 

vt Erfolgt die Meldung bei einer Poſtanſtalt ohne Station, jo findet die Annahme nur 
unter dem Vorbehalte ſtatt, daß in dem Hauptwagen und in den etwa mitkommenden Beiwagen 
noch unbeſetzte Plätze vorhanden ſind. ^ 

vll Bei ſolchen Poſten, zu welchen Beiwagen überhaupt nicht geſtellt werden, können Plätze 
nach einem vor der nächſten Station belegenen Zwiſchenorte nur inſoweit vergeben werden, als ſich 
bis zum Abgang der Poſt zu den vorhandenen Plätzen nicht Perſonen gemeldet haben, welche bis 
zur nächſten Station oder darüber hinaus reiſen wollen. Doch kann der Reiſende einen vor⸗ 
handenen Platz ſich dadurch ſichern, daß er bei ſeiner Meldung das Perſonengeld bis zur nächſten 
Station bezahlt. 

vi. Die Meldung an Halteſtellen kann nur dann berückſichtigt werden, wenn noch unbeſetzte 
Plätze im Hauptwagen oder in den Beiwagen offen ſind. Gepäck von ſolchen Reiſenden kann nur 
inſoweit zugelaſſen werden, als daſſelbe ohne Beläſtigung der anderen Reiſenden im Perſonenraum 
leicht untergebracht werden kann. Die Packräume des Wagens dürfen nicht geöffnet werden, auch 
iff jedes längere Anhalten der Poſt unſtatthaft. 

IX Wünſchen Reiſende ſich die Beförderung mit der Poſt von einer Poſtanſtalt ohne 
Station oder von einer Halteſtelle ab zu ſichern, ſo müſſen ſie ſich bei der vorliegenden Poſtanſtalt 
mit Station melden, von dort ab einen Platz nehmen und das entſprechende Perſonengeld erlegen. 

§. 52. 

1 Von der Reiſe mit der Poſt ſind ausgeſchloſſen: 

1. Kranke, welche mit epileptiſchen oder Gemüthsleiden, mit anſteckenden oder Ekel 
erregenden Uebeln behaftet ſind, 

2. Perſonen, welche durch Trunkenheit, durch unanſtändiges oder rohes Benehmen, oder 
durch unanſtändigen oder unreinlichen Anzug Anſtoß erregen, 

3. Gefangene und 

4. Perſonen, welche Hunde oder geladene Schießwaffen mit ſich führen. 


&. 53. 

| 1 Geſchieht die Meldung zur Reife bei einer Poſtanſtalt, jo erhält der Reiſende gegen Ent» 
richtung des Perſonengeldes den Fahrſchein. 

II Bei durchgehenden Poſten kann die Abfahrtszeit nur mit Rückſicht auf die Zeit des 
Eintreffens der anſchließenden Poſten oder Eiſenbahnzüge angegeben werden, und es liegt dem 
Reiſenden ob, die möglichſt frühe Abgangszeit zur Richtſchnur zu nehmen. 

II Die Nummer des Fahrſcheins richtet fid) nach der Reihenfolge, in welcher die Meldung 
zur Mitreiſe geſchehen ijt; doch ſteht es Jedermann frei, bei der Meldung unter deu im Haupt⸗ 
wagen noch unbeſetzten Plätzen jid einen beſtimmten Platz zu wählen. 
iy Perſonen, bie fid) an Halteſtellen gemeldet haben und aufgenommen worden find, können 
einen Fahrſchein erſt bei der nächſten Poſtanſtalt ausgeſtellt erhalten und haben das Perſonengeld 
bei pH Poſtanſtalt ober, wenn fie nicht jo weit fahren, an den Poſtſchaffner oder Poſtillon zu 
entrichten. 
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. 54. 
1 Das Perſonengeld wird erhoben, alibi Grundſätze be 
a) nach der von bent Reiſenden mit der Poſt zurückzulegenden Entfernung, unter An- Perſonengeld 
wendung des bei dem Kurſe für das Kilometer angeordneten Satzes, oder Erhebung. 
b) nach dem für einen beſtimmten Kurs angeordneten beſonderen Gabe. 

m Das Perſonengeld kommt bei der Meldung bis zum Beſtimmungsort zur Erhebung, 
ſofern dieſer auf dem Kurſe liegt und ſich daſelbſt eine Poſtanſtalt befindet. 

m Will der Reiſende feine Reiſe über den Kurs hinaus oder auf einem Seitenkurſe forte 
ſetzen, ſo kann das Perſonengeld nur bis zu dem Endpunkte oder bis zu dem Uebergangspunkte 
des Kurſes erlegt werden; ber Reiſende kann auch nur bis zu dieſen Punkten den Fahrſchein er: 
halten und muß ſich dort wegen Fortſetzung der Reiſe von neuem melden und einen Platz löſen, 
ſofern nicht Einrichtungen zur Durcherhebung des Perſonengeldes getroffen worden ſind. 

Iv Für Plätze, welche bei einer Poſtanſtalt zur Reiſe bis zu einem zwiſchen zwei Stationen a. Bei Reiſer 
auf dem fure gelegenen Orte (Zwiſchenorle) genommen werden, kommt, gleichviel, ob ji) in biejem nach 3imijben 
Zwiſchenorte eine Poſtanſtalt befindet oder nicht, das Perſonengeld nach der wirklich zurückzulegenden b 
Kilometerzahl, mindeſtens jedoch der Vetrag von 30 Pf. zur Erhebung. 

Für die Beförderung von Halteſtellen ab wird, ſofern die dort zugehenden Perſonen ſich b. Bei Reifen 
nicht etwa einen Platz von der vorliegenden Station ab geſichert haben, das Perſonengeld nach all 1 
Maßgabe der wirklichen Entfernung bis zur nächſten Station, oder, wenn die Reiſenden ſchon vorher — 
an einem Zwiſchenorte abgehen, bis zu dieſem erhoben. In jedem Falle kommt jedoch mindeſtens 
der Betrag von 30 Pf. zur Erhebung. 

VI Wollen an Halteſtellen zugegangene Perſonen mit derſelben Poſt von der nächſten Station 
ab weiter befördert werden, ſo haben ſie dort den Platz für die weitere Reiſe zu löſen. 

vi Für ein Kind in dem Alter unter und bis zu vier Jahren wird Perſonengeld nicht e. Für Kinder 
erhoben. Das Kind darf jedoch keinen beſonderen Wagenplatz einnehmen, ſondern muß auf dem 
Schooße einer erwachſenen Perſon, unter deren Obhut es reiſt, mitgenommen werden. 

vm Für ein Kind in dem Alter von mehr als vier Jahren ijf das volle Perſonengeld zu 
erheben und ein beſonderer Platz zu beſtimmen. Nehmen jedoch Familien einen der abgeſchloſſenen 
Wagenräume oder auch nur eine Sitzbank ganz ein, ſo kann ein Kind bis zum Alter von acht 
Jahren unentgeltlich, zwei Kinder bis zu dieſem Alter aber können für das Perſonengeld für nur 
eine Perſon befördert werden, inſofern die Familie mit den Kindern ſich auf die von ihnen 
bezahlten Sißplätze beſchränkt. Dieſe Vergünſtigung kann nur für den Hauptwagen unbedingt, 
für 1 aber nur inſoweit zugeſtanden werden, als auf Beibehaltung der urſprünglichen Plätze 
zu rechnen iſt. 


§. 55. 

Die Erſtattung von Perſouengeld di bie Reiſenden findet ſtets ſtatt, wenn bie Poſtauſtalt Erſtattung 
die durch die Annahme des Reiſenden eingegangene Verbindlichkeit ohne deſſen Verſchulden nicht, von 
erfüllen kann. Die Erſtattung von Perſonengeld ſoll auch dann zuläſſig ſein, wenn der Reiſende Perſpnengeld 
an der Benutzung der Poſt aus irgend einem anderen Grunde verhindert iſt und die Erſtattung 
mindeſtens 15 Minuten vor dem planmäßigen Abgange der Poſt beantragt. 

g n Die Erſtattung erfolgt gegen Rückgabe des Fahrſcheins und gegen Quittung mit benr- 
jenigen Betrage des Perſonengeldes, welcher von dem Reiſenden für die mit der Poſt noch nicht 
zurückgelegte Strecke erhoben worden iſt. 


S. 56. 

I Die Reiſenden müſſen vor dem Poſthauſe oder an den ſonſt dazu beſtimmten Stellen Verbindlich- 
den Wagen beſteigen und an dieſen Stellen zu der im Fahrſchein bezeichneten Abgangszeit ſich zur ru tik 
Abreiſe bereit halten, auch den Fahrſchein zu ihrem Ausweis bei fich führen, widrigenfalls fie es ef 
ſich ſelbſt beizumeſſen haben, wenn ihre Ausſchließung von der Mit⸗ oder Weiterreiſe erfolgt, und Abreiſe. 
lie des bezahlten Perſonengeldes verluſtig gehen. Haben ſolche Perſonen Reiſegepäck auf der Poſt, f 
jo wird daſſelbe bis zu der Poſtanſtalt, auf welche ber Fahrſchein lautet, befördert und bis zum 

ingang der weiteren Beſtimmung ſeitens der zurückgebliebenen Perſonen aufbewahrt. 
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Xon 
Platze der 1 Die Ordnung der Plätze im Hauptwagen ergiebt ſich aus den Nummern über den 
Reiſenden. Sitzplätzen. 

u Bezüglich der Folge der Plätze in den Beiwagen gilt als Regel, daß zuerſt bie Eck⸗ 
plätze des Vorderraumes, dann der Vorderbank und der Rückbank des Mittelraumes, zuletzt in 
derſelben Reihenfolge die Mittelplätze kommen. 

un Gehen unterwegs Reiſende ab, jo rücken die nach ihnen folgenden Perſonen im Haupt⸗ 
wagen und in den Beiwagen um ſo viel Nummern vor, als Plätze frei werden. 

a. Bei dem Zugange IV Die bei einer unterwegs gelegenen Poſtanſtalt hinzutretenden Perſonen ſtehen den vom 


gelegenen Poſtan Kurſe kommenden und weiter eingeſchriebenen Reiſenden in der Reihenfolge der Plätze nach. 
ftalt. 


b. Bei dem Ueber- v Reiſende, welche von einem Kurſe auf einen anderen übergehen, ſtehen den für den 
hene auen letzteren Kurs bereits eingeſchriebenen Reiſenden hinſichtlich des Platzes nach. 
c. Bei Sielfenben VI Reiſende, welche bie Poſt nach einem zwiſchen zwei Stationen belegenen Orte benutzen 
nach Zwiſchenorten wollen, müſſen, ſobald durch ihren Abgang unterwegs ein Beiwagen eingehen kann, allen bis zur 
nächſten Station eingeſchriebenen Reiſenden nachſtehen und die Plätze in dem Beiwagen einnehmen. 
a. Bei Reifen bon vn Reiſende, welche von den Poſtſchaffnern oder Poſtillonen unterwegs an Halteſtellen 
Halteſtellen aus. aufgenommen worden find, ſtehen bei der Weiterreiſe über die nächſte Station hinaus den bei 
dieſer zutretenden Reiſenden hinſichtlich des Platzes nach. 
vin. Ueber Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den Reiſenden wegen der von ihnen ein⸗ 
zunehmenden Plätze entſcheidet der abfertigende Beamte, und, wenn die Reiſenden ſich nicht bei 
deſſen Entſcheidung beruhigen, der Vorſteher der Poſtanſtalt. Der getroffenen Entſcheidung haben 
ſich die Reiſenden, vorbehaltlich der Beſchwerde, zu unterwerfen. 


58. 

Reiſegepäck. 1 Jedem Reiſenden iſt die sinc Macs Reiſegepäcks inſoweit unbeſchränkt geſtattet, 
als die einzelnen Gegenſtände zur Verſendung mit der Poſt geeignet find (vergl. 88. 1, 2, 
11 und 12). 

u Kleine Gegenſtände, welche ohne Beläſtigung der anderen Reiſenden im Perſonenraum 
untergebracht werden können, dürfen die Reiſenden unter eigener Aufſicht bei jid) führen. 

HI Anderes Reiſegepäck muß der Poſtanſtalt zur Verladung übergeben werden. Die 
Uebergabe deſſelben von den Reiſenden an Poſtſchaffner und Poſtillone iſt an Orten, an welchen 
ſich Poſtanſtalten befinden, unzuläſſig. Das Reiſegepäck muß, wenn dafür ein beſtimmter Werth 
angegeben wird, den für andere mit der Poſt zu verſendende Werthgegenſtände gegebenen Be 
ſtimmungen entſprechend verpackt, verſiegelt und bezeichnet ſein; die Bezeichnung muß, außer dem 
Worte: „Reiſegepäck“, den Namen des Reiſenden, den Ort, bis zu welchem die Einſchreibung erfolgt 
iſt, und die Werthangabe enthalten. Bei Reiſegepäck ohne Werthangabe bedarf es einer Bezeich⸗ 
nung nicht. 

IV. Das Reiſegepäck, ſoweit daſſelbe nicht aus kleinen Reiſebedürfniſſen beſteht, muß 
ſpäteſtens 15 Minuten vor der Abfahrt der Poſt unter Vorzeigung des Fahrſcheins bei der Poſt⸗ 
anftalt eingeliefert werden. Erfolgt die Einlieferung ſpäter, jo hat der Reiſende auf die Mitbeför⸗ 
derung des Gepäcks nur dann zu rechnen, wenn durch deſſen Annahme und Verladung der Abgang 
der Poſt nicht verzögert wird. Soweit Reiſende von einer Poſt auf die andere oder von einem 
Bahnzuge auf die Poſt unmittelbar übergehen, wird das Gepäck ſtets umgeſchrieben, ſo lange es 
überhaupt noch möglich iſt, den Reiſenden zu der Weiterfahrt mit der Poſt ohne Verſäumniß 
anzunehmen. 

Der Reiſende erhält über das eingelieferte Reiſegepäck eine Beſcheinigung (Gepäckſchein). 
Der Reiſende hat den Gepackſchein aufzubewahren. Die Auslieferung des Reiſegepäcks erfolgt nur 
gegen Rückgabe des Gepäckſcheins. 

Ueberfracht⸗ 59 


3 S. 59. 
porto unb I Jedem Reiſenden ijt auf das der Poſt übergebene Reiſegepäck ein Freigewicht von 
Versicherungs 15 Kilogramm bewilligt. 
gebühr. 
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I Für das Mehrgewicht des Reiſegepäcks ijt bei der Einlieferung Ueberfrachtporto zu 
entrichten. Daſſelbe beträgt nach Maßgabe derjenigen Entfernung, welche der Perſonengeld-Erhe⸗ 
bung zum Grunde gelegt wird, für jedes Kilogramm oder den überſchießenden Theil eines Kilogramms: 

1. bei Beförderungen bis 75 Kilometer 5 Pf., mindeſtens 25 Pf.; 
2. z „ z 50 

UI Iſt der Werth des Reiſegepäcks angegeben, jo wird die Verſicherungsgebühr für jedes 
Stück ſelbſtändig erhoben. Dieſe Gebühr beträgt ohne Unterſchied der Entfernung und zu jeder 
Eos ber UEM 5 Pf. für je 300 Mark ober einen Theil von 300 Mark, mindeſtens 
ledoch 10 Pf. 

IV Sit das Gepäck mehrerer Reiſenden, welche ihre Plätze auf einen Fahrſchein genommen 
haben, zuſammengepackt, ſo iſt bei Ermittelung des Ueberfrachtportos das Freigewicht für die auf 
dem Fahrſcheine vermerkte Anzahl von Perſonen nur dann von dem Geſammtgewichte des Gepäcks 
in Abzug zu bringen, wenn die Perſonen zu einer und derſelben Familie oder zu einem und dem— 
ſelben Hausſtande gehören. 

v. Die Erſtattung von Ueberfrachtporto und Verſicherungsgebühr regelt fid) nach denſelben 
Grundſätzen, wie die Erſtattung von Perſonengeld. 


0 
I Dem Reiſenden kann die €" über das der Poſt übergebene Meijegepid nur Verfügung 
während des Aufenthalts an Orten, an welchen ſich eine Poſtanſtalt befindet, und gegen Rückgabe des Reiſenden 
oder Hinterlegung des Gepäcksſcheins geſtattet werden. Reife E 
11 Reiſende nach Zwiſchenorten müſſen ihr Reiſegepäck bei der vorliegenden Poſtanſtalt iu unten 
Empfang nehmen, von wo ab bie Poſtverwaltung dafür Gewähr nicht mehr leiſtet. 


S. 61. 
I Bei den Poſtanſtalten werden nach Bedürfniß Wartezimmer unterhalten. Der Aufenthalt Wartezimmer 
in den Wartezimmern der Poſtanſtalten iſt den Reiſenden geſtattet: uu d 
1. am Abgangsort: eine Stunde vor ber Abgangszeit, A 
2. auf der Reiſe mit derſelben Poſt: während der Abfertigung auf jeder Station, 
3. am Endpunkt der Reiſe: eine Stunde nach der Ankunft, und 
4. beim Uebergang von einer Poſt auf die andere: während 3 Stunden. 
m Perſonen, welche bie Reiſenden zur Poſt begleiten, oder welche die Ankunft der Poſt 
erwarten wollen, kann der Aufenthalt in den Wartezimmern nur ausnahmsweiſe und in geringer 
Zahl geſtattet werden. 


S. 62. 
I Jeder Reiſende jteht unter dem Schutze der Poſtbehörden. ; Verhalten ber 
u Andererſeits ijt es die Pflicht eines jeden Reiſenden, fid) in die zur Aufrechthaltung des Eee 
Auſtandes, der Ordnung und der Sicherheit auf den Poſten und in den Wartezimmern getroffenen DESIT 
Anordnungen zu fügen. 1 
"t Das Rauchen im Poftwagen ijt nur geftattet, wenn fid) in demſelben Raume Perſonen 
Nonne Geſchlechts nicht befinden und die anderen Mitreifenden ihre Zuſtimmung zum Rauchen 
egeben haben. 
. V Reiſende, welche die für Aufrechthaltung des Anſtandes, der Ordnung und der Sicherheit 
auf den Poſten und in den Wartezimmern getroffenen Anordnungen verletzen, können — vorbehaltlich 
er Beſtrafung nach den Landesgeſetzen — von der Poſtanſtalt, unterwegs von dem Poſtſchaffner, 
von ber Mit⸗ oder Weiterreiſe ausgeſchloſſen und aus dem Poſtwagen entfernt werden. Erfolgt bie 
Ausſchließung unterwegs, ſo haben ſolche Reiſende ihr Gepäck bei der nächſten Poſtanſtalt abzuholen; 
ie gehen des gezahlten Perſonengeldes und des etwaigen Ueberfrachtportos verluſtig. 


Abſchnitt III. 
Extrapoſtbe förderung. 


. 68. 
tuf 1 Die Geſtellung von Extrapoſtpferden kann nur auf denjenigen Straßen verlangt werden, Allgemeine 
^| welchen die Poſtverwaltung es übernommen hat, Reiſende mit Extrapoſtpferden zu befördern. Manger 


5* 


— 36 — 


u Auf dieſen Straßen erſtreckt fi) die Verpflichtung der Poſthalter zur Geſtellung von 
Extrapoſtpferden nur auf die Beförderung von Reiſenden mit ihrem Gepäck. 

ni Ausnahmsweiſe können jedoch auch zu Fuhren, bei welchen die Befoͤrderung von 
Gegenſtänden die Hauptſache iſt, Extrapoſtpferde geſtellt werden, ſofern die Gegenſtände von einer 
Perſon begleitet und beauffichtigt werden und ihre Beförderung überhaupt ohne Gefahr und Nachtheil 
bewerkſtelligt werden kann. 

1v Die Poſthalter find nicht verpflichtet, zu den eigenen oder gemietheten Pferden der 
Reiſenden Vorſpannpferde herzugeben. 


&. 64. 
Zahlungsſätze 1 An Pferdegeld ſind für jedes Extrapoſtpferd und für jedes Kilometer 20 Pf. zu zahlen. 
"d bie 1 Das Wagengeld beträgt ohne Unterſchied der Gattung des Wagens oder Schlittens 
ferde. " f 
v. Wagengeld. für dars Kilometer em TT Moo en ee. an: 10 Pf. 
ni Größere, als vierſitzige Wagen oder Schlitten herzugeben, find die Poſthalter nicht 
verpflichtet. 

iv Die Befugniß, Poſthaltereiwagen zur Weiterreiſe über den Punkt hinaus zu benutzen, 
wo der nächſte Pferdewechſel ſtattfindet, können Reiſende nur durch ein Abkommen mit dem Poſt⸗ 
halter erlangen, welcher den Wagen herzugeben ſich bereit finden läßt, und deſſen Sorge es über⸗ 
laſſen bleibt, die Rückbeförderung des ledigen Wagens auf ſeine Koſten zu bewirken. 

c. Boſtellgeblähr. v Das Beſtellgeld beträgt für jeden Extrapoſtwagen auf jeder Station 25 Pf. Auf 
anderen Punkten, als den wirklichen Stationen, findet die Erhebung der Beſtellgebühr nicht ſtatt. 

d. Schumergeld. " VI Für das Schmieren eines jeden Wagens, der nicht von der Poſt geſtellt ijt, find 25 Pf. 
zu zahlen. 

e. Beleuchtungs- VII Auf Verlangen der Reiſenden find die Poſthalter verpflichtet, die Wagen zu erleuchten. 


loſten. Für die Erleuchtung zweier Laternen werden 20 Pf. für jede Stunde der vorſchriftsmäßigen Be⸗ 
förderungszeit erhoben. Ueberſchießende Minuten werden für eine halbe Stunde gerechnet. Die 
Erleuchtungskoſten müſſen ſtationsweiſe da, wo die Erleuchtung verlangt wird, von den Reiſenden 
vor der Abfahrt mit den anderen Gebühren berichtigt werden. 
f, Wegegeld und vir Das etwaige Wegegeld, ſowie bie ſonſtigen Wege- 2c. Abgaben werden nach den zur 
fonftige bene öffentlichen Kenntniß gebrachten Tarifen erhoben. Unentgeltlich hergegebene Mehrbeſpannung kommt 
ST bei Berechnung des Wegegeldes nicht in Betracht. 


2 IX Das Poſtillonstrinkgeld beträgt ohne Unterſchied ber Beſpannung für jeden Poſtillon 
trinkgeld. für das Kilometer 10 Pf. 
u. Rückbenutzung X Extrapoſtreiſende, bie fid am Beſtimmungsort ihrer Reife nicht über 6 Stunden auf⸗ 


einer Grtapoit halten, haben, wenn fie mit den auf ber Hinreiſe benutzten Pferden und Wagen einer Station die 
Rückfahrt bis zu dieſer Station bewirken wollen und ſich vor der Abfahrt darüber erklären, für 
die Rückfahrt nur die Hälfte der nach den Sätzen unter a, b, e, und g ſich ergebenden Beträge, 
mindeſtens jedoch für die ganze Fahrt die Koſten für eine Hinbeförderung von 15 Kilometern 
zu entrichten. Eine Entſchädigung für das ſechsſtündige Stilllager des Geſpanns und des 
Poſtillons iſt nicht zu zahlen. Zwiſchen der Ankunft und dem Antritt der Rückfahrt muß den 
Pferden eine Ruhezeit mindeſtens von der Dauer der einfachen Beförderungsfriſt gewährt werden. 
Will der Reiſende auf der Rückfahrt eine andere Straße nehmen, als auf der Hinfahrt, ſo wird 
die ganze Fahrt als eine Rundreiſe angeſehen, auf welche vorſtehende Beſtimmungen nicht Mu: 
wendung finden. 
i. Voraus⸗ XI Reiſende können durch Laufzettel Extrapoſtpferde vorausbeſtellen. Die Wirkung der 
le Pferdebeſtellung beſchräukt fid) auf 24 Stunden, für welche der Reiſende auch bei unterbliebener 
pſerden. Benutzung der Pferde nur das Wartegeld zu zahlen verbunden if. In dem Laufzettel muß Ort, 
Tag und Stunde der Abfahrt, die Zahl der Pferde und der Reiſeweg mit Benennung der Stationen 
angegeben, auch bemerkt werden, ob die Reiſe im eigenen Wagen erfolgt, oder ob ein offener, ein 
ganz⸗ oder halbverdeckter Stationswagen verlangt wird, ſowie, ob und mit welchen Unterbrechungen 
die Reiſe ſtattfinden ſoll. Die Abfaſſung ſolcher Laufzettel iſt Sache des Reiſenden. Die Poſtver⸗ 
waltung hält fid) an denjenigen, welcher den Laufzeltel unterjehrieben hat. Iſt der Reiſende nicht 
am Ork anſäſſig oder ſonſt nicht hinlänglich bekannt, fo muß er feinen Stand und Wohnort air 
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geben. Für Beförderung eines Laufzettels mit den Poſten zur Voraus beſtellung von Extrapoſt⸗ 
pferden iſt eine Gebühr nicht zu entrichten. 

xi Jeder Extrapoſtreiſende, welcher jih an einem unterwegs gelegenen Orte länger als eine 
halbe Stunde aufhalten will, iſt verpflichtet, hiervon der Poſtanſtalt vor der Abfahrt Nachricht zu 
geben. Dauert der Aufenthalt über eine Stunde, ſo iſt von der fünften Viertelſtunde an ein Warte⸗ 
geld von 25 Pf. für Pferd und Stunde zu entrichten. Ein längerer Aufenthalt als 24 Stunden 
darf nicht ſtattfinden. 

XII Für vorausbeſtellte Pferde ijt, wenn von denſelben nicht zu der Zeit Gebrauch gemacht 
wird, für welche die Beſtellung erfolgt it, für Pferd und Stunde ein Wartegeld von 25 Pf. auf 
die Zeit des vergeblichen Wartens 

a) bei weiterher kommenden Reiſenden von der ſiebzehnten Viertelſtunde an gerechnet, 
b) bei im Ort befindlichen Reiſenden von der fünften Viertelſtunde an gerechnet, | 


zu entrichten. 

xiv. Benutzt ein im Ort befindlicher Reiſender die beſtellten Extrapoſtpferde nicht, ſo hat 
derſelbe, wenn die Abbeſtellung vor der Anſpannung erfolgt, keine Eutſchädigung, wenn dagegen 
die Pferde zur Zeit der Abbeſtellung bereits angeſpannt waren, den Betrag des beſtimmungsmäßigen 
Extrapoſt⸗, Wagen und Trinkgeldes für fünf Kilometer, ſowie die Beſtellgebühr als Entſchädigung 
zu entrichten. 

xy Der Reiſende kann verlangen, daß ihm auf langen oder ſonſt beſchwerlichen Stationen 
auf vorhergegangene ſchriftliche Beſtellung Pferde und Wagen entgegengeſandt und möglichſt auf der 
Hälfte des Weges, inſofern dort ein Unterkommen zu finden iſt, aufgeſtellt werden. Für die Be⸗ 
förderung ſolcher Beſtellungen mit den Poſten iſt eine Gebühr nicht zu entrichten. Die Beſtellung 
muß die Stunde enthalten, zu welcher die Pferde und Wagen auf dem Umſpannungsorte bereit 
fein follen. Trifft der Reiſende ſpäter ein, ſo iſt von der ſiebzehnten Viertelſtunde an das beſtim⸗ 
mungsmäßige Wartegeld zu zahlen. 

xvi Für entgegengeſandte Extrapoſten wird erhoben: 

1. das beſtimmungsmäßige Extrapoſt⸗, Wagen⸗ und Trinkgeld, 

a) wenn die Entfernung von einem Pferdewechſel zum anderen 15 Kilometer oder 
mehr betragt, nach der wirklichen Entfernung, 
p) wenn ſolche weniger als 15 Kilometer beträgt, nach dem Satze für 15 Kilometer, 

2. die einfache Beſtellgebühr, welche von der Poſtanſtalt am Stations⸗Abgangsort der 
Exlrapoſt zu berechnen iſt. 

Für das Hinſenden der ledigen Pferde und Wagen wird, wenn mit denſelben die Fahrt nach der⸗ 
jenigen Station, wohin die Pferde gehören, zurückgelegt wird, keine Vergutung gezahlt. Geht aber 
die Fahrt nach irgend einen anderen Orte, gleichviel, ob auf einer Poſtſtraße oder außerhalb derſelben, 
ſo müſſen entrichtet werden: 

1. Für das Hinſenden der ledigen Pferde und Wagen von der Station bis zum Ort 
der Abfahrt die Hälfte des beſtimmungsmäßigen Extrapoſt⸗, Wagen⸗ und Trinkgeldes 
nach der wirklichen Entfernung, 

2. für die Beförderung des Reiſenden der volle Betrag dieſer beſtimmungsmäßigen 
Gebühren, 

3. für das Zurückgehen der ledigen Pferde und Wagen von dem Orte ab, wohin die Extra⸗ 
poſt gebracht worden iſt, bis zu der Station, zu welcher die Pferde gehören, die Hälfte 
des beſtimmungsmäßigen Extrapoſt⸗, Wagen- und Trinkgeldes für denjenigen Theil 
des Rückweges, der übrig bleibt, wenn die Entfernung abgerechnet wird, auf welcher 
die Extrapoſtbeforderung ſtattgefunden hat. 


5 xvu Für Extrapoſten auf Entfernungen unter 15 Kilometer werden die Gebühren für 
eine Entfernung von 15 Kilometer erhoben. 

f xym Wenn die Reiſe an einem Orte endigt, welcher nicht über 10 Kilometer hinter oder 
ſeitwärts einer Station liegt, ſo hat der Reiſende nicht nöthig, auf der letzten Poſtſtation die Pferde 
zu wechſeln, vielmehr müſſen ihm auf der vorletzten Station die Pferde gleich bis zum Beſtimmungsort 
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gegen Entrichtung der vorgeſchriebenen Sätze für die wirkliche Entfernung, jedoch mindeſtens für 
15 Kilometer gegeben werden. 

XIX Geht die Fahrt von einer Station oder von einem Eifenbahn = Haltepunkte ab und 
über eine Station hinaus, welche nicht über 10 Kilometer vom Abfahrtsort entfernt liegt, ſo kann 
über dieſe Station ohne Pferdewechſel ebenfalls gegen Entrichtung der vorgeſchriebenen Sätze für 
die wirkliche Entfernung, jedoch mindeſtens für 15 Kilometer, hinausgefahren werden. 

XX In dem Poſtdienſtzimmer einer jeden zur Geſtellung von Extrapoſtpferden beſtimmten 
Station befindet ſich ein Extrapoſttarif, deſſen Vorlegung der Reiſende verlangen und aus welchem 
derſelbe den für jede Station zu zahlenden Betrag des Poſtgeldes und aller Nebenkoſten erſehen kann. 


8. 65. 


I Die Gebühren für bie Extrapoſtreiſen müſſen, mit Ausschluß des Trinkgeldes, welches 
erjt nach zurückgelegter Fahrt dem Poſtillon gezahlt zu werden braucht, in der Regel ſtationsweiſe 
vor der Abfahrt entrichtet werden. 

H Jedem Reiſenden muß über die gezahlten Extrapoſtgelder und Nebenkoſten unaufgefordert 
eine Quittung ertheilt werden. Der Reiſende muß ſich auf Erfordern über die geſchehene Bezahlung 
der Extrapoſtgelder und Nebenkoſten durch Vorzeigung der Quittung ausweiſen und hat ſolche daher 
zur Vermeidung von Weitläufigkeiten bis zu dem Orte bei ſich zu führen, bis wohin die Koſten 
bezahlt ſind. Unterläßt er ſolches, ſo hat er unter Umſtänden zu gewärtigen, daß in zweifelhaften 
Fällen ſeine Beförderung bis zur Aufklärung über die Höhe des eingezahlten Betrages unterbrochen, 
oder die nochmalige Zahlung von ihm verlangt wird. 

III Die Entrichtung der Extrapoſtgelder für alle Stationen eines gewiſſen Kurſes auf 
einmal bei der Abfahrt am Abgangsorte iſt nur auf ſolchen Kurſen ſtatthaft, auf welchen wegen der 
Voraus bezahlung hierauf berechnete Einrichtungen beſtehen. 

IV Macht der Reiſende von einer ſolchen Vergünſtigung Gebrauch, ſo hat derſelbe für die 
Beſorgung des Rechnungsgeſchäfts, und zwar für jede Beförderung, welche die Ausſtellung eines 
beſonderen Begleitzettels erfordert, eine gleichzeitig mit dem Extrapoſtgelde zu erhebende Gebühr zu 
zahlen. Dieſe Rechnungsgebühr beträgt 1 Mark. 

v Im Falle der Vorausbezahlung werden das Extrapoſtgeld und ſämmtliche Nebenkoſten, als 
Wagengeld, Beſtellgebühr, Weges, Damm, Brücken⸗ und Fährgeld, von der Poſtanſtalt am Abgangsort 
für alle Stationen, ſoweit der Reiſende ſolches wünſcht, voraus erhoben; das Poſtillonstrinkgeld 
jedoch nur dann, wenn deſſen Vorausbezahlung von dem Reiſenden gewünſcht wird. Das Schmier⸗ 
geld und die Erleuchtungskoſten werden da bezahlt, wo der Wagen des Reiſenden wirklich geſchmiert 
wird, oder wo der Poſthalter auf Verlangen des Reiſenden für Erleuchtung des Wagens ſorgt. 

VI Findet ber Reiſende fid) veranlaßt, unterwegs den urſprünglich beabſichtigten Weg 
vor der Ankunft in dem Orte, bis wohin die Vorausbezahlung ſtattgefunden hat, zu verlaſſen, 
oder auf einer Zwiſchenſtation zurückzubleiben, ohne die Reiſe bis zum Beſtimmungsort fortzuſetzen, 
jo wird das zuviel bezahlte Extrapoſtgeld ohne Abzug, jedoch mit Ausnahme der Rechnungs- 
gebühr, dem Reiſenden von derjenigen Poſtanſtalt, wo derſelbe ſeine Reiſe ändert oder einſtellt, 
ead gabe der ihm ertheilten Quittung und gegen Empfangsbeſcheinigung über den Betrag, 
erſtattet. 


8. 66. 

I Die Beſpannung richtet ſich nach der Beſchaffenheit der Wege und der Wagen, ſowie 
nach dem Umfange und der Schwere der Ladung. 

JI Findet der Poſtſchaffner oder ber Poſthalter die von dem Reiſenden beſtellte Anzahl 
Pferde für eine normalmäßige Beförderung nicht ausreichend, ſo iſt ſolches zunächſt dem abferti⸗ 
genden Beamten und von dieſem dem Reiſenden vorzustellen. Kommt keine Vereinigung zu Stande, 
ſo ſteht dem Vorſteher der Poſtanſtalt die Entſcheidung zu, und bei dieſer behält es, unbeſchadet 
des ſowohl dem Reiſenden als auch dem Poſthalter zuſtehenden Rechts der Beſchwerdeführung bei 
der Ober-Poſtdirektion, ſein Bewenden. 

ul Bei mehr als vier Pferden müſſen zwei Poſtillone geſtellt werden. 


-— 395 + 


F. 67. 
1 Sind bie Pferde und Wagen vorausbeſtellt worden, jo müſſen fie dergeſtalt bereit gez Abfertigung. 
halten werden, daß zur beſtimmten Zeit abgefahren werden kann. beseelten Gera. 


ı Für weiterher kommende Reiſende müſſen die Pferde ſchon vor der Ankunft aufgeſchirrt poſten. 
ſtehen, und auf Stationen, auf welchen die Poſthalterei über 200 Schritte vom Poſthaus entfernt 
liegt, in der Nähe des letzteren aufgeſtellt werden. 

m Die Abfertigung muß, ſofern der Reiſende fid) nicht länger aufhalten will, bei voraus⸗ 
beſtellten Extrapoſten innerhalb 10 Minuten erfolgen. Wird ein Stationswagen verwendet, [o 
tritt dieſen Friſten noch ſo viel Zeit hinzu, als zur ordnungsmäßigen Aufpackung und Befeſtigung 
des Reiſegepäcks erforderlich iſt. 

IV Sind Pferde und Wagen nicht vorausbeſtellt worden, jo müſſen Extrapoſten, wenn v. Bei nicht 
ber Reiſende einen Wagen mit fid) führt, innerhalb einer Viertelſtunde, und wenn ein Stations- "erkennen 
wagen geſtellt werden muß, innerhalb einer halben Stunde weiterbefördert werden. N 

v Auf Stationen, bei welchen ſelten Extrapoſten vorkommen, und wo zu deren Beförderung 
Poſtpferde nicht beſonders unterhalten werden können, müſſen die Reiſenden ſich denjenigen Aufent⸗ 
halt gefallen laſſen, welcher zur Beſchaffung der Pferde nothwendig iſt. 


§. 68. 

1 Die Beförderung muß innerhalb der Friſten, welche durch bie oberſte Poſtbehörde für die Beförderungs , 
Beförderung der Extrapoſten allgemein vorgeſchrieben ſind, erfolgen. Eine, jene Beförderungsfriſt zeit. 
enthaltene lleberfidjt muß fid) in dem Dienſtzimmer einer jeden zur Geſtellung von Extrapoſtpferden 
beſtimmten Station befinden und dem Reiſenden auf Verlangen zur Einſicht vorgelegt werden. 

m Hat auf Verlangen des Reiſenden eine Einigung dahin ſtattgefunden, daß der Reiſende a. Beförde. 
durch eine geringere Anzahl von Pferden befördert wird, als nach dem Umfange der Ladung, ſowie nich norm, 
nach der Beſchaffenheit der Wege und der Wagen eigentlich erforderlich waren, jo kann derſelbe auf mäßiger Be- 
das Einhalten der normalmäßigen Beförderungszeit keinen Anſpruch machen. E 

I Beträgt ber zurückzulegende Weg nicht über 20 Kilometer, jo darf ber Poſtillon ohne v. Anhalten 
Verlangen des Reiſenden unterwegs nicht anhalten. Bei größerer Entfernung iſt ihm zwar geſtattet, unte 
zur Erholung der Pferde einmal anzuhalten, jedoch darf dies nicht über eine Viertelſtunde dauern. 

Auf dieſen Aufenthalt iſt bei Feſtſtellung der Beförderungsfriſt gerückſichtigt worden, und es muß 
daher einſchließlich deſſelben die vorgeſchriebene Beförderungszeit eingehalten werden. Während des 
Anhaltens darf der Poſtillon die Pferde nicht ohne Aufſicht laſſen. 


8. 69. 

1 Der Poſtillon muß die vorſchriftsmäßige Dienſtkleidung tragen und mit bem Poſthorn Poſtillone. 
verſehen fein. Die Hülfsanſpänner haben zu ihrem Ausweis ein von der oberſten Poſtbehörde =, Dierk 
feſtgeſetztes Abzeichen zu tragen. N MA S 

n Bei zweiſpännigem Fuhrwerk gebührt dem Poſtillon ein Sitz auf bem Wagen. Iſt b. Sit des 
daſelbſt kein Platz für ihn vorhanden, ſo muß der Reiſende ein drittes Pferd nehmen. Bei ganz Poftillons. 
leichtem Fuhrwerk und wenn Der leichte Wagen etwa nur mit einem Reiſenden beſetzt ijt, ber kein 
umfangreiches Gepäck mit ſich führt, kann jedoch bei kurzen Slationen eine zweiſpännige Beförderung 
auch dann ſtattfinden, wenn ber Poſtillon vom Sattel fahren muß. Bei drei- und vierſpännigem 
Fuhrwerk muß der Poſtillon vom Sattel fahren, wenn ihm der Reiſende keinen Platz auf dem 
Wagen geſtattet. Bei einer Beſpannung mit mehr als vier Pferden muß ſtets lang geſpannt und 
vom Sattel gefahren werden, inſofern nicht der Reiſende das Fahren vom Bock verlangt. 

Ur Das Wechſeln der Pferde mit entgegenkommenden Poſten darf gar nicht, bei fid) be: c. medien mit 
gegnenden Extrapoſten aber nur mit ausdrücklicher Einwilligung der beiderfeitigen Reiſenden geſchehen. den Veber. 
Der durch das Wechſeln entſtehende Aufenthalt muß bei der Fahrt wieder eingeholt werden. Das 
Trinkgeld erhält derjenige Poſtillon, welcher den Reiſenden auf die Station bringt. 

IV Der Reiſende hat zu beſtimmen, ob bei der Ankunft auf der Station beim Poſthaus a. Dorfahren 
oder bei einem Gaſthauſe oder bei einem Privathauſe vorgefahren werden fol. Wird nicht beim " Rue 
Poſthaus vorgefahren, jo muß ber Poſtillon, wenn ber Reiſende es verlangt, bie Pferde zur b 
Weiterreiſe beſtellen. 


— 40 — 


e UE B v Dem Boftillon allein gebührt es, die Pferde zu führen. Wenn der Reiſende oder beifen 
Leute an dem Poſtillon Thätlichkeiten verüben, jo hat der Poſtillon die Befugniß, ſogleich auszu⸗ 
ſpannen. Daſſelbe gilt, wenn der Reiſende die Pferde durch Schläge antreiben ſollte. 


8. 70. 
Beſchwerden. I Sofern ber Extrapoſtreiſende Anlaß zur Beſchwerde hat, fi er berechtigt, dieſelbe in den 
Begleitzettel einzutragen. 
S. 71. 
Inkrafttreten. I Gegenwärtige Poſtordnung tritt am 1. Juli d. J. in Kraft. 


Berlin, den 11. Juni 1892. 


Der Reichskanzler. 
In Vertretung: v. Stephan. 


Gedruckt bei Julius Sittenfeld in Berlin W. 
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Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 29. Juli 1892. 
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Durch meine Polizei-Verorduung vom 26. d. M., veröffentlicht im Extrablatt zu 
Nr. 30 des Amtsblatts der hieſigen Regierung vom 27. d. Mts., ijt die Ein- und Durchfuhr 
gebrauchter Leib- und Bettwäſche, getragener Kleider pp. aus Rußland verboten worden, wäh— 
rend Wäſche und Kleider der Reiſenden von dem Verbot ausgeſchloſſen geblieben ſind. 

Da aber auch dieſe letzteren Gegenftände durch Cholera-Abgänge verunreinigt ſein 
und den Auſteckungsſtoff lange Zeit in wirkſamem Zuſtand enthalten können, ſo vermögen auch 
ſie gefährlich zu werden. Die Gefahr droht allen, welche ſolche Wäſche oder Kleider aus— 
packen, waſchen, ſonſtwie reinigen oder mit ihnen in irgend einer andern Weiſe zu ſchaffen 
haben, bevor ſie desinficirt worden ſind. 

Es ergeht daher an alle, welche aus Rußland kommende Perſonen aufnehmen, ins⸗ 
beſondere an die Gaſtwirthe und an deren Perſoual die eindringlichſte Warnung vor dem un: 
vorſichtigen Umgehen mit den erwähnten Sachen. 

Die Wäſche und Kleidungsſtücke von derartigen Fremden ſind nach Oeffnung des 
Gepäcks ſofort und zwar, wo möglich, in einer öffentlichen Dampfdesinfections-Anſtalt zu des⸗ 
inficiren. Die Perſonen, welche die noch nicht desinficirten Gegenſtände auspacken oder mit 
deuſelben ſonſtwie hantiren, haben ſich danach unverzüglich die Hanoe zu desinſiciren und 
werden insbeſondere davor gewarnt, bevor ſie dies gethan, etwas Genießbares in die Hand 
zu nehmen. Zum Waſchen ſollen ſolche Wäſcheſtücke erſt gegeben werden, nachdem fie bes- 
inficirt worden ſind. 

Ju Betreff gebrauchter Wäſche und Kleider, welche etwa entgegen dem erlaſſenen 
Verbot aus Rußland in Poſt⸗ oder anderen Sendungen eintreffen, gilt ſelbſtverſtändlich das 
vorſtehend Geſagte gleichermaßen. 

Ein anderer Gegenſtand, welcher dieſelbe Gefahr, wie ſolche Wäſche, in ſich birgt 
und gleichfalls von dem Einfuhrverbot nicht getroffen wird, iſt das Stroh oder Heu und 
anderes ähnliches Material, welches zur Verpackung von aus Rußland eingeführten Waaren 
dient und namentlich mit Sendungen von Eiern in größeren Mengen anlangt; denn auch dieſe 
Stoffe können leicht durch Auswurfſtoffe Cholerakranker beſudelt ſein. Auch vor bem Um⸗ 
gehen mit ihnen iſt eindringlich zu warnen. Derartiges Material darf nicht etwa zu anderm 
Dünger geworfen oder weiter zum Verpacken oder zu irgend einem ſonſtigen Zwecke verwendet, 
ſondern ſoll ſofort nach dem Auspacken vollſtändig verbrannt werden, und die Perſonen, welche 
das Auspacken beſorgt haben, ſollen ebenfalls ihre Hände beginficiven und vorher des Anfaſſens 
von eßbaren Dingen ſich enthalten. 

Marienwerder, den 29. Juli 1892. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
v. Horn. 


Ausgegeben am 29. Juli 1892 Druck der R. Kanter 'ſchen Hofbuchdruckerei 
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